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Editorial

Respekt vor dem Leben

hinter uns liegt ein Jahr, in dem es kaum Augenblicke der Lange-
weile gab. Allein der Blick auf die in diesem Jahr verabschiedete 
Palette an Gesetzen ist fast schon atemberaubend.
Am 6. November 2015 stimmte der Deutsche Bundestag mit 
Mehrheit für den fraktionsübergreifenden Entwurf eines Geset-
zes zur Strafbarkeit der geschäftsmäßigen Förderung der 
Selbsttötung. Diese Entscheidung der Abgeordneten ist Aus-
druck des Respekts vor dem Leben. Unsere ärztliche Aufgabe 
ist es, Menschen in Not beizustehen und ihnen Schmerzen und 
Leid weitgehend zu nehmen, nicht jedoch Beihilfe zum Selbst-
mord zu leisten. Darauf können sich Patienten auch weiterhin 
verlassen. Wäre dagegen Suizidhilfe, zum Beispiel als Dienstleis-
tung eines Vereins oder ärztliche Wahlleistung, gesetzlich zum 
Normalfall erklärt worden, hätte dies dazu beigetragen, den ge-
sellschaftlichen Respekt vor dem Leben zu schwächen. Die Ge-
fahr einer Kriminalisierung von Ärzten, die Sterbenden zur Lin-
derung ihrer Leiden Hilfe leisten, ohne damit das Leben verkür-
zen zu wollen, sehe ich mit dem neuen Gesetz nicht. Diese von 
der ,Hilfe zum Sterben’ klar abgegrenzte ,Hilfe beim Sterben’ ist 
strafrechtlich ohne Bedeutung und stellt keine geschäftsmäßi-
ge Förderung der Selbsttötung im Sinne dieses Gesetzes dar. Es 
kommt darauf an, dass schwerkranke Menschen eine gute pal-
liative Versorgung erhalten. 
Mit dem am 5. November 2015 beschlossenen Hospiz- und Pallia-
tivgesetz hat der Gesetzgeber eine entscheidende Voraussetzung 
für die Verbesserung der Versorgung von Menschen am Lebensen-
de geschaffen. 
Am selben Tag beschloss der Bundestag auch das Krankenhaus-
strukturgesetz, das grundsätzlich zum 1. Januar 2016 in Kraft tre-
ten soll. Hier konnten im Verlauf der Beratungen deutliche Verbes-
serungen für die Krankenhäuser erzielt werden. Ein Hauptproblem 
wurde jedoch nach wie vor nicht gelöst, denn die eigentlich für die 
Investitionsmittel zuständigen Länder kommen ihrer Verpflich-
tung nur unzureichend nach. Zugleich will die Regierung die Not-
fallversorgung zwischen Kassenärztlichen Vereinigungen (KVen) 
und Krankenhäusern besser verzahnen. So sollen die KVen soge-
nannte „Portalpraxen“ an Krankenhäusern einrichten. Es bleibt zu 
hoffen, dass die vielerorts bereits sehr gut laufende Zusammenar-
beit zwischen den Vertragsärzten und den örtlichen Krankenhäu-
sern unangetastet bleibt. Dies dürfte zurecht für reichlich Diskussi-
onsstoff in den nächsten Monaten sorgen, zumal sich hier einer-
seits eine „ungedeckelte“ Notfallversorgung und eine gedeckelte 
Regelversorgung gegenüber stehen. Sachorientierte Lösungen 
funktionieren nicht par ordre du mufti, sondern beruhen auf ge-
meinsam erarbeiteten Ansätzen. 

Am 18. Juni 2015 verabschiedete der Deutsche Bundestag das 
Präventionsgesetz. Dass die verfasste Ärzteschaft in der dort 
vorgesehenen Nationalen Präventionskonferenz keinen Sitz hat, 
halte ich unverändert für schlichtweg nicht akzeptabel. Am 11. 
Juni 2015 verabschiedete der Deutsche Bundestag das GKV-Ver-
sorgungsstärkungsgesetz. Statt umstrittene Terminservicestel-
len einzuführen, sollte die politische Kreativität besser darauf ab-
zielen, die Attraktivität ärztlicher und pflegerischer Arbeitsbe-
dingungen zu erhöhen. Anfang des Jahres wurde das Institut für 
Qualitätssicherung und Transparenz im Gesundheitswesen ge-
gründet. Hier bleibt zu hoffen, dass es seine Aufgaben mit Au-
genmaß und Umsicht erfüllen wird. 
Weitere Gesetzentwürfe befinden sich auf der Zielgeraden, wie z.B. 
der Entwurf für das E-Health-Gesetz, zu dem am 4. November 
2015 eine öffentliche Anhörung erfolgte. Nicht zuletzt liegt der Re-
gierungsentwurf für ein Gesetz zur Bekämpfung von Korruption im 
Gesundheitswesen vor. Korruption ist gesetzeswidrig und un-
ethisch. Doch staatlich gesätes Misstrauen in die Integrität der Heil-
berufe erzeugt Zweifel und Unsicherheiten. Das Vertrauensverhält-
nis aber ist die Grundlage für jede Behandlung. Auch das umstritte-
ne Gesetz zur Vorratsdatenspeicherung ist für das Vertrauensver-
hältnis problematisch, da es die Geheimnisträger von der Daten-
speicherung nicht ausnimmt. 
Je weiter sich die GOÄ der Zielgeraden nähert, umso größer scheint 
die Unsicherheit an der ärztlichen Basis zu werden. Eine breite Ak-
zeptanz wird nur durch die Herstellung einer ausreichenden Trans-
parenz erreicht werden.
Bei alledem ist es mir ganz persönlich sehr wichtig, den vielen 
Helferinnen und Helfern in Hessen, ob haupt- oder ehrenamtlich 
tätig, für ihren unermüdlichen Einsatz bei der Versorgung der 
Flüchtlinge zu danken. Bitte beachten Sie die Artikel zu diesem 
Thema in der vorliegenden Ausgabe.
In diesem Sinn wünsche ich Ihnen und Ihren Familien ein frohes 
und gesegnetes Weihnachtsfest, ein gutes neues Jahr 2016 mit 
ausreichend Zeit für sich selbst, Ihre Familien und Ihre Patientin-
nen und Patienten.

Ihr

Dr. med. Gottfried von Knoblauch zu Hatzbach
Präsident

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
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Themenschwerpunkt: Flüchtlinge
Informationen zur medizinischen und psycho-
sozialen Versorgung von Flüchtlingen sowie zu 
Initiativen und Serviceleistungen der Landes-
ärztekammer, persönliche Erfahrungen von 
Dr. med. Ingrid Knell und die Sicht der Psycho-
logischen Psychotherapeutenkammer werden 
im Themenschwerpunkt abgebildet.
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Palliativmedizin in Hessen
Zwei hessische Projekte, die sich für die Versor-
gung und Begleitung Schwerstkranker einset-
zen, um den Weg am Ende des Lebens mög-
lichst schmerz- und angstfrei bewältigen zu 
können: 2010 entstand das Palliativnetz Berg-
straße und 2015 startete das ambulante Kin-
derPalliativTeam Nordhessen.
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Ärztekammer

Medizinische Versorgung von Flüchtlingen
Informationen der Landesärztekammer Hessen und der Bezirksärztekammern

Landesärztekammer Hessen im 
Asylkonvent des Landes Hessen 
vertreten

Der von Ministerpräsident Volker Bouffier 
ins Leben gerufene Asylkonvent soll sich 
nicht nur mit der aktuellen Flüchtlingssi-
tuation in Hessen beschäftigen, sondern 
auch die langfristigen Herausforderungen 
der Integration in den Blick nehmen. Als 
Vertreterin der Landesärztekammer Hes-
sen nahm Vizepräsidentin Monika Buchalik 
an dem ersten, konstituierenden Treffen 
des Asylkonvents am 14. Oktober in der 
Wiesbadener Staatskanzlei teil. Neben den 
Fraktionsvorsitzenden der Parteien im hes-
sischen Landtag und den zuständigen Mi-
nisterien sind in dem Asylkonvent die kom-
munalen Spitzen- und Wirtschaftsverbän-
de, Vertreter der Kirchen und Flüchtlings-
verbände, der Ärzteschaft sowie des Eh-
renamtes. Bis zum nächsten Konvent wer-
den Angebote und Konzepte zu den zen-
tralen Themen Integration, Bildung, Si-
cherheit und Wirtschaft erarbeitet.

Die Website der Landesärzte-
kammer Hessen bietet ein er-
weitertes Serviceangebot für 
Mitglieder und Flüchtlinge: 
www.laekh.de/fluechtlinge

Die Zahl der Flüchtlinge, die nach Hessen 
kommen, steigt kontinuierlich – und damit 
auch der Bedarf an gesundheitlicher Ver-
sorgung. Um Ärztinnen und Ärzte in Pra-
xen oder Krankenhäusern mit Informatio-
nen zu unterstützen, aber auch Flüchtlin-
gen Auskünfte über berufliche Perspekti-
ven im Gesundheitsbereich zu bieten, hat 
die Landesärztekammer Hessen auf ihrer 
Website unter www.laekh.de/fluechtlinge 
Informationen und FAQs/häufig gestellte 
Fragen und Antworten für Ärzte sowie für 
Flüchtlinge mit Interesse an einer berufli-
chen Tätigkeit im Gesundheitswesen zu-
sammengestellt. Die FAQs sind nach Ziel-
gruppen unterteilt: Ärztinnen und Ärzte, 
die in oder für Erstaufnahmeeinrichtungen 
tätig sind, hausärztlich bzw. fachärztlich 
niedergelassene Vertragsärzte, Kranken-
hausärztinnen und -ärzte bzw. Kranken-
häuser, die Flüchtlinge behandeln sowie 
Flüchtlinge mit ärztlicher Ausbildung, die 
eine Approbation als Arzt/Ärztin bzw. eine 
Facharztanerkennung anstreben und 
Flüchtlinge mit einer Helferausbildung, die 
sich für eine MFA-Berufsanerkennung bzw. 
Hospitationen interessieren. 
Informationen zur medizinischen Versor-
gung von Flüchtlingen finden sich auch 
auf der Website der Kassenärztlichen Ver-
einigung Hessen (www.kvhessen.de) 

und der hessischen Landesregierung 
(https://fluechtlinge.hessen.de).

Ärztinnen und Ärzte, die bei der Versor-
gung von Flüchtlingen mithelfen wol-
len, können sich
• an die Landesärztekammer Hessen, Dr. 

med. Alexander Marković, Ärztlicher 
Geschäftsführer, Fon: 069 97672-105, 
wenden und sich beraten lassen. Auf 
Wunsch werden Ihre Kontaktdaten an 
das Regierungspräsidium Gießen (RP) 
Gießen weitergeleitet. 

• direkt an das RP Gießen, Ruth Böhr, 
Ltd. Medizinaldir. und aktuell Leiterin 
der Projektgruppe Medizin (Projekt 
Flüchtlinge) wenden. E-Mail: ruth.bo-
ehr@rpgi.hessen.de, Fon: 0641 303- 
2760. („Wir sind sehr dankbar für alle 
Hilfsangebote, bitten jedoch um Ver-
ständnis dafür, dass die Bearbeitung 
aufrund unseres großen Arbeitsauf-
kommens länger dauern kann. Jede Si-
tuation erfordert eine Strategie, so 
dass wir je nach Bedarf Ärzte nach 
Fachrichtung und regionalem Standort 
ansprechen“, unterstreicht Böhr.)

• bei dem Hessischen Ministerium für So-
ziales und Integration (HMSI) unter 
Fon: 0611 817-3456 oder per E-Mail an 
med@hsm.hessen.de melden. 

Einführung zum Themenschwerpunkt 

Die Zahl von Flüchtlingen steigt weiter 
an. Während im Jahr 2014 insgesamt 
41.298 Flüchtlinge nach Hessen kamen, 
hat das Bundesland allein bis August 
2015 bereits rund 30.500 Schutzsuchen-
de aufgenommen. Zu ihrer Versorgung 
ist ärztliche Hilfe dringend erforderlich. 
Schon seit Monaten leisten daher zahlrei-
che Ärztinnen und Ärzte ehrenamtlich, 
auf Honorarbasis, als Niedergelassene 
oder im Angestelltenverhältnis Hilfe.
Dass dieses Engagement neben Mühe 
auch viel Freude bereiten kann, ist in dem 

Gespräch mit Dr. med. Ingrid Knell nach-
zulesen. Außerdem haben wir für Sie auf 
den folgenden Seiten Informationen zur 
medizinischen Versorgung von Flüchtlin-
gen sowie zu Initiativen und Serviceleis-
tungen der Landesärztekammer und ihrer 
Bezirksärztekammern zusammengestellt. 
Da sich einige Angebote noch im Aufbau 
oder in der Weiterentwicklung befinden, 
bitten wir um Verständnis dafür, dass die 
Übersicht nicht vollständig sein kann. Das 
gilt auch für die Liste von Angeboten zur 
psychosozialen Betreuung von Flüchtlin-

gen. Diesem Thema sind unter dem 
„Schwerpunkt Flüchtlinge“ ein Bericht 
über die Fachtagung „Psychosoziale Ver-
sorgung“ und ein Artikel über ein Projekt 
zur psychologischen Erstbetreuung von 
Asylsuchenden in Hessen gewidmet. 
„Fremde Federn“ gehören zur Meinungs-
vielfalt dazu. Unter „Ansichten und Ein-
sichten“ lesen Sie daher eine Stellungnah-
me der LPPKJP* zur aktuellen Flüchtlings-
situation. Wir freuen uns, dass sich die be-
freundete Heilberufskammer auch mit ei-
nem Kurzportrait vorstellt.
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Informationen aus den Bezirks-
ärztekammern zur medizinischen 
Versorgung von Flüchtlingen

Bezirksärztekammer Wiesbaden 
Beispielhaft für regionale Initiativen der 
Landesärztekammer ist das Engagement 
der Bezirksärztekammer Wiesbaden (Vor-
sitzender: Dr. med. Michael Weidenfeld, 
stv. Vorsitzender: Dr. med. Egbert Reich-
wein) zu nennen:
Zur psychotherapeutischen Versorgung 
traumatisierter Flüchtlinge hat sich in 
Wiesbaden auf Initiative von Dr. Weiden-
feld ein freiwilliges psychosoziales Netz-
werk aus Psychotherapeuten, Kinder- und 
Jugendlichen-Psychotherapeuten, Psy-
chologen und Psychiatern, auch mit Erfah-
rung in der Traumatologie, gegründet. Die 
psychosoziale Versorgung erfolgt
a) im Notfall (in den Erstaufnahmeein-

richtungen),
b) im Fall der Festunterbringung in Wies-

baden.
Durch eine gezielte Dolmetscherschulung 
sollen Sprachbarrieren schnellstmöglich 
überbrückt werden.
Außerdem wird geboten:
1. Allgemeinärztliche Sprechstunden für  

Patientinnen und Patienten in den Erst-
aufnahmeeinrichtungen.

2. Fachärztliche Versorgung über den 
Bezirksärztekammervorsitzenden Dr. 
Weidenfeld, der auch die Fachärzte 
koordiniert.

E-Mail an: bezaek.wiesbaden@laekh.de

Bezirksärztekammer Darmstadt
Die Bezirksärztekammer Darmstadt 
(Vorsitzender: Erich Lickroth, stv. Vorsit-
zender: Dr. med. Karlhans Baumgartl) 
macht auf zahlreiche Aktivitäten der 
Stadt Darmstadt, des Landkreises Darm-
stadt-Dieburg und des Odenwaldkreises 
aufmerksam. Informationen rund um die 
ehrenamtliche Betreuung von Flüchtlin-
gen sind auf der Plattform www.netz
werk-asyl.net eingestellt. Wer sich im 
Odenwald ehrenamtlich engagieren 
möchte, kann sich per E-Mail an asyl-eh-
renamt@odenwaldkreis.de melden.
 
Bezirksärztekammer Frankfurt
Die Bezirksärztekammer Frankfurt (Vor-
sitzender: Dr. med. Wolfgang Seher, stv. 
Vorsitzender: Dr. med. Detlef Oldenburg) 

weist u. a. auf folgende Angebote in 
Frankfurt am Main hin:  Medizinische Be-
treuung für Menschen ohne gültigen Auf-
enthaltsstatus oder ohne Krankenversi-
cherung: Malteser Migranten Medizin: 
Agaplesion Markus Krankenhaus, Wil-
helm-Epstein-Straße 2, 60431 Frank-
furt/M., Medicentrum / Ärztehaus, Fon: 
069 9421050; www.malteser-migranten-
medizin.de. Internationale Humanitäre 
Sprechstunden: Gesundheitsamt der 
Stadt Frankfurt, Zeil 5, 60313 Frankfurt 
am Main; E-Mail: humanitaere.sprechstun-
den@stadt-frankfurt.de, 
www.gesundheitsamt.stadt-frankfurt.de

Bezirksärztekammer Gießen
Der Vorsitzende der Bezirksärztekammer 
Gießen, Dr. med. Hans-Martin Hübner 
(stv. Vorsitzende: Jutta Willert-Jacob) teilt 
mit, dass zur Verbesserung der Kommuni-
kationswege HEAE (Hessische Erstauf-
nahmeeinrichtung) und RP inzwischen in 
einer Projektgruppe zusammenarbeiten. 
Interessierte Ärztinnen und Ärzte im 
Raum Gießen werden gebeten, sich direkt 
an Ruth Böhr, RP Gießen, E-Mail: ruth.bo-
ehr@rpgi.hessen.de, zu wenden (vgl. 
blauen Info-Kasten).

Bezirksärztekammer Kassel
Die Bezirksärztekammer Kassel (Vorsit-
zender: Dr. med. Lothar Werner Hof-

mann, stv. Vorsitzender: Dr. med. Dr.-Ing. 
Hans-Dieter Rudolph) weist ebenfalls da-
rauf hin, dass sich an der Versorgung von 
Flüchtlingen interessierte Ärztinnen und 
Ärzte an das HMSI unter E-Mail 
med@hsm.hessen.de oder Fon: 0611 
817–3456 wenden können (vgl. Kasten). 

Bezirksärztekammer Marburg 
Im Landkreis Marburg wird die medizini-
sche Versorgung von Flüchtlingen bzw. 
Asylbewerbern über das Aufnahmelager 
in 35279 Neustadt koordiniert. Die Be-
zirksärztekammer Marburg (Vorsitzen-
der: Dr. med. Dipl.-Chem. Paul Otto No-
wak, stv. Vorsitzender: Dr. med. Lothar 
Born) weist darauf hin, dass in Zusam-
menarbeit mit der in Marburg ansässigen 
Ärztegenossenschaft PriMa eG an nieder-
gelassene Ärztinnen und Ärzte aufgerufen 
werden, asylsuchenden Ärztinnen und 
Ärzten Hospitationsmöglichkeiten anzu-
bieten. In der Praxis von Dr. med. Lothar 
Born hat bereits ein Asylanten-Kollege 
hospitiert. E-Mail-Kontakt zur Bezirksärz-
tekammer Marburg: bezaek.marburg@ 
laekh.de

Katja Möhrle
 

* Landeskammer für Psychologische Psychotherapeu-

tInnen und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-

tInnen Hessen 

Schwerpunkt: Flüchtlinge

Psychosoziale Betreuung von Flüchtlingen in Hessen
Das Land Hessen finanziert seit 2012 
ein spezielles Beratungsangebot des 
Frankfurter Arbeitskreises Trauma und 
Exil e.V. (FATRA e.V.) für unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge mit posttrau-
matischen Belastungsstörungen. Darü-
ber hinaus erfolgt die Finanzierung des 
Projekts „Traumapädagogik“ des Ver-
eins FATRA e.V. Dabei geht es um die 
fachliche Unterstützung und Fortbil-
dung, d.h. Qualifizierung, der sozialpä-
dagogischen Fachkräfte, die in der am-
bulanten und stationären Versorgung 
von unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlingen in der Jugendhilfe tätig 
sind. Aktuell liegt ein Konzept zur Prü-
fung vor, das sich an junge Erwachsene 
wendet. Auskünfte unter: www.fatra-
ev.de

Weitere psychosoziale Zentren in Hessen 
befinden sich in Gießen und Marburg.
Beratung und Therapie für Flüchtlinge bie-
tet auch das Ev. Zentrum für Beratung 
und Therapie Frankfurt/M. E-Mail: 
fluechtlingsberatung@erv-frankfurt.de
Die ebenfalls in Frankfurt ansässige Bun-
desweite Arbeitsgemeinschaft für Flücht-
linge e.V. und Förderverein Pro Asyl e.V. 
hat ein Hilfsnetzwerk für Flüchtlinge auf-
gebaut; unter www.proasyl.de sind u. a. 
Informationen für ehrenamtliche Helfer 
zu finden.
In Wiesbaden bietet das von Dr. med. 
Michael Weidenfeld gegründete freiwilli-
ge Netzwerk psychosoziale Betreuung 
für Flüchtlinge an (vgl.: Informationen 
aus den Bezirksärztekammern).

moeh
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Im Gespräch

„Ingrid, da musst du helfen!“
Die pensionierte Betriebsärztin Dr. med. Ingrid Knell betreibt mit Kollegen eine 
Nothilfe-Praxis in Wetzlar 

Als Dr. med. Ingrid Knell im Sommer 
2015 begann, sich ehrenamtlich in der 
ärztlichen Versorgung von Flüchtlingen 
zu engagieren, war die allgemeine Stim-
mung überwiegend optimistisch. „Wir 
schaffen das“, lautete nicht nur das Credo 
der Bundeskanzlerin. Angesichts des 
steigenden Zustroms von Asylbewerbern 
stellt sich allerdings inzwischen für viele 
die Frage, wie die damit verbundenen 
Herausforderungen auch im medizini-
schen Bereich bewältigt werden können. 
Ingrid Knell hat keine Zweifel: „Wenn alle 
zusammenhalten und die Politik nicht so 
schwerfällig reagiert, denke ich, dass die 
Aufgabe machbar ist“. In der Stimme der 
73-jährigen pensionierten Betriebsärztin 
schwingen Zuversicht und Begeiste-
rungsfähigkeit mit. 
Mitte Juni kamen die ersten Flüchtlinge in 
Wetzlar an und sollten zunächst nur für 
zwei bis drei Tage in einem Zeltlager an 
der Spilburg bleiben. Doch als aus der ge-
planten Übergangslösung eine Außenstel-
le der Hessischen Erstaufnahmeeinrich-
tung für Flüchtlinge (HEAE) in Gießen 
wurde, verschickten Kirchen zusammen 
mit dem Arbeitskreis Flüchtlingshilfe im 
Juli einen Rundbrief und baten die Bevöl-
kerung um Unterstützung. „Ich habe das 
Schreiben damals als Mitglied des Wetzla-
rer Kammerorchesters erhalten“, erinnert 
sich die Ärztin im Ruhestand. „Kurz darauf 
berichteten mir Rettungsassistenten des 
Deutschen Roten Kreuzes (DRK) über die 
fehlende ärztliche Versorgung der im Zelt-
lager lebenden Flüchtlinge.“ Knell, seit 25 
Jahren beim Roten Kreuz aktiv und seit 
2013 Präsidentin des DRK-Kreisverbands 
Wetzlar, überlegte nicht lange: „Das kann 
kein Zufall sein, sagte ich mir: Ingrid, da 
musst du helfen.“ 

Das Konzept passte

Sie meldete sich bei der hessischen Erst-
aufnahmeeinrichtung des Regierungsprä-
sidiums (RP) in Gießen und bot ihre eh-
renamtliche Unterstützung an. „Schicken 

Sie uns ein Konzept, Frau Knell“, lautete 
die Antwort, und dann ging alles ganz 
schnell: „Das Konzept passte“. Mit Hilfe 
des Roten Kreuzes baute die engagierte 
Ärztin eine Nothilfe-Praxis gegenüber 
dem Zeltlager auf. Innerhalb kürzester 
Zeit fand sie Kolleginnen und Kollegen, die 
bereit waren, ebenfalls zu helfen. „Wir sind 
bis auf wenige Ausnahmen eine ‚Rentner-
Gang‘ “, schmunzelt Knell: „14 Ärztinnen 
und Ärzte, darunter Allgemeinmediziner, 
Internisten, Traumatologen sowie zwei 
Kinderärzte und ein Lungenfacharzt. Die 
drei letzteren sind noch berufstätig.“ Mit-
te Juli konnte das Team bereits die ersten 
Sprechstunden abhalten. 
„Inzwischen bieten wir täglich außer 
Sonntag Sprechstunden an; durchschnitt-
lich kommen 50 bis 60 Patienten pro Tag“, 
erzählt Knell. „Zu den Krankheiten, mit 
denen wir konfrontiert werden, zählen Er-
kältungen, Kopfschmerzen, Migräne, aku-
te Verletzungen, aber auch vereiterte 
Schusswunden und Folgeerkrankungen 
von Folterungen, Rückenschmerzen oder 
rheumatische Beschwerden bis hin zu 
schwierigen Sachen, wie der Fall eines Kin-
des mit Herzproblemen. Ganz selten kom-
men auch Patienten mit nicht anstecken-

den Tropenkrankheiten“, fährt die pensio-
nierte Ärztin fort. „Manche Beschwerden 
beruhen auf seelischen Verletzungen, die 
von den Menschen im Camp jedoch meist 
als ehrenrührig empfunden werden. Vor 
allem Frauen ‚dürfen‘ darunter nicht lei-
den. Hier gibt es noch viel an Aufklärungs-
arbeit zu tun.“ 

Alles erfolgt in Absprache mit dem 
Regierungspräsidium

Um Logistik und Instrumente der Nothilfe-
Praxis kümmert sich das Rote Kreuz; das 
Regierungspräsidium (RP) stellt Überset-
zer. „Alles erfolgt in Absprache mit dem RP 
– Hand in Hand und ausgesprochen gut“, 
erklärt Knell. „Wir dürfen Medikamente auf 
Vorhalt kaufen. Das ist wichtig; so können 
wir Patienten rationiert Medikamente ge-
ben, den Krankheitsverlauf kontrollieren 
und auch die Dauerbehandlung von Diabe-
tes unterstützen.“ Mit dem Computer ist 
die Praxis dem RP angeschlossen. „Auf die-
se Weise können wir etwa sehen, ob ein Pa-
tient bereits geröntgt worden ist, oder ob 
diese Untersuchung noch nötig ist.“ Auch 
als vor einigen Wochen Fälle von Hepatitis 
A in dem Lager aufgetreten waren, Titer 

Dr. med. Margrit Wille, Dr. med. Ingrid Knell, Dr. med. Dieter Troschke, Dr. med. Peter Wille und  

Dr. med. Klaus Dieter Wolkewitz
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bestimmt und Impfungen durchgeführt 
werden mussten, war die Abstimmung mit 
dem RP wichtig.

Zweites Camp,  
zweiter Praxisstandort

Rund 750 Flüchtlinge leben derzeit in dem 
Camp auf dem Spilburg-Gelände (Stand: 
1.11.15). „Nach den anfänglichen Proble-
men hat sich die Situation entspannt. Die 
Zelte sind gut ausgestattet und geheizt; es 
gibt Schlafzelte, Zelte für Duschen und Toi-
letten, Waschmaschinen und Trockner. Je-
de Woche wird die Einmal-Bettwäsche ge-
wechselt, ein eigener Ordnungsdienst ist 
vor Ort“, berichtet Knell. „Außerdem hat 
sich ein eigener Flüchtlingsrat im Camp 

konstituiert, der eine Kinderbetreuung an-
geregt hat, die die Flüchtlinge selbst mit 
Unterstützung von Ehrenamtlichen und 
Sozialdiensten organisieren.“ Seit Mitte 
September ist auf dem Gelände des Tech-
nischen Hilfswerkes (THW) Ortsverband 
Wetzlar ein zweites Camp eingerichtet 
worden; die an einem Tag von Feuerwehr, 
Maltesern, DRK und der Bundeswehr als 
Notunterkunft eingerichteten Räumlich-
keiten in der ehemaligen Fahrzeughalle 
bieten Platz für bis zu 500 Flüchtlinge; 250 
Menschen sind derzeit in dem Camp unter-
gebracht. „Dort haben wir inzwischen ei-
nen zweiten Praxisstandort“, sagt Knell.
Den Kontakt zu den Flüchtlingen empfin-
det die Ärztin als bereichernd. „Was ich in 
Gesprächen über das, was sie erlebt haben, 

erfahre, ist berührend. Manchmal bringt es 
mich zum Mitweinen.“ Auch die Arbeit in 
dem Ärzteteam macht ihr Freude: „Wir ar-
beiten freiwillig und ehrenamtlich und wol-
len als ‚Rentner-Gang‘ auch frei bleiben. 
Dadurch sind wir flexibel und können uns 
die Aufgaben untereinander aufteilen. Je-
der darf zweimal in der Woche eine Sprech-
stunde halten.“ Dass die Verhältnisse, unter 
denen Ärztinnen und Ärzte in der Erstauf-
nahmeeinrichtung in Gießen arbeiten, an-
ders sind, ist ihr bewusst: „Sie sind dort mit 
Sicherheit unterbesetzt. Ich frage mich 
wirklich, wie die Kolleginnen und Kollegen 
das schaffen können“, betont Knell: „Für 
mich ist das ein kleines Wunder.“

Katja Möhrle

Schwerpunkt: Flüchtlinge

Wir möchten Ihnen auf diesem Weg unsere Wünsche 
für ein gesegnetes Weihnachtsfest und ein fried -
volles und gesundes Neues Jahr übermitteln.
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Landesärztekammer Hessen

Dr. med. Gottfried von Knoblauch zu Hatzbach
Präsident
Frankfurt am Main, Dezember 2015

Ihr „Heißer Draht“ zum 
Präsidenten

Telefonsprechstunde mit Dr. med. 
Gottfried von Knoblauch zu Hatzbach:
Sie haben Vorschläge, Lob oder Kritik? 
Wie kann sich die Landesärztekammer 
noch besser für Sie und Ihre Anliegen 
engagieren? Die Telefonsprechstunde 
bietet Ihnen die Möglichkeit, direkt mit 
Kammerpräsident Dr. med. Gottfried 
von Knoblauch zu Hatzbach Kontakt 
aufzunehmen.
Der Präsident der Landesärztekammer 
Hessen wird an folgenden Terminen 
von 19 bis 20 Uhr unter der Telefon-
nummer 069 97672-777 für Sie er-
reichbar sein:
● Dienstag, 1. Dezember 2015
● Dienstag, 12. Januar 2016
● Dienstag, 9. Februar 2016
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Fortbildung

Dieser Tage erreichen viele schutzsuchen-
de Menschen aus Kriegs- und Krisengebie-
ten Deutschland. Hier suchen sie Asyl und 
Sicherheit. Neben den erlebten körperli-
chen Strapazen sind Asylsuchende häufig 
auch psychisch stark belastet. Das liegt 
zum einen an den überwiegend traumati-
sierenden Erfahrungen und der lebensbe-
drohlichen Situation in ihren Herkunftslän-
dern, die die Menschen zur Flucht beweg-
ten. Zum anderen sind die Fluchtwege 
häufig unsicher und mit dem Erleben wei-
terer traumatischer und lebensbedrohli-
cher Situationen verbunden.
 Im Zielland angekommen, schlagen dann 
das Warten auf den Asylentscheid und 
häufig auch Sorgen um Verwandte und Be-
kannte, Langeweile durch fehlenden Zu-
gang zu Arbeits- und Aktivitätsmöglichkei-
ten und soziale Isolation auf die Stimmung. 
Vor diesem Hintergrund wundert es nicht, 
dass internationale Studien hohe Raten an 
psychischen Störungen bei Asylsuchen-
den und Flüchtlingen finden. Besonders 
häufig, im Durchschnitt über viele Studien 
bei fast einem Drittel, sind dabei die Post-
traumatische Belastungsstörung oder Ma-
jore Depression zu finden, in vielen Fällen 
auch beide gleichzeitig. Daneben treten 
auch körperliche Beschwerden auf, die 

nicht auf eine medizinische Ursache zu-
rückzuführen sind, sogenannte somato-
forme Beschwerden. 
Dieser hohen Belastung steht eine recht 
unterentwickelte Versorgungsstruktur in 
Bezug auf eine psychische Betreuung von 
Asylsuchenden in Deutschland gegenüber. 
Da Asylsuchende nicht krankenversichert 
sind und in der Regel nur die akute medizi-
nische Behandlung von den zuständigen 
kommunalen Stellen übernommen wird 
(obwohl dies den europäischen Aufnah-
merichtlinien von 2013 widerspricht, die 
explizit fordern, dass Menschen, die Folter, 
Vergewaltigung oder andere schwere Ge-
walttaten erlitten haben, Zugang zu einer 
adäquaten medizinischen und psychologi-
schen Behandlung erhalten; siehe Artikel 
25 (1), Neufassung der EU-Aufnahme-
richtlinie 2013), sind die üblichen Versor-
gungsstrukturen hier nicht wirksam. 
Momentan wird die ambulante psycholo-
gische Versorgung vor allem durch 25 
bundesweit verteilte psychosoziale Be-
handlungszentren geleistet [siehe Bun-
desweite Arbeitsgemeinschaft der psy-
chosozialen Zentren für Flüchtlinge und 
Folteropfer e. V. (BAfF)], die Behandlun-
gen kostenlos anbieten können und sich 
dafür aus verschiedenen öffentlichen 

Quellen, ehrenamtlichen Initiativen und 
Spenden finanzieren müssen. 
In Hessen gibt es zwei solcher Zentren in 
Frankfurt: der Frankfurter Arbeitskreis 
Trauma und Exil (FATRA) e. V. und das 
evangelische Zentrum für Beratung und 
Therapie am Weißen Stein. Diese Zentren 
haben einen starken Zulauf, der sich ange-
sichts der hohen aktuellen Zahlen an Asyl-
suchenden wahrscheinlich noch verstär-
ken wird. 
Abgesehen vom Raum Frankfurt, sind die 
Angebote ambulanter Psychotherapie in 
Hessen rar und gehen vor allem auf Initia-
tiven von einzelnen niedergelassenen 
Therapeuten zurück. Vor diesem Hinter-
grund hat das Projekt Da.Sein zum Ziel, 
die psychologische Betreuung von Asylsu-
chenden im ersten Jahr ihres Aufenthaltes 
in Hessen zu verbessern. Das Projekt wur-
de von April 2013 bis März 2015 unter der 
Leitung der Autorin dieses Artikels, von 
Dr. Dr. Ricarda Nater-Mewes am Fachbe-
reich Psychologie der Philipps-Universität 
Marburg organisiert und vom Europäi-
schen Flüchtlingsfond kofinanziert. Es be-
steht aus drei Strängen (siehe Abbildung). 

Der erste Strang (a) beschäftigt sich mit 
der wissenschaftlichen Dokumentation 
der psychischen Gesundheit und ihres 
Verlaufs bei neu (maximal seit einem Jahr) 
in Hessen angekommenen Asylsuchen-
den. Dabei wurden auch Schutz- und Risi-
kofaktoren untersucht, die die psychische 
Gesundheit beeinflussen können. An die-
sem Projektstrang nahmen 141 Asylsu-
chende mit den Sprachen Englisch, Ara-
bisch, Persisch (Farsi) und Kurdisch teil. 
Die Begrenzung der Untersuchungsspra-
chen begründete sich einerseits darauf, 
dass sie unter anderem die Hauptspra-
chen der Asylsuchenden mit guten Chan-
cen auf Anerkennung ihres Asylgesuchs 
sind, und andererseits darauf, dass eine 
Einschränkung der Untersuchungsspra-
chen für die Projektdurchführung nötig 
war. Die 141 Teilnehmer-/innen wurden 
mit Hilfe von übersetzten Fragebögen und 
strukturierten klinischen Interviews unter 
Dolmetschereinsatz zu verschiedenen 

Da.Sein
Ein Projekt zur psychologischen Erstbetreuung von Asylsuchenden in Hessen
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psychischen Störungen und beeinflussen-
den Faktoren befragt. 
Die meisten der untersuchten Asylsu-
chenden haben zahlreiche traumatische 
Erfahrungen gemacht, darunter beson-
ders schwerwiegende Traumata wie Fol-
ter und sexuelle Gewalt. Die Ergebnisse 
zeigen, dass die untersuchte Gruppe stark 
von psychischen Problemen und auch psy-
chischen Störungen wie der Posttraumati-
schen Belastungsstörung und Depression 
betroffen sind. Die Belastungsgrade sind 
dabei um bis zu sechsmal höher als in ei-
ner Vergleichsgruppe aus der deutschen 
Allgemeinbevölkerung. 
Wichtig zu erwähnen ist, dass die trauma-
tischen Erfahrungen besonders stark mit 
posttraumatischen Symptomen wie bei-
spielsweise dem Wiedererleben der trau-
matischen Situation, Schlafstörungen, 
emotionaler Taubheit, Konzentrations-
schwierigkeiten und Erinnerungslücken in 
Bezug auf das traumatische Ereignis zu-
sammenhingen. Die Umstände in 
Deutschland, wie zum Beispiel soziale Iso-
lation, Diskriminierungserfahrungen, Sor-
gen um Angehörige und die unklare Auf-
enthaltslage, hingen vor allem mit stärke-
ren depressiven Symptomen zusammen. 
Hier gibt es demzufolge gute Möglichkei-
ten, den depressiven Symptomen entge-
genzuwirken. Dabei steht eine gute sozia-
le Unterstützung besonders im Mittel-
punkt: Sie scheint gleichermaßen gegen 
die posttraumatischen wie depressiven 
Symptome zu wirken. Daneben sind Mög-
lichkeiten zur Erreichung eigener kleiner 
Ziele und damit zur Stärkung der soge-
nannten Selbstwirksamkeitserwartung 
(die Erwartung, subjektiv wichtige Ziele 
durch das eigene Verhalten erreichen zu 
können) sehr wichtig.
Der zweite Strang (b) hatte zum Ziel, ein 
niedrigschwelliges Informationsangebot 
für die gleiche Gruppe wie bei Strang a zu 
entwickeln und zu evaluieren. In diesem 
Rahmen wurde ein Psychoedukationsan-
gebot für Gruppen entwickelt – der „Ge-
sundheits-Teegarten“ (der Begriff „Tee-
garten“ ist in vielen Ländern bekannt und 
bedeutet „schönes Zusammensein“) – 
und anhand der Durchführung mit 31 
Asylsuchenden evaluiert (eine Publikation 
dazu befindet sich in Vorbereitung; Infor-
mationen zur Entwicklung und das Manu-
al für den praktischen Einsatz sind im Rah-

men der Diplomarbeit von Özlem Serfiraz 
Demir festgehalten und von der Autorin 
zu bekommen). 
Inhalte des Gesundheits-Teegartens sind 
unter anderem Informationen und Aus-
tauschmöglichkeiten zu normalen Reak-
tionen auf und üblichen Symptomen nach 
traumatischen Ereignissen, zu eigenen 
Ressourcen und Bewältigungsmöglichkei-
ten, zu der Frage, wann Behandlungen 
durch Fachpersonen in Anspruch genom-
men werden sollten, zum Konzept von 
Psychotherapie und anderen Behandlungs-
möglichkeiten für psychische Probleme in 
Deutschland und wie diese konkret in An-
spruch genommen werden können. Die 
Evaluation durch die bisherigen Teilneh-
mer-/innen fiel sehr positiv aus, so dass wir 
davon ausgehen, dass der Gesundheits-
Teegarten ein hilfreiches und leicht zu im-
plementierendes Angebot für Asylsuchen-
de besonders zu Beginn ihres Aufenthaltes 
in Deutschland darstellt.
Im dritten Strang (c) ging es um die Schu-
lung von Multiplikator-/innen, um die 
Verbesserung des lokalen Therapieange-
botes für Asylsuchende und die gezielte 
Vernetzung unter Akteuren in diesem Be-
reich im Raum Marburg-Biedenkopf. Hier-
für wurden Studierende der Psychologie 
an der Universität Marburg und Psycholo-
gische Psychotherapeuten in Ausbildung 
an der Psychotherapie-Ambulanz Mar-
burg (PAM e.V.; Leitung Prof. Dr. Winfried 
Rief) über Informationsveranstaltungen 
und Workshops sensibilisiert und ge-
schult. Erste psychotherapeutische Be-
handlungen von Asylsuchenden mit einer 
Posttraumatischen Belastungsstörung 
wurden daraufhin an der PAM e.V. und 
auch an der eng kooperierenden Kinder- 
und Jugendlichen-Psychotherapie-Ambu-
lanz Marburg (KJ-PAM; Leitung Prof. Dr. 
Hanna Christiansen) durchgeführt. 
In Fortsetzung der Ziele von Strang c des 
Projektes Da.Sein wurde eine Studie zur 
Verbesserung der psychotherapeutischen 
Versorgung von Asylsuchenden unter Lei-
tung von Nater-Mewes und Prof. Dr. Urs 
Nater durchgeführt (beschrieben in der 
unveröffentlichten Bachelorarbeit von 
Lea Kowarsch und Hanna Reinacher am 
Fachbereich Psychologie, Philipps-Univer-
sität Marburg, 2015). Dazu wurden knapp 
200 niedergelassene Psychotherapeuten 
und Psychiater aus Marburg und den umlie-

genden Landkreisen zu ihren Erfahrungen 
mit der Psychotherapie von Asylsuchenden 
sowie möglichen positiven Aspekten und 
Hürden befragt. 
Als positiv wurden besonders mögliche 
neue Erfahrungen und das Kennenlernen 
einer anderen Kultur bewertet. Die größ-
ten Schwierigkeiten wurden bei der Dol-
metscherbeantragung und der Arbeit mit 
Dolmetschern in der Therapie gesehen. 
Hier wäre vonseiten der Landkreise die 
Etablierung eines Dolmetscherdienstes 
für den Bereich (psychische) Gesundheit 
(wie er in Marburg-Biedenkopf mit DolMa 
bereits existiert) nötig sowie die unbe-
dingte Finanzierung von Dolmetscherkos-
ten bei Psychotherapien mit fremdspra-
chigen Klienten durch die zuständigen 
Stellen in den Kommunen.
 Zudem variiert das Vorgehen bei der Bean-
tragung einer Psychotherapie von Asylsu-
chenden in den einzelnen Landkreisen 
stark. Hier wäre es wichtig, zumindest hes-
senweit eine Vereinfachung bzw. Verein-
heitlichung des Vorgehens anzustreben. 
Ähnlich sieht es im Bereich der Kosten 
aus. Auch hier wäre eine einheitliche Re-
gelung zur Abrechnung der Therapien 
von Vorteil. Insgesamt ist Informations-
vermittlung besonders wichtig, da die 
Studie gezeigt hat, dass auch an den zu-
ständigen öffentlichen Stellen Informati-
onsdefizite vorliegen und zum Teil keine 
Aussagen darüber gemacht werden konn-
ten, wer für was zuständig sei und wie die 
Beantragung einer Therapie vonstatten-
gehen sollte. 
Vor dem Hintergrund dieser Studiener-
gebnisse arbeitet die Autorin mit ihrem 
Team gegenwärtig an einem Leitfaden zur 
Beantragung einer Psychotherapie für 
niedergelassene Psychotherapeuten und 
der Konzipierung und wissenschaftlichen 
Evaluation einer Informationsveranstal-
tung für Personen, die in der Betreuung 
von Asylsuchenden aktiv sind.

Dr. rer. nat. Dr. rer. 
medic. Dipl. Psych.  

Ricarda Nater-Mewes
Fachbereich Psychologie

Philipps-Universität 
Marburg

Gutenbergstr. 18, 
35032 Marburg

mewesr@uni-marburg.de Fo
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Fachtagung „Psychosoziale Versorgung von Menschen 
mit Migrationshintergrund“ in Frankfurt am Main

Sprachbarrieren, andere Familienstruktu-
ren, kulturelle Prägungen und Erlebnishin-
tergründe – Herausforderungen, die die 
psychosoziale Versorgung von Menschen 
mit Migrationshintergrund zu einer be-
sonderen Aufgabe machen und spezielle 
Kenntnisse erfordern. 
In einer gemeinsamen Veranstaltung von 
agah (Arbeitsgemeinschaft der Auslän-
derbeiräte in Hessen), der Türkisch-
Deutschen Gesundheitsstiftung e.V., KAV 
(Kommunale Ausländer- und Auslände-
rinnenvertretung Frankfurt) und der 
Landeskammer für Psychologische Psy-
chotherapeutinnen und -therapeuten 
und Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeutinnen und -therapeuten in Hessen 
(LPPKJP) wurde über den aktuellen 
Stand, Hürden und Perspektiven der Psy-
chosozialen Versorgung von Menschen 
mit Migrationshintergrund diskutiert. Al-
fred Krieger, Präsident der LPPKJP, for-
derte Kultursensibilität und Offenheit 
gegenüber Fremden als therapeutische 
Grundhaltung: „Menschen sollen unab-
hängig von Kultur, Sprache, Herkunft, 
Religion und Geschlecht ohne Einschrän-
kung an der Gesundheitsversorgung teil-
haben können.“

Besonderer Bedarf 

„Die Erkenntnis eines besonderen Be-
darfs an psychosozialer Versorgung für 
Migrantinnen und Migranten ist nicht 
neu“, erklärte Enis Gülegen, Vorsitzender 
von agah/KAV. Obwohl es heute mehr 
Psychotherapeuten gebe, die selbst ei-
nen Migrationshintergrund haben und/
oder mit migrationsspezifischen Ansät-
zen vertraut seien, sei die Unterversor-
gung noch groß. Eine Problematik, die 
sich durch die Flüchtlinge weiter verstär-
ken wird. 
Dr. med. Norbert Bartelt, stellvertreten-
der Fraktionsvorsitzender und Sozialpoli-
tischer Sprecher CDU Hessen, zeigte die 
Entwicklung der Flüchtlingszahlen in Hes-
sen auf: „Vor zwei Jahren hatten wir in Gie-
ßen zwei Erstaufnahmeeinrichtungen mit 
1.500 Menschen, heute haben wir in mehr 

als 50 Einrichtungen 25.000 Menschen.“ 
Eine wesentliche Aufgabe sei, dass unab-
hängig von der Flüchtlingsproblematik – 
aber auch als Voraussetzung für deren Be-
wältigung – das Versorgungsnetz im ärzt-
lichen und psychotherapeutischen Be-
reich sichergestellt werde. 

Interkulturelle Öffnung 

Menschen mit Migrationshintergrund ei-
nen gleichwertigen und gleichberechtig-
ten Zugang zum Gesundheitswesen wie 
auch eine kultursensible Diagnostik und 
Therapie gewährleisten – das wird mit 
dem Begriff der interkulturellen Öffnung 
beschrieben. Dies sei ein Prozess, der je-
doch kein Ende definiert, erklärte Dr. Mike 
Mösko, Psychologischer Psychotherapeut 
am Universitätskrankenhaus Eppendorf in 
Hamburg. Bereits die Ottawa-Charta habe 
vor über 30 Jahren festgeschrieben, dass 
Gesundheitsdienste sich feinfühlig und 
respektvoll nach den kulturellen Bedürf-
nissen der Patienten ausrichten sollen. 
Auch die von psychiatrischen Fachgesell-
schaften formulierten „Sonnenberger 
Leitlinien“, basieren auf der Idee der inter-
kulturellen Öffnung. Die unter Leitung des 
Ethno-Medizinischen Zentrums, des Refe-
rats für Transkulturelle Psychiatrie der 
Deutschen Gesellschaft für Psychiatrie, 
Psychotherapie und Nervenheilkunde 
(DGPPN), der Deutsch-Türkischen Ge-
sellschaft für Psychiatrie, Psychotherapie 
und psychosoziale Gesundheit e.V. 
(DTGPP) und der Medizinischen Hoch-
schule Hannover entwickelten und verein-
barten Leitlinien legten 2002 erstmals 
verbindliche fachliche und methodische 
Handlungsperspektiven und Standards für 
die Verankerung einer kultursensiblen und 
integrativen Gesundheitsversorgung der 
Migranten im Bereich der Psychiatrie und 
Psychotherapie fest. Kerngedanke sei, 
dass nicht mehr die einseitige Anpassung 
der Menschen mit Migrationshintergrund 
an das Versorgungssystem in Deutschland 
erwartet werde, sondern die Öffnung und 
Qualifizierung des Systems selbst. Dies 
beinhaltet z. B. die Bildung multikulturel-

ler Behandlerteams aus allen in der Psy-
chiatrie, Psychologie und Psychotherapie 
tätigen Berufsgruppen unter bevorzugter 
Einstellung von Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern mit Migrationshintergrund und 
zusätzlicher Sprachkompetenz.

Interkulturelle Kompetenz

Dr. Serkan Het, niedergelassener Psycho-
logischer Psychotherapeut in Frankfurt, 
machte deutlich, dass interkulturelle 
Kompetenz in der psychotherapeutischen 
Behandlung als eine Komponente der so-
zialen Kompetenz zu verstehen ist. Jegli-
ches Wahrnehmen, Urteilen und Handeln 
sei immer auch kulturell bedingt und müs-
se mit Offenheit, Interesse und respekt-
voller Neugier begegnet werden. Interkul-
turelle Kompetenz beinhalte das Beachten 
und Erkennen von lokaltypischen Symp-
tommustern, des Krankheitsverständnis-
ses und Behandlungserwartungen des Pa-
tienten sowie die Ausarbeitung kulturell 
passender Erklärungen und Behandlungs-
angebote. Ursachen für ein erhöhtes Risi-
ko von Migrantinnen und Migranten für 
psychiatrische Erkrankungen seien in der 
Kombination aus hohen Anpassungsanfor-
derungen an die neue Lebensumwelt und 
des Verlustes der Anbindung an das Her-
kunftsland zu vermuten.
 „Migration verursacht Stress und dieser ist 
umso größer, je größer der Unterschied 
zwischen dem Herkunftsland und dem 
Zielland ist“, so Het weiter. Entwurzelung, 
Arbeitsbedingungen, schwierige Wohnsi-
tuation, Verständigungsprobleme, unkla-
rer Aufenthaltsstatus, Generationenkon-
flikte, Statusverlust, Traumatisierung oder 
Ausgrenzungserfahrungen seien Aspekte, 
die zu einer Migrationskrise führen könn-
ten. Er betonte die Bedeutung kultursen-
sibler und migrationsspezifischer Diag-
nostik. Der Aufbau interkultureller Kom-
petenz erfolge durch kulturelles Wissen, 
kultursensible Fähigkeiten und der Selbst-
reflexion darüber, was Kultur für einen 
selbst bedeutet. 

Maren Grikscheit

Fortbildung



Die Landesärztekammer Hessen – Körperschaft des öf-

fentlichen Rechts für ca. 34.700 Ärztinnen und Ärzten in 

Hessen – betreibt im Auftrag des Landes Hessen die Ver-

trauensstelle des Hessischen Krebsregisters. Diese erhält 

aus Krankenhäusern, Arztpraxen und Gesundheitsämtern 

Krebsmeldungen und Totenscheine. Sie bearbeitet und 

verschlüsselt die darin enthaltenen onkologischen Daten.

Nach den Vorgaben des entsprechenden Bundesgeset-

zes wird das Hessische Krebsregister derzeit von ei-

nem epidemiologischen zu einem klinisch-epidemiolo-

gischen Krebsregister ausgebaut. Aufgaben sind in Zu-

kunft die Erfassung von Auftreten, Behandlung und 

Verlauf bösartiger Erkrankungen, die Förderung der in-

terdisziplinären, direkt patientenbezogenen Zusam-

menarbeit bei der Krebsbehandlung und die Beteili-

gung an der einrichtungs- und sektorenübergreifen-

den Qualitätssicherung.

Für die Vertrauensstelle suchen wir zum nächstmögli-

chen Zeitpunkt im ärztlichen Geschäftsbereich am 

Standort Frankfurt einen

Ärztlichen Referenten (m/w)
in Vollzeit (40 Stunden/Woche)

Ihre Aufgaben: 
•  Unterstützung des Ärztlichen Leiters beim Aufbau 

des klinisch-epidemiologischen Krebsregisters – ins-

besondere auch in der Kommunikation mit den mel-

denden Ärztinnen und Ärzten in Klinik und Praxis 

und bei der Umsetzung datenschutzrechtlicher Vor-

gaben

• Anleitung und Schulung der medizinischen Doku-

mentare in Fragen der onkologischen Verschlüsse-

lung, Plausibilitätsprüfung und Qualitätskontrolle

• Enge Zusammenarbeit mit den Informatikern des 

Registers 

• Perspektive nach erfolgreicher Einarbeitung bei Eig-

nung: Vertretung des Ärztlichen Leiters

Ihr Profil: 
•  Mit gutem Erfolg abgeschlossenes Medizinstudium

• Approbation/Berufserlaubnis als Ärztin/Arzt – be-

reits erworbene ärztliche Berufserfahrung wäre von 

Vorteil, ist aber nicht zwingend

• Gute Kenntnisse in Onkologie und/oder Pathologie 

(evtl. auch aufgrund eines anderen Studiums – z.B. 

Biologie) – zumindest die Bereitschaft und Fähig-

keit, sich solche Kenntnisse rasch anzueignen

• Erfahrung mit onkologischen Schlüsselsystemen 

(ICD/O, ICD, TNM) qualifizieren Sie ggf. zusätzlich

• Absolut sichere Beherrschung der deutschen Spra-

che in Wort und Schrift sowie versierte Anwendung 

üblicher Bürosoftware und Nutzung des Internets 

setzen wir voraus

Unser Angebot: 
•  Leistungsgerechte Bezahlung bei flexiblen Arbeits-

zeiten ohne Nacht- und Wochenenddienste

•  Attraktive Zusatzleistungen und Aufstiegschancen

• Wissenschaftlich interessante und verantwortungs-

volle Aufgaben

• Ein engagiertes Team

•  Ggf. Möglichkeiten zu Promotion und Nebentätig-

keiten

•  Wiedereinstieg in den Beruf z.B. nach ‚Familienpau-

se‘ o.Ä. ist möglich

Wir freuen uns auf Ihre aussagekräftigen Bewerbungs-

unterlagen, bitte ausschließlich an die Personalabtei-

lung der Landesärztekammer Hessen, Im Vogelsge-

sang 3, 60488 Frankfurt am Main oder online an  

bewerbung@laekh.de.

Abgabeschluss für Bewerbungen: 18. Dezember 2015

Für persönliche ergänzende Auskünfte  stehen Ihnen 

telefonisch zur Verfügung:

Dr. med. W. Wächter – Fon 069 789045–21

(Ärztlicher Leiter der Vertrauensstelle des Krebsregis-

ters Hessen) 

Dr. med. Roland Kaiser, Fon: 069 97672-118
(Ärztlicher Geschäftsführer em.)

Ärztekammer
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Ansichten und Einsichten

Die Landeskammer für Psychologische und Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten Hessen stellt sich vor

Es ist die Heilberufskammer mit der kür-
zesten Tradition und dem längsten Na-
men. Die Landeskammer für Psychologi-
sche PsychotherapeutInnen und Kinder- 
und JugendlichenpsychotherapeutInnen 
Hessen, abgekürzt LPPKJP und in Kurzfas-
sung auch als Psychotherapeutenkammer 
bezeichnet, wurde durch den Landesge-
setzgeber 2001 errichtet und verfügt seit 
Mitte 2002 über eine gewählte Selbstver-
waltung. Sie vertritt die durch das Psycho-
therapeutengesetz geschaffenen Heilbe-
rufe des/r Psychologischen Psychothera-
peuten/in und Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten/in. Die Kammer hat 
derzeit rund 4.800 Mitglieder. Dazu gehö-
ren 900 angehende PsychotherapeutInnen 
in einem postgradualen Ausbildungsstadi-
um, in dem sie unter Supervision thera-
peutisch tätig sind. Die über 3.700 appro-
bierten Mitglieder sind sowohl selbststän-
dig tätig als auch angestellt in unterschied-

lichen Institutionen im Gesundheitswesen, 
in Einrichtungen der Jugendhilfe, der Dro-
genberatung, im schulpsychologischen 
Dienst und weiteren Arbeitsfeldern. 

Selbstverständnis als „kulturelle 
Institution“ im Gesundheitswesen

Die Förderung seelischer Gesundheit und 
die Unterstützung der Psychologischen und 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
tInnen in der Behandlung von PatientInnen 
sind der Kern und die Basis der Kammerar-
beit. Dazu gehören unter anderem die Bera-
tung und Vertretung der Mitglieder, die För-
derung der Weiterbildung zur Qualitätssi-
cherung und die Abgabe von Stellungnah-
men auf Landesebene zu Gesetzgebungs-
vorhaben. Über die Bundespsychotherapeu-
tenkammer findet Mitwirkung auf der Bun-
desebene statt. Den Erhalt der Freiberuflich-
keit unterstützen wir mit Nachdruck.

Die Kammer setzt sich insbesondere mit ge-
sundheits- und gesellschaftspolitischen Fra-
gestellungen aus der Sicht der psychothera-
peutischen Tätigkeit und Erfahrung ausei-
nander. Dabei wird auf gesellschaftliche 
Strukturen und Entwicklungen aufmerksam 
gemacht, die psychische Entwicklung behin-
dern, psychisches Leid hervorbringen und 
psychische Krankheit befördern können. 
Die Verbesserung der Versorgung psy-
chisch kranker Menschen steht im Zen-
trum unseres Wirkens. Die Psychothera-
peutenkammer Hessen versteht sich als 
„kulturelle Institution“, die den Diskurs im 
politischen Raum und mit den Beteiligten 
im Gesundheitswesen sucht.
Die Qualität der psychotherapeutischen 
Behandlung und die Breite des Versor-
gungsangebots lebt von der Vielfalt wis-
senschaftlich begründeter psychothera-
peutischer Verfahren, die erhalten und ge-
fördert werden muss.

Stellungnahme der Psychotherapeutenkammer Hessen zur aktuellen Flücht-
lingssituation

Immer mehr Menschen müssen aufgrund 
von Kriegen, Verfolgung und Gewalt ihre 
Heimat verlassen. Die gewohnte Umge-
bung, Freunde und Familienangehörige 
zu verlieren birgt allein schon eine hohe 
emotionale Belastung. Auf ihrer Reise in 
eine sicherere Zukunft setzen sie ihr Le-
ben aufs Spiel. Um diese äußeren Um-
stände und das Erlebte ertragen zu kön-
nen, tritt häufig eine Schockreaktion auf, 
die die Psyche beispielsweise durch Dis-
soziation (der Mensch löst sich innerlich 
von der Situation und nimmt die Umge-
bung weniger intensiv wahr) schützt. In 
Deutschland angekommen, fangen die 
Menschen langsam an zu realisieren, was 
geschehen ist. 
„Nach so einer schweren Krise ist es be-
sonders wichtig, Sicherheit zu erfahren“, 
so Alfred Krieger, Präsident der Psycho-
therapeutenkammer Hessen, in einer 
Pressemitteilung zur Asylpolitik am 23. 
September 2015. Die Bereitschaft der 

Mitglieder – Psychologische Psychothe-
rapeuten und Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten – zum Engagement 
ist hoch. Auf eine Anfrage der Stadt 
Frankfurt meldeten sich viele Kollegin-
nen und Kollegen, die Hilfe leisten wol-
len. Doch „nach Überwindung so vieler 
Grenzen bleibt die Sprachbarriere“, sagt 
Alfred Krieger in einer gemeinsamen 
Pressemitteilung der hessischen Heilbe-
rufskörperschaften vom 21. Oktober 
2015. Qualifizierte Dolmetscher und die 
gesicherte Finanzierung dieser Leistun-
gen sind erforderlich. 
Gleichzeitig sind möglichst früh greifen-
de Integrationsprogramme und eine Ein-
gliederung in die bestehende Gesell-
schaft essentiell. Nur so können Ängste 
der Flüchtlinge als auch der deutschen 
Bevölkerung abgebaut werden. In einer 
Resolution zur psychotherapeutischen 
Versorgung von Flüchtlingen weist die 
LPPKJP darauf hin, dass Integration bei 

gleichzeitiger Wahrung der kulturellen 
Identität eine komplexe Herausforde-
rung darstellt, die Politik und Gesell-
schaft auch noch über den Tag hinaus 
beschäftigen wird. 
Neben der Hilfe für Flüchtlinge wie auch 
für ehrenamtliche und professionelle 
Helfer sieht sich die Kammer verantwort-
lich, auf psychosoziale Entwicklungen in 
der Gesellschaft aufmerksam zu machen. 
Befürchtungen vor Veränderungen in der 
„Alt-Bevölkerung“ müssen ernst genom-
men werden, um Vorurteile abzubauen 
und falschen Schuldzuschreibungen vor-
zubeugen. 
Nach einer Veranstaltung zur psychoso-
zialen Versorgung von Menschen mit 
Migrationshintergrund im November 
2015 (siehe dazu den Artikel auf S. 684, 
Anm. d. R.) plant die Kammer für den 
16. April 2016 eine weitere Fortbil-
dungsveranstaltung zur Versorgung von 
Flüchtlingen. 
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Mit Fortbildungsveranstaltungen wie zur 
Behandlung von Menschen mit Migrati-
onshintergrund, zum Datenschutz in der 
Psychotherapie, zur Versorgung von Kin-
dern und Jugendlichen, zur Suizidalität 
oder zur Therapie von Psychosen greifen 
wir relevante und aktuelle gesundheitspo-
litische Diskussionen auf. Alle zwei Jahre 
findet der Hessische Psychotherapeuten-
tag statt. Ebenfalls alle zwei Jahre wird ei-
ne vom Gemeinsamen Beirat der LPPKJP 
und der Landesärztekammer vorbereitete 
Veranstaltung durchgeführt, die sich zu-
letzt mit dem Verhältnis von Psychothera-
pie und Pharmakotherapie befasste. 

Schwerpunkte setzen

Entwicklungen im Gesundheitswesen wie 
in der Gesellschaft erfordern Schwerpunkt-
setzungen. Zu den zentralen Themen ge-
hören die Versorgung und die Planung des 
Bedarfs für Psychologische und Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten in 
Hessen. Hohen Stellenwert hat auch die 
Reform der Ausbildung. Angestrebt wird 
eine Veränderung der jetzt postgradualen 
Ausbildung nach dem Vorbild der ärztli-
chen Aus- und Weiterbildungsstruktur: 
Auf ein zur Approbation führendes Studi-
um würde eine Weiterbildung zum Erwerb 
der Fachkunde folgen. 
Weitere Arbeitsschwerpunkte sind die 
Mitarbeit am Entwurf eines Psychisch-
Kranken-Hilfe-Gesetzes und die Neurege-

lung der Finanzierung psychiatrischer und 
psychosomatischer Kliniken. Hier tritt die 
Kammer insbesondere für verpflichtende 
Vorgaben zur Personalausstattung und 
deren gesicherte Finanzierung ein. 
Die Kammer setzt sich sowohl für eine an-
gemessene Honorierung ambulanter Be-
handlungen als auch für eine angemesse-
ne Eingruppierung in Tarifverträgen ein. 
Ein weiterer Fokus liegt auf dem Einsatz 
für bessere fachliche und finanzielle Be-
dingungen der AusbildungsteilnehmerIn-
nen während der Praktischen Tätigkeit. 
Die Psychotherapeutenkammer unter-
stützt die Erschließung weiterer Arbeits-
felder für Psychologische und Kinder- und 
JugendlichenpsychotherapeutInnen. Der 
Berufsstand verfügt über eine fundierte 

wissenschaftliche Ausbildung und breitge-
fächerte Kompetenzen, die in der Präven-
tion und Gesundheitserziehung, in Bera-
tung und Coaching wie auch in Supervisi-
on und Sachverständigentätigkeit einge-
setzt werden können.

Alfred Krieger, Präsident
Dr. Heike Winter, Vizepräsidentin

Kontakt:
Fon: 0611 53168-19, 

E-Mail: post@ptk-hessen.de

Die Beiträge in der Rubrik „Ansichten 
& Einsichten“ geben nicht unbedingt 
die Meinung der Redaktion wieder.

Schwerpunkt: Flüchtlinge

Der Vorstand (v.l.n.r.): Alfred Krieger (Präsident), Birgit Pechmann, Ariadne Sartorius, Dr. Heike Winter 

(Vizepräsidentin), Prof. Dr. Ulrich Müller, Yvonne Winter, Karl-Wilhelm Höffler
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Die Weiterbilder im Mittelpunkt 

Zur Unterstützung der Weiterbilder im 
Fach Allgemeinmedizin in Hessen bieten 
die Kompetenzzentren erstmalig Train 
the Trainer-Seminare an. In den Semina-
ren werden rechtliche, organisatorische 
und weitere Fragen rund um die Weiterbil-
dung bearbeitet. Zudem werden verschie-
dene Möglichkeiten für eine attraktive 
Gestaltung der Weiterbildung vorgestellt 
und diskutiert. Die Veranstaltung soll Wei-
terbilder bei dieser für die Nachwuchssi-
cherung so wichtigen Aufgabe unterstüt-
zen und ihre Expertise in diesem Bereich 
vertiefen. In der nächsten Ausgabe finden 

Sie einen ausführlichen Bericht zu Kon-
zeption und Inhalten der Seminare.

Train the Trainer-Seminar für Weiterbil-
der Allgemeinmedizin:
• Datum: 12.02.2016 (ab 16:00 Uhr) – 

13.02.2016 (bis 16:30 Uhr)
• Veranstaltungsort: Seminarhotel  

Jakobsberg, Grünberg (Hessen)
•   Teilnahme: kostenfrei
• Übernachtung und Verpflegung  

werden von den Kompetenzzentren 
übernommen

• Fortbildungspunkte sind beantragt

• Die Teilnehmerzahl ist auf 25 begrenzt 

Anmeldung zum ersten Train the  
Trainer-Seminar bitte an:
Lia Pauscher
E-Mail: weiterbildung@allgemeinmedi-
zin.uni-frankfurt.de
Fon: 069 6301-7173
Fax: 069 6301-6428

Weitere Informationen zum Train the 
Trainer-Seminar finden Sie auch unter: 
www.weiterbildung-allgemeinmedizin-
hessen.de

Die Train the Trainer-Seminare der Kompetenzzentren Weiterbildung Allgemeinmedizin in Hessen starten
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Fortbildung

6. Frankfurter Gerinnungssymposium in Frankfurt am 
Main

Zum 6. Mal luden die drei Organisatoren – 
Prof. Dr. med. Viola Hach-Wunderle, Prof. 
Dr. med. Edelgard Lindhoff-Last und Prof. 
Dr. med. Rupert Bauersachs – zum Frank-
furter Gerinnungssymposium auf dem 
Campus Westend ein. Im Fokus standen 
Themen rund um die Blutgerinnung wie 
Thromboseprophylaxe, gefäßmedizini-
sche Leitlinien, Antikoagulation, Blutungs-
neigung und Vorhofverschlusssysteme. 
Das Symposium hat in seiner traditions-
mäßig interdisziplinären Ausrichtung 
mehr als 300 Ärzte verschiedener Fachge-
biete angezogen.

Neues aus der Grundlagenfor-
schung

Prof. Dr. rer. nat. Manfred Schubert-Zsila-
vecz, pharmazeutischer Chemiker an der 
Universität Frankfurt, hob als sogenannte 
Sprunginnovation unter den gerinnungs-
aktiven Arzneistoffen die Substanz Mela-
gatran hervor, ein direkt wirksamer oraler 
Thrombinantagonist, der als Alternative 
zu den Vitamin-K-Antagonisten entwi-
ckelt wurde. Die Substanz konnte sich 
aber wegen erheblicher Nebenwirkungen 
nicht auf dem Markt halten. Im Sinne ei-
ner Schrittinnovation etablierten sich da-
nach weitere, direkt oral wirksame Anti-
koagulanzien (DOAC): der Thrombinan-
tagonist Dabigatran und danach die Fak-
tor-Xa-Inhibitoren Rivaroxaban, Apixaban 
und Edoxaban. Als herausragende neue 
gerinnungsaktive Arzneistoffe werden 
Antidote gegen die DOAC eingestuft: die 
bereits klinisch erprobte Substanz Idaruci-
zumab, ein monoklonaler Antikörper ge-
gen Dabigatran sowie Andexanet alfa, ein 
Breitbandantidot gegen die genannten 
Faktor-Xa-Inhibitoren.
Prof. Dr. Werner Mäntele, Biophysiker an 
der Universität Frankfurt, stellte eine von 
seinem Team entwickelte Methode der 
Heparinbestimmung im Blut, den sog. LI-
SA-H-Test vor. Der Test eignet sich zur 
Überwachung und Steuerung der Blutge-
rinnung nach Gabe von unfraktioniertem 
Heparin, z. B. im Rahmen von kardiochi-

rurgischen und gefäßchirurgischen Ein-
griffen mit Herz-Lungen-Maschine. Der 
LISA-H-Test wurde erfolgreich gegen den 
klassischen Gerinnungstest ACT (Activat-
ed clotting time) geprüft und es zeigten 
sich Vorteile bei der Erkennung einer 
Über- und Unterdosierung von Heparin. In 
Kooperation mit einem Gerätehersteller 
steht die Methode als sogenannte POC 
(point of care)-Test und demnächst auch 
für die breite klinische Erprobung zur Ver-
fügung. Möglicherweise kann die Metho-
de in einer Weiterentwicklung auch nie-
dermolekulares Heparin erfassen.

Thromboseprophylaxe bei  
hospitalisierten internistischen 
Patienten

In einer Pro- und Kontra-Sitzung tausch-
ten Prof. Dr. med. Sylvia Haas, München, 
und Prof. Dr. med. Henri Bounameaux, 
Genf, die Argumente für und gegen eine 
medikamentöse Thromboseprophylaxe 
bei internistischen Patienten im Kranken-
haus aus. Die aktualisierte S3-Leitlinie 
2015 unterstreicht aufgrund der guten 
Evidenz mit mehreren kontrollierten Stu-
dien die Indikation zu deren Durchführung 

über eine Dauer von 6 bis 14 Tagen. An-
hand von Risikoscores (z. B. PADUA, GE-
NEVA) können die Patienten selektiert 
werden, die davon eindeutig profitieren; 
das wird in der Schweiz praktiziert. Was 
die Medikamente angeht, haben sich die 
direkten oralen Antikoagulanzien (in Stu-
dien getestet für 28 bis 30 Tage) für die-
ses Patientengut nicht etablieren können.

Gefäßmedizinische Leitlinien 2015 
– was ist neu?

Die S3-Leitlinie zur peripheren arteriellen 
Verschlusskrankheit (PAVK) sowie die 
S2-Leitlinie zur Diagnostik der venösen 
Thrombose und Lungenembolie (VTE) 
werden noch in diesem Jahr aktualisiert 
vorliegen. Dr. med. Holger Lawall, Ettlin-
gen, hob für die PAVK die Bedeutung des 
Gefäßsporttrainings im Stadium II hervor; 
bei einem überwachten Training sind die 
Ergebnisse bezüglich der beschwerdefreien 
Wegstrecke gegenüber einem interventio-
nellen Eingriff (z. B. Ballondilatation) nach 
ein bis zwei Jahren mindestens ebenbürtig. 
Einen zunehmenden Stellenwert erhält in 
diesem Zusammenhang die Einnahme ei-
nes Statins und zwar unabhängig vom 

Die drei Organisatoren des Gerinnungssymposiums: Prof. Dr. med. Rupert Bauersachs, Prof. Dr. med. 

Viola Hach-Wunderle und Prof. Dr. med. Edelgard Lindhoff-Last (von links)
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LDL-Cholesterinwert, auch Cilostazol ist 
effektiv. Bei der kritischen Ischämie gilt die 
Devise „endovascular first“. Die Prostaglan-
dine werden in ihrer Bedeutung etwas he-
rabgestuft, die Gentherapie ist „out“. 
Prof. Dr. med. Viola Hach-Wunderle, 
Frankfurt, stellte bei der Diagnostik der 
venösen Thromboembolie die „bessere 
Ausbeute“ bei der Anwendung eines al-
tersadjustierten D-Dimer-Werts im Ver-
gleich zum konventionellen Cut-off-Wert 
(meist bei 500 µl) heraus. Dadurch lässt 
sich bei älteren Patienten (>50 Jahre) ein 
Anstieg der Spezifität erzielen. Das hilft, 
(unnötige) Untersuchungen einzusparen, 
ohne relevante Einbuße der Nachweissi-
cherheit. Es profitieren vor allem ältere 
und alte Menschen mit V.a. Lungenembo-
lie und geplanter invasiver Abklärung mit-
tels CT-Pulmonalisangiographie.
Prof. Dr. med. Stavros Konstantinides, 
Mainz, ging auf aktuelle Untersuchungser-
gebnisse zur lokalen pharmako-mechani-
schen Therapie der Lungenembolie ein; 
die zusätzliche Anwendung von Ultra-
schall zeigte keinen Benefit. Beim Tumor-
screening bei VTE kann die CT der Tho-
rax- und Bauchorgane entfallen, da sie kei-
nen Überlebensvorteil bringt. Männer mit 
VTE haben bekanntermaßen ein höheres 
Rezidivrisiko als Frauen. Nach einer aktu-
ellen Kohortenstudie gilt das auch dann, 
wenn der D-Dimer-Test nach einer 3- bis 
7-monatigen therapeutischen Antikoagu-
lation negativ ist; Rezidive treten in einer 
Häufigkeit von bis zu 10% im 1. Jahr auf.

Antikoagulation in schwierigen 
Krankheitssituationen

Patienten mit dialysepflichtiger Nierenin-
suffizienz und gleichzeitiger Indikation 
zur oralen Antikoagulation, z. B. bei Vor-
hofflimmern, stellen ein großes Problem 
dar, so Prof. Dr. med. Jan-Christoph Galle, 
Lüdenscheid. Ein Vitamin-K-Mangel för-
dert extrem die Verkalkung der Gefäße, 
die aufgrund der Niereninsuffizienz sowie-
so schon beträchtlich ist. Vitamin-K-Anta-
gonisten sollten daher i. d. R. nicht zur An-
wendung kommen. Direkte orale Antiko-
agulanzien sind in diesem Stadium der 
Niereninsuffizienz ohnehin kontraindi-
ziert. Die Antikoagulation bleibt dann eine 
Einzelfallentscheidung, z. B. mit Heparin-
applikationen im Rahmen der Dialysen.

Prof. Dr. med. Axel Matzdorff, Schwedt, 
hob hervor, dass die evidenzbasierte 
Empfehlung zur Gabe von niedermoleku-
larem Heparin (NMH) bei malignomindu-
zierter venöser Thromboembolie über ei-
nen Zeitraum von drei bis sechs Monaten 
in maximal 50 Prozent der Fälle tatsäch-
lich auch durchgeführt wird. Mit einer 
höheren Rate ist nur zu rechnen, wenn 
die Patienten verstärkt auf die Sinnhaf-
tigkeit dieser Maßnahme hingewiesen 
werden. Im Rahmen der Tumorbehand-
lung tritt häufig eine Thrombozytopenie 
auf. Eine therapeutische Antikoagulation 
mit NMH bei akuter VTE kann bis zu ei-
ner Thrombozytenzahl von 50.000/µl 
bedenkenlos fortgeführt werden. Erst bei 
30.000 – 50.000 Thrombozyten/µl sollte 
die Heparindosis halbiert und bei 
<30.000/µl abgesetzt werden.

Blutungsneigung im klinischen  
Alltag

Das von-Willebrand-Syndrom ist die häu-
figste angeborene Gerinnungsstörung. In 
einer eindrücklichen Kasuistik schilderte 
Dr. med. Susan Halimeh, Duisburg, die 
über lange Zeit verschleppte Diagnose bei 
einem elfjährigen Mädchen mit extrem 
starken Menstruationsblutungen, starker 
Müdigkeit und Konzentrationsschwäche 
bei einem Hb-Abfall auf <7g/dl. Neben 
spezifischen und unspezifischen medika-
mentösen Maßnahmen zur Behandlung 
des von-Willebrand-Syndroms wurde in 
dieser Situation zum raschen Ausgleich 

des Eisenmangels geraten und zwar mit 
mehreren Eisentransfusionen. Starke 
Menstruationsblutungen lassen sich auch 
durch bestimmte Hormonpräparate mil-
dern; gute Erfahrungen liegen mit Präpa-
raten vor, die das Gestagen Dienogest 
enthalten (Valette®, Qlaira®). 
Prof. Dr. med. Andreas Greinacher, Greifs-
wald, gab an einem eindrucksvollen Fall-
beispiel einen guten Überblick über die 
Charakteristika von verschiedenen erwor-
benen Thrombozytopenien. Die idiopathi-
sche Thrombozytopenie (ITP) ist eine 
chronische Krankheit mit variabler 
Thrombozytenzahl, meist <20.000/µl 
und variabler Blutungsneigung. Die sog. 
Posttransfusionsthrombozytopenie und 
die arzneimittelinduzierte Thrombozyto-
penie treten siebens bis 14 Tage nach 
Transfusion / unter Arzneimittelgabe auf 
mit Thrombozytenabfall <10.000/µl und 
starker Blutungsneigung. Direkt nach Ein-
nahme eines Glykoprotein-IIb-/-IIa-Inhibi-
tors kann eine schwere Thrombozytope-
nie auftreten (<10.000/µl), jedoch ohne 
Blutungsneigung. Bei der Heparinindu-
zierten Thrombozytopenie Typ II wie 
auch bei der thrombotisch-thrombozyto-
penische Purpura (TTP) besteht Throm-
bosegefahr bei Thrombozytenzahlen von 
40.000 bis 80.000/µl bzw. von 10.000 bis 
30.000/µl; erstere manifestiert sich typi-
scherweise zwischen dem fünften und 14. 
Tag nach Heparingabe und letztere geht 
bei einer plötzlichen Verschlechterung 
des Allgemeinzustands meist mit neurolo-
gischen Symptomen einher. 

Fortbildung
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Vorhofseptumdefekt /  
Vorhofokkluder und Gerinnung

Kryptogene Hirninfarkte sind überzufällig 
häufig mit einem offenen Foramen ovale 
(PFO) assoziiert. Das Rezidivrisiko ist aber 
mit 1,5%/Jahr relativ niedrig. Die Indikati-
on zum mechanischen PFO-Verschluss ist 
laut Prof. Dr. med. Matthias Sitzer, Her-
ford, bei jungen Patienten (<50 Jahre) mit 
kompliziertem PFO bei gleichzeitigem 
Vorhofseptumaneurysma bzw. großem 
Shunt gegeben; andere Ursachen sollten 
zuvor ausgeschlossen sein. Der mechani-
sche Verschluss erhöht das Risiko für Vor-
hofflimmern.
PD Dr. med. Julian Chun, Frankfurt, stellte 
die verschiedenen technischen Systeme 
zum interventionellen Verschluss des lin-
ken Herzohrs bei nicht-valvulärem Vor-
hofflimmern vor. Die Indikation ist v. a. bei 
Patienten mit hohem Embolierisiko und 
gleichzeitig kontraindizierter oraler Anti-
koagulation gegeben. Im Anschluss an die 
Prozedur erfolgt eine sechswöchige duale 
Plättchenhemmung, gefolgt von einer 
dauerhaften Monotherapie mit ASS.

Thrombozytenaggregationshem-
mer und orale Antikoagulanzien

Prof. Dr. med. Sebastian Harder, Frank-
furt, stellte die neuesten Empfehlungen 
der European Society for Cardiology zur 
Thrombozytenaggregationshemmung 
(TAH) beim akuten Koronarsyndrom 
(ACS) sowie nach elektiver koronarer 
Stentimplantation bei stabiler KHK vor. Ei-

ne duale TAH mit ASS und Ticagrelor oder 
Prasugrel wird nach ACS in der Regel für 
zwölf Monate durchgeführt; bei blutungs-
gefährdeten Patienten sollte die Therapie 
wenigsten sechs Monate dauern. Bei elek-
tiver Stentimplantation wird eine duale 
TAH mit ASS und Clopidogrel je nach Art 
des Stents über mindestens einen Monat 
(bei unbeschichteten Stents) bzw. sechs 
bis zwölf Monate (bei beschichteten 
Stents) durchgeführt. In Prüfung befinden 
sich kürzere bzw. längere Behandlungs-
dauern nach Patientenselektion. Bisherige 
Ergebnisse aktueller Studien oder Register 
zeigen keine Vorteile einer über zwölf Mo-
nate verlängerten dualen TAH. Für die 
sog. Tripeltherapie bei Patienten nach 
ACS oder elektiver PCI, die zusätzlich eine 
orale Antikoagulation benötigen, wird die 
Dauer und Auswahl der Wirkstoffe durch 
das individuelle Risikoprofil für Blutung, 
Myokardischämie und Embolie bestimmt.
Die Neigung zu schweren Blutungen ist 
unter direkten oralen Antikoagulanzien 
(DOAC) geringer als unter VKA. Prof. Dr. 
med. Rupert Bauersachs, Darmstadt, stell-
te Studien vor, aus denen hervorgeht, dass 
die Blutung selbst unter VKA schwerer 
verläuft als unter DOAC und das trotz der 
raschen Gerinnungsnormalisierung unter 
PPSB. Das geht mit einer höheren Fall-
mortalität einher. Ein effektiv wirksames 
Antidot für lebensbedrohliche Blutungen 
unter Dabigatran (Idarucizumab, Prax-
bind®) steht unmittelbar vor der Zulas-
sung und befindet sich für die Faktor-
X-Antagonisten (Andexandet alfa) in der 
klinischen Erprobung in Phase-III-Studien. 

Die Wirkung von Idarucizumab ist schlag-
artig und vollständig, so dass sich ein bei 
den Patienten vorliegendes erhöhtes 
Thromboserisiko unmittelbar manifestie-
ren kann, was dann trotz der statt gehab-
ten schweren Blutung eine medikamentö-
se Thromboseprophylaxe notwendig ma-
chen kann.
Prof. Dr. med. Edelgard Lindhoff-Last, 
Frankfurt, stellte große Registerstudien 
zur Anwendung von oralen Antikoagulan-
zien vor. In Kollektiven mit Vorhofflim-
mern bzw. mit Beinvenenthrombosen 
liegt aktuell der Einsatz von direkten ora-
len Antikoagulanzien (DOAC) in Europa 
bei etwa 50 Prozent. Auffallend ist dabei, 
dass derzeit vor allem jüngere und gesün-
dere Patienten ein DOAC erhalten und 
nicht die Älteren, die vermutlich aufgrund 
eines höheren Blutungsrisikos eher davon 
profitieren würden.

Aufgrund der großen Resonanz findet ein 
7. Frankfurter Gerinnungssymposium am 
2. und 3. September 2016 statt.

Prof. Dr. med. Viola Hach-Wunderle
Sektion Angiologie/Hämostaseologie

Krankenhaus Nordwest Frankfurt

Prof. Dr. med. Edelgard Lindhoff-Last
GefäßCentrum & GerinnungsCentrum  

Cardioangiologisches Centrum Bethanien 
Frankfurt

Prof. Dr. med. Rupert Bauersachs
Klinik für Gefäßmedizin 

Klinikum Darmstadt

Fortbildung

„Vital bis ins Alter“ – Interaktives Seminar im Rahmen der 12. Kasseler Gesund-
heitstage

Jeder will möglichst lange jung bleiben 
und im Alter möglichst fit und gesund. 
Kräuter und Salben, Lotionen und Mix-
turen versprechen in der Werbung, Jung-
brunnen zu sein. Beauty-Farmen und 
Schönheitskliniken verkaufen faltenfreie 
Haut. Diäten und Bewegungstherapien 
sollen vor Alterskrankheiten schützen.  
Was können wir aber wirklich tun, um 

Altersbeschwerden vorzubeugen? Wie 
können sie behandelt werden? 
Mit diesen Fragen hat sich ein interakti-
ves Seminar im Rahmen der 12. Kasseler 
Gesundheitstage befasst. Unter der Mo-
deration von Prof. Dr. med. Hansjörg 
Melchior (ehem. Urologe am Klinikum 
Kassel und wissenschaftlicher Leiter der 
Kasseler Gesundheitstage) diskutierten 

Ärzte aus verschiedenen Fachbereichen 
die Themen Demenz & Depressionen, 
Seh- und Hörstörungen, Bewegung, 
Darmfunktionsstörungen, Inkontinenz-
probleme sowie Sexualstörungen im Al-
ter. Ein Artikel darüber ist online abrufbar 
auf unserer Website www.laekh.de unter 
der Rubrik „Hessisches Ärzteblatt > aktu-
eller Jahrgang“. 
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Ausschuss „Ärztlicher Nachwuchs“ der Landesärzte-
kammer Hessen

Um den jungen Kolleginnen und Kollegen 
die zeitgemäße Aufmerksamkeit in der 
Kammerarbeit zu schenken, wurde nach 
einem Antrag der Delegiertenversamm-
lung der Ausschuss „Ärztlicher Nach-
wuchs“ ins Leben gerufen. Anfang 2015 
kam er zu seiner konstituierenden Sitzung 
zusammen.
Zur Beratung des Präsidiums wurden in 
der mittlerweile dritten Sitzung vielfältige 
Themenbereiche des Übergangs vom Stu-
dium zum Beruf und des Arbeitsbeginns in 
der Weiterbildung zum Facharzt bearbei-
tet. So wurden Fragen zu den Veränderun-
gen der Berufsbedingungen junger Ärz-
tinnen und Ärzte besprochen: Welche An-
forderungen bringt der Berufsstart heut-
zutage mit sich und welche Wege gehen 
die frisch approbierten hessischen Kolle-
ginnen und Kollegen? Wie ist der ärztliche 
Nachwuchs organisiert und welche Mög-
lichkeiten zur Einflussnahme zu berufspo-
litischen Themen hat er?

Einstieg in den Beruf

Ein Augenmerk soll in Zukunft den Stu-
dentinnen und Studenten in den letzten 
Semestern vor Berufsbeginn geschenkt 
werden. Dass die späteren klinischen Se-
mester und die ersten Berufsjahre immer 
enger ineinandergreifen, verdeutlichen 
auch die Aktivitäten zur Förderung der 
Allgemeinmedizin. Die Allgemeinmedizin 
stellt aufgrund seiner Förderung des Lan-
des Hessen eine Besonderheit gegenüber 
anderen Fachrichtungen dar. 
Der Masterplan 2020 des Koalitionsver-
trages der Bundesregierung nimmt dies 
mit dem Ziel der Förderung der Praxisnä-
he und einer länderübergreifenden Koor-
dinierung auf. Welche Auswirkungen sich 
für Hessen ergeben könnten, wurde um-
fangreich unter den Ausschussmitgliedern 
diskutiert.
Ein weiterer Themenpunkt lag in der 
Gründung sogenannter „Medical 
Schools“, wie in Hessen der Kassel School 
of Medicine oder in Bayern der Nürnberg 
Medical School. Diese bieten das Medi-
zinstudium in Zusammenarbeit mit Part-

neruniversitäten an (In Kassel wird für 
die vorklinischen Semester mit der Uni-
versität Southampton zusammengear-
beitet). Der Deutsche Fakultätentag 
sieht dieses als Franchise-Modell be-
zeichnete Konzept kritisch. In Gutachten 
wird hier eine Umgehung der staatlichen 
Qualitätssicherung gesehen. Schnell ka-
men auch Fragen zur Weiterbildung im 
Anschluss an ein solches Studium auf, 
welches als fünfjähriges Studium mit Ba-
chelor-Abschluss organisiert ist.
Der Ärztemangel und die hiermit diskon-
kordant niedrige Zahl der Studienplätze 
für Humanmedizin wird als Entstehungs-
grundlage der privaten Hochschulen ge-
sehen. Fachgesellschaften, Berufs- und 
Studierendenverbände sind sich einig: Die 
Zahl der Studienplätze muss erhöht und 
die finanzielle Ausstattung der staatlichen 
Fakultäten verbessert werden, um wirk-
sam gegen den Mangel an Humanmedizi-
nern anzugehen.
Das Phänomen der Teilstudienplätze ist 
thematisch mit dem Mangel an Studien-
plätzen eng verbunden. Diese Plätze 
wurden nach Klagen von Studienplatzbe-
werbern vergeben, nachdem gerichtlich 
falsch berechnete Studienplatzzahlen 
festgestellt wurden. Dies führte dazu, 
dass zwar mehr Studenten in der Vorkli-
nik studieren durften, aber nach bestan-
denem Physikum wieder exmatrikuliert 
wurden. Nachdem der Ausschuss sich mit 
der Problematik beschäftigte, fasste 
auch die Delegiertenversammlung den 
Beschluss mit der Forderung, die Berech-
nungsgrundlage für Studienplätze des 
vorklinischen und des klinischen Ab-
schnitts zu vereinheitlichen.

Vorstellung der Kammerarbeit

In der letzten Ausschusssitzung wurde 
intensiv über die Kammerpräsenz und 
Wahrnehmung der Kammerarbeit für 
Neumitglieder, also neu Approbierte 
oder in Hessen neu arbeitende Ärztin-
nen und Ärzte gesprochen. Wie nimmt 
ein neues Kammermitglied die Kammer 
wahr, welche Aufgaben und Möglichkei-

ten werden mit der Kammer in Verbin-
dung gebracht. Nachdem in den letzten 
Jahren unterschiedliche Informationsme-
dien (Papier, Digitale Medien, Internet-
information) für die Vorstellung der 
Kammerarbeit für Neumitglieder ver-
wendet wurden, kamen wir überein, die-
ses für die Zukunft noch einmal zu über-
arbeiten und dem Präsidium die Kombi-
nation eines übersichtlichen Informati-
onsschreibens, zusammen mit einer 
leicht zu findenden Internetdarstellung 
vorzuschlagen. Die aktuelle Neugestal-
tung der Internetpräsenz kommt dem 
sehr entgegen. Damit soll bei unseren 
Erstmitgliedern das Verständnis für die 
Kammerarbeit verbessert werden und 
im besten Falle so manche Kollegin oder 
Kollege für die aktive Mitarbeit zur Ver-
tretung unser aller Interessen gewonnen 
werden.

Für alle Anregungen, Fragestellungen und 
Probleme rund um die Thematik des Be-
rufseinstiegs, sowie des Übergangs von 
Studium zu Beruf, ist der Ausschuss dank-
bar. Hierzu können Sie jederzeit mit dem 
Ausschussvorsitzenden Dr. med. Lars Bo-
dammer per E-Mail (lars.bodammer@la-
ekh.de) Kontakt aufnehmen.

Mitglieder des Ausschusses „Ärztlicher 
Nachwuchs“: Dr. med. Lars Bodammer 
(Vorsitzender), Michael Andor (stv. Vor-
sitzender), Jan Bauer, Prof. Dr. med. Ale-
xandra Henneberg, Christine Hidas, Dr. 
med. Wolfgang-Uwe Popert, Dr. med. Phi-
lip Sänger, Jan Seibert-Alves, Jutta Willert-
Jacob, Dr. med. Louise Reisner-Senelar

Dr. med. Lars 
Bodammer

Vorsitzender des 
Ausschusses  

„Ärztlicher  
Nachwuchs“

Präsidiumsmitglied 
der LÄKH
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Ärztinnen in  
Weiterbildung und 
Schwangerschaft
Die Medizin wird weiblich – stellen wir 
uns auch in der ambulanten Weiterbil-
dung darauf ein!

In den letzten Jahren, insbesondere seit der Förderung der ambu-
lanten Weiterbildung in der Allgemeinmedizin, nun aber auch 
während der Weiterbildung bei den niedergelassenen Gebiets-
ärzten, haben sowohl die Ärztinnen in Weiterbildung als auch die 
weiterbildenden Praxen neue, „typisch“ weibliche d. h. ge-
schlechtsspezifische Problemstellungen während der geförder-
ten Weiterbildungszeit kennengelernt: Was ist, wenn eine Ärztin 
während ihrer Weiterbildungszeit schwanger wird? Auf welche 
organisatorischen Aspekte müssen schwangere Ärztinnen und 
ihre Weiterbilder achten und wie können die bürokratischen An-
forderungen mit möglichst geringem Aufwand erfüllt werden?
„Checklisten sind hilfreich“, das dachten wir, als meine Kollegin, 
Ärztin in Weiterbildung, nach der Geburt ihres Sohnes wieder in 
der Praxis arbeitete. Wir haben uns zusammengesetzt und unse-
re Erfahrungen zusammengetragen und niedergeschrieben. Sie 
erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit, können aber viel-
leicht hilfreiche Informationen geben und zu einer stressfreieren 
Gestaltung dieser Zeit beitragen.
• Die Ärztin in Weiterbildung muss den/die Arbeitgeber/in um-

gehend über die Schwangerschaft informieren. Spätestens sie-
ben Wochen vor Ende des Mutterschutzes, das ist in der Regel 
eine Woche nach Geburt des Kindes, muss sie den/die Arbeit-
geber/in über Dauer und Ausgestaltung der Elternzeit infor-
mieren. Bei Mehrlingsgeburten gelten andere Zeiten!

•  Der/Die Arbeitgeber/in muss die Ärztin in Weiterbildung über 
das Mutterschutzgesetz informieren und die Schwangerschaft 
sowie den voraussichtlichen Beginn des Mutterschutzes der 
Förderstelle melden.

• Die Krankenkasse muss benachrichtigt werden und auch
• der Steuerberater, der diese Information wegen der „Umlage“ 

benötigt, die bei jeder Einstellung abgeschlossen wird und 
dem/die Arbeitgeber/in die Differenz zum Mutterschaftsgeld, 
die er/sie zahlen muss, zurückerstattet.

• Zu beachten sind auch die Arbeitsverbote gemäß Mutter-
schutzgesetz, denn untersagt sind 

    - Tragen schwerer Lasten

 - Ständiges bücken/strecken
 - Fließbandarbeit
 - Labortätigkeit
 - Mehr als 8,5 Arbeitsstunden pro Tag oder 90 Stunden inner-

halb zweier aufeinanderfolgender Wochen
 - Arbeit an Sonn- und Feiertagen
 - Nachtarbeit
• Das Mutterschaftsgeld der gesetzlichen Krankenkasse be-

trägt maximal 13 Euro pro Kalendertag. Der diesbezügliche 
Antrag mit der gynäkologischen Bescheinigung über den mut-
maßlichen Termin der Entbindung muss zu Beginn des Mutter-
schutzes an die Krankenkasse geschickt werden. Nach der Ge-
burt benötigt die Krankenkasse noch die Erklärung für die Zah-
lung von Mutterschaftsgeld für Beschäftigte (Formblatt der 
Krankenkasse) und die Geburtsbescheinigung des Standesam-
tes „für die Mutterschaftshilfe“.

• Privat Versicherte erhalten keine Zahlung ihrer Krankenkasse, 
jedoch eine Einmalzahlung des Bundesversicherungsamtes.

• Die Differenz zum durchschnittlichen Nettolohn, gemittelt 
über die letzten drei Monate, zahlt der Arbeitgeber, sie wird 
ihm jedoch von der bereits erwähnten sogenannten „Umlage“ 
wieder erstattet.

• Elterngeld und Teilzeitarbeit erfordern erneut eine Reihe von 
Anträgen. Das Elterngeld kann auf der Elterngeldstelle ab dem 
Tag der Geburt bis spätestens Ende des dritten Lebensmonates 
des Kindes beantragt werden. Benötigt werden

 - Geburtsbescheinigung
 - Nachweis des Erwerbseinkommens
 - Arbeitszeitbescheinigung durch den Arbeitgeber bei Teilzeit-

arbeit im Bezugsraum (als Teilzeit gilt während der Elternzeit 
eine Beschäftigung von bis zu 30 Stunden im Monat)

 - Bescheinigung der Krankenkasse über das Mutterschaftsgeld
 - Bescheinigung über den Arbeitgeberzuschuss zum Mutter-

schaftsgeld
•  Bei Fortsetzung der Weiterbildung ist es wichtig, frühzeitig die 

Pläne der Weiterbildungsassistentin zu erfahren, denn die Be-
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zuschussung der Kassenärztlichen Vereinigung (KV) ruht bei 
der Unterbrechung der Weiterbildung durch Schwangerschaft, 
Elternzeit, Mutterschutz oder Krankheit und wird der KV ja 
schon bei Beginn der Schwangerschaft mittels einer Kopie der 
Bescheinigung über den mutmaßlichen Entbindungstermin 
angezeigt. Nimmt die Weiterbildungsassistentin die Arbeit 
wieder auf, kann auch die Förderung fortgesetzt werden. Für 
die Bewilligung der Förderung ist jedoch ein Vorlauf von drei 
Monaten erforderlich.

• Auch der Anschlussvertrag muss erneut abgeschlossen wer-
den! Dann kann es weiter gehen.

Bei der Suche nach Informationen zu diesem Thema fielen uns 
folgende hilfreiche Materialien auf:
1) Der „Leitfaden zum Mutterschutz“ des Bundesministeriums 

für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: www.bmfsfj.de/
BMFSFJ/Service/publikationen,did=3156.html

2)  Die Informationsbroschüre des oben erwähnten Bundesminis-
teriums zum Thema „Elterngeld und Elternzeit“: www.bmfsfj.
de/BMFSFJ/Service/publikationen,did=194764.html

3) Das Merkblatt der Industrie- und Handelskammer Kassel-
Marburg: www.ihk-kassel.de/solva_docs/MutterschutzEl
ternzeit.pdf

Über Ergänzungen und Anregungen zu unserem Thema würden 
wir uns freuen.
Mit den besten Wüschen für alle Kolleginnen in Schwanger-
schaft!

Birgit Cremer, Hausärztin in Offenbach
Monika Buchalik, Hausärztin in Maintal-Hochstadt

Achtung! Frist zur Nachzahlung endet am 31.12.2015 (für bis 01.09.1950 geborene Mitglieder)

Das Versorgungswerk informiert:

Rente von der DRV wegen Kindererziehungszeiten

Ärztinnen und Ärzte können allein auf-
grund der Erziehung von Kindern einen 
Anspruch auf eine Rente von der Deut-
schen Rentenversicherung (DRV) haben. 
Voraussetzung sind mindestens 60 Bei-
tragsmonate. Für Kinder, die vor dem 
01.01.1992 geboren wurden, werden 
von der DRV 24 Monate anerkannt. Für 
Kinder, die ab dem genannten Stichtag 
geboren wurden, sind es 36 Monate. 
Wenn die Mindestzeit von 60 Beitrags-
monaten nicht erreicht wird, können frei-
willig auf Antrag Beiträge nachgezahlt 
werden. Der Mindestbeitrag bei der DRV 
beläuft sich in diesem Jahr auf 84,15 €. 
Allerdings gibt es hinsichtlich der Nach-

zahlung verschiedene Regelungen, je 
nachdem wann Sie geboren wurden.

Geburt bis einschließlich 01.09.1950:
Eine Nachzahlung von Beiträgen an die 
DRV ist nur noch bis zum 31.12.2015 
möglich. Es kann nur so viel nachgezahlt 
werden, bis die Mindestgrenze von 60 
Beitragsmonaten erreicht wird.
Geburt zwischen dem 02.09.1950 und 
dem 31.12.1954: Beiträge können frü-
hestens sechs Monate vor Erreichen der 
Regelaltersgrenze der DRV nachgezahlt 
werden. Es kann nur so viel nachgezahlt 
werden, bis die Mindestgrenze von 60 
Monaten erreicht wird.

Geburt ab dem 01.01.1955: Beiträge 
können jederzeit und auch über die 
Grenze von 60 Monaten nachgezahlt 
werden.

Der Antrag zur Anerkennung von Kinder-
erziehungszeiten kann von den Internet-
seiten der DRV oder des Versorgungs-
werkes heruntergeladen werden. Bei Fra-
gen wenden Sie sich bitte direkt an die 
DRV (Servicetelefon 0800 1000 4800).

Dr. Brigitte Ende
Vorsitzende des Vorstandes

Junge Ärztinnen und Ärzte

Das Versorgungswerk informiert
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Barbarossas Burg
Die Kaiserpfalz Gelnhausen entdecken

Was ist eine Pfalz? Auf diese Frage bietet 
ein Ausflug zur Kaiserpfalz Gelnhausen 
faszinierende Antworten. Im Mittelalter 
wurde das Deutsche Reich von einem ge-
wählten König regiert, dem nach römisch-
imperialer Tradition meist der Kaisertitel 
vom Papst verliehen wurde. Dieser Kaiser 
hatte keine feste Wohnstadt, sondern zog 
umher. Dem Reich gehörten verstreute 
Güter mit landwirtschaftlichen Großbetrie-
ben, sogenannte Königshöfe an. Wenn ein 
Kaiser einen solchen Königshof besonders 
schätzte, beispielsweise wegen der guten 
Verkehrsverbindungen, des fruchtbaren 
Landes oder der Jagdliebhaberei, stattete 
er ihn mit repräsentativen Bauten aus. Er 
schuf eine Pfalz. Vom 8. bis zum 12. Jahr-
hundert waren Pfalzen Orte, an denen der 
Kaiserliche Hofstaat auf seinen Reisen für 
einige Zeit Station machen konnte. Das 
vom lateinischen Palatium abgeleitete 
Wort „Pfalz“ geht auf den Hügel Palatin in 
Rom zurück, auf dem die spätantiken Kai-
serpaläste standen. Die letzte Blütezeit 
der Pfalzen war die Zeit der Staufer (bis 
1250). 

Barbarossa veranlasste den Bau 
der Pfalz

Gelnhausen ist das besterhaltene Beispiel 
dieser Epoche. Die Gelnhäuser Pfalz liegt 
auf einer Insel, von der Kinzig umflossen. 
Im Jahre 1165 brachte Friedrich I, später 
Barbarossa genannt, das Gebiet der Insel 
mit der historischen Burg an sich, ließ eine 

Pfalz bauen und veranlasste 1170 die 
Gründung der Stadt Gelnhausen selbst. 
Wie historische Quellen belegen, war die 
Pfalz im Jahr 1180 fertiggestellt. 
Zu jener Zeit war Gelnhausen ein eminent 
wichtiger Punkt an der Handelsstraße von 
Sachsen (Leipzig) ins Rheinland. Mit Pfer-
dekarren transportierte Waren konnten 
auf Schiffe umgeladen werden, die auf 
dem Fluss Kinzig zum Main weiter trans-
portiert wurden. Diesen Platz zu beherr-
schen hieß, an den Handelsströmen parti-
zipieren zu können.
Der dem Kaiserlichen Hofstaat vorbehalte-
ne Teil der Pfalz ist als Ruine erhalten. Sie 
besticht durch aufwändige Bautechnik. Aus 
rotem Bundsandstein gebaut, vermittelt sie 
nach außen kraftvolle und wehrhafte Ein-
drücke, für die Bauten im Hof sind glatte 
Flächen und feine Ornamentik charakteris-
tisch. An die ursprünglich 7,50 Meter hohe 
Ringmauer der Kernburg lehnten sich innen 
die wichtigsten Bauten an, deren Umrisse 
sich dem Flussufer anpassen. Ein wichtiges 
Merkmal der Steinbearbeitung sind die 
Steinmetzzeichen, die die Handwerker 
den Steinen, vermutlich als Grundlage der 
Abrechnung ihrer Arbeit, gaben. In Geln-
hausen konnten Steine mit mehr als 60 
Steinmetzzeichen identifiziert werden. 

Der Palast war das Herz 

Heute betritt man die Kernburg der Pfalz 
durch das Burgmuseum aus dem 14. und 
16. Jahrhundert. Damals war der Zugang 

zur Burg und zu dem Palast gesondert 
möglich. Aus der Torhalle, dem einzigen 
noch vollständig erhaltenen Raum histori-
scher Baukunst, führen zwei Treppen nach 
oben. Die Südtreppe steigt in die Turm-
wand hoch, die Nordtreppe führte zum Pa-
last. Oberhalb des Torraums befand sich die 
Kapelle.
Der Palast, dessen Ruine die Nordseite der 
Kernburg einnimmt, war das eigentliche 
Herz der Pfalz – hier fanden Hoftage, Ge-
richtstage, Empfänge und Feste statt. Die 
Hoffassade war zugleich Teil der Ringmau-
er. Die Ebene, in der Besucher heute die 
Pfalz besuchen, war der Keller des Palastes. 
Im Erdgeschoss befanden sich die Schlaf-
räume des Kaisers sowie ein Arbeitsraum 
und ein kleiner Saal. 

Beeindruckende Arkaden

Im Obergeschoss erstreckte sich ein großer 
Saal mit über 300 Quadratmeter Fläche oh-
ne störende Wände. Bis heute beeindru-
cken die Arkaden der Fenster und die Fein-
heit der Ornamentik an den Säulen und den 
Säulenköpfen.
Die „Kaiserpfalz“ ist von Dienstag bis Sonn-
tag ganztägig von 10 bis 16 Uhr (von März 
bis Oktober bis 17 Uhr) geöffnet, Führun-
gen können organisiert werden. Der Besuch 
der Kaiserpfalz in Gelnhausen lässt sich gut 
mit einem Besuch des unmittelbar in der 
Nähe liegenden historischen Kerns der 
Stadt Gelnhausen verbinden. 

Dr. med. Siegmund Drexler

Die Kaiserpfalz in Gelnhausen
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Empfehlungen und Kulturtipps zum Jahresausklang

Bücher

Die „Berlinerin“ von 
Ashkan Sahihi
Ashkan Sahihi, ein ira-
nisch-amerikanischer Fo-
tograf, hat 375 Frauen, 
die in Berlin leben, foto-
grafiert und nach Beru-
fen geordnet. Handwerkerinnen, Diploma-
tinnen, Schauspielerinnen, Frauen in Uni-
form. Eine Liebeserklärung an Berlin und die 
Vielfalt der dort lebenden Frauen.
Gebundene Ausgabe, 1. September 2015 

„Schmerz“ von Zeruya Shalev 
„Schmerz“ ist Zeruya Shalev’s persön-
lichstes Buch; eine emotionale Grenzer-
fahrung. Es handelt von einer Frau, die bei 
einem Terroranschlag in Israel verletzt 
wird. Sie schafft es zunächst, in ihr altes 
Leben zurück zu kehren und „funktio-
niert“ oberflächlich. Die Krise entwickelt 
sich, als sie einer Jugendliebe wieder be-
gegnet. Sehnsüchte nach einem Neube-
ginn und nach dem Verlassen der für sie 
zur Gewohnheit werdenden Beziehung 
mischen sich mit Überlegungen, wie sie 
die Situation lösen könnte. 
Roman, aus dem Hebräischen von Miriam 
Pressler, Berlin Verlag 2015 

„So fängt das Schlimme an“ von Javier 
Marías
Leidenschaft, Liebe, sowie ein rätselhafter 
Todesfall. Der große spanische Erzähler 
Javier Marías schafft es souverän, ein Ge-
flecht von Fragen und existentiellen Sor-
gen literarisch zu verarbeiten. Der Roman 
ist voller Liebe, wunderbarer Sprache und 
faszinierender Gedanken.
Roman, S. Fischer-Verlag

„Der totale Rausch - Drogen im 3. Reich“, 
von Norman Ohler 
Wer glaubte, alles über das tausendjährige 
Reich zu wissen, täuscht sich. Packend, 
wissenschaftlich akkurat recherchiert und 
gut erzählt, ist es die erste umfassende 
Untersuchung der Drogenrealität im 3. 
Reich. Wie ging das 3. Reich und seine 
Prominenz mit Drogen um? War die nach 
außen gekehrte Drogenfeindlichkeit die 

volle Wahrheit? Das Buch schildert die Ge-
schichte der deutschen Entwicklung von 
„Pervitin“, das heute als „Crystal meth“ ei-
ne erneute Karriere als illegale Droge fei-
ert. Welche medizinische Behandlung 
fand zwischen Adolf Hitler und seinem 
hessischen Leibarzt, Theo Morell, statt? 
Eines der interessantesten Bücher der 
letzten Jahre.
Kiepenheuer & Witsch, 2015

Dr. med. Siegmund Drexler 

„Die gleißende Welt“ von Siri Hustvedt
Nach dem Tod ihres Mannes, eines ein-
flussreichen New Yorker Galeristen, wagt 
Harriett Burden ein Experiment: Bisher 
als Frau an der Seite ihres berühmten 
Mannes verkannt, tatsächlich jedoch 
hochbegabt, beginnt sie eine Karriere als 
Installationskünstlerin, die sich hinter 
dem angeblichen Werk dreier männlicher 
„Masken“ verbirgt. Doch das Rollenspiel 
wird von einem der drei Maskenmänner 
durchkreuzt. In ihrem geistreichen, in 
den 70er Jahren spielenden und aus ver-
schiedenen Blickwinkeln erzählten Ro-
man „Die gleißende Welt“ lotet die ame-
rikanische Schriftstellerin Siri Hustvedt 
(„Was ich liebte“) erneut verschiedene 
Facetten eines Frauenlebens aus. Was die 
Lektüre zum besonderen Vergnügen 
macht, ist sowohl das Spiel mit Identitä-
ten, als auch die Virtuosität, mit der Bur-
den die an sie gestellten Erwartungen un-
terläuft. 
Roman, Rowohlt Verlag, Reinbek 2015

Ausstellungen

William Forsythe im Frankfurter Museum 
für moderne Kunst 
Von der Decke hängen Turnringe, über die 
sich die Besucher von einer Seite des 
Raums zur anderen hangeln können. Mit 
kegelförmigen Gewichten beschwerte 
Schnüre verlocken zum Slalomlauf. 1984 
gründete der Choreograf William Forsythe 
das Ballett Frankfurt und 2004 The Forsy-
the Company. Nun lädt er Besucher seiner 
Ausstellung „The Fact of Matter“ im 
Frankfurter Museum für moderne Kunst 
(MMK) dazu ein, selbst zu Akteuren zu 

werden. Ihm geht es um die Grenzen von 
Körper und Raum und um Grenzen zwi-
schen Kunst und Choreografie. „Das wird 
Ihnen mehr über Ihre Gesundheit erzäh-
len, als es Ihr Arzt jemals kann“, schmun-

zelte Forsythe bei einem Rundgang durch 
die Schau, die bis zum 31. Januar 2016 im 
MMK, Domstr. 10 in 60311 Frankfurt zu 
sehen ist.

„Sturm-Frauen“ in der Frankfurter Schirn
Eine Frau gab der Avantgarde-Bewegung 
ihren Namen: Else Lasker-Schüler, seit 
1903 mit Herwarth Walden verheiratet, 
schlug ihm 1910 den Namen „Der Sturm“ 
für seine neue Zeitschrift vor. Ihre Zeich-
nungen und Selbstportraits erschienen 
sowohl in der Zeitschrift als auch in der 
gleichnamigen Galerie. „Der Sturm“ wur-
de eine der wichtigsten Publikationen des 
Expressionismus und zum Synonym für 
die Avantgarde. Im Mittelpunkt der bis 
zum 7. Februar gezeigten Ausstellung 
„Sturm-Frauen“ in der Frankfurter Schirn 
Kunsthalle mit fast 300 Werken von 
Künstlerinnen der Avantgarde – darunter 
Gabriele Münter, Lavinia Schulz und Else 
Lasker-Schüler – steht das Berlin der Jahre 
1910 bis 1932. (Eine Besprechung der 
Ausstellung folgt in der Januar-Ausgabe 
des Hessischen Ärzteblattes.)

Katja Möhrle

Wir würden uns freuen, wenn wir Ihnen 
mit unseren Tipps kleine Anregungen ge-
ben konnten und wünschen Ihnen schöne 
Feiertage sowie alles Gute für 2016.

William Forsythe, City of Abstracts, 2000 

Installationsansicht MMK Museum für Moderne 

Kunst Frankfurt am Main. Softwareentwicklung: 

Philip Bußmann. Courtesy of the artist
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Integrierte Palliativmedizin im Kreis Bergstraße
Palliative Care in einem mehrdimensionalen Netzwerk

Palliativmedizin und Hospizarbeit sind un-
terschiedliche Entwicklungsstränge, die in 
der gemeinsamen Grundüberzeugung 
wurzeln, dass schwerstkranke und ster-
bende Menschen ein Recht auf ärztliche 
und pflegerische Zuwendung und Versor-
gung haben, die zur jeweils bestmögli-
chen Lebensqualität verhilft – auch und 
gerade dann, wenn die kurative Behand-
lung an Grenzen stößt. Dafür hat sich der 
Begriff Palliative Care durchgesetzt. Dazu 
gehört, das Sterben als Teil des Lebens zu 
verstehen und aus der gesellschaftlichen 
Tabuisierung zu befreien, d. h. so weit wie 
möglich in den Alltag zu integrieren. Im 
Zentrum steht die Versorgung und Beglei-
tung Schwerstkranker sowie die Unter-
stützung ihrer Angehörigen, damit der 
wohl schwerste Weg am Ende des Lebens 
möglichst schmerz- und angstfrei in Wür-
de bewältigt werden kann. Wann immer 
es gewünscht und möglich ist, sollte dies 
in der häuslichen Umgebung mit Hilfe der 
Palliativmedizin und ambulanter Hospiz-
dienste geschehen. Die Institutionalisie-
rung dieser Hilfen wird als Palliativversor-
gung bezeichnet. Wenn sie einem ganz-
heitlichen Ansatz folgt, der bio-psycho-
soziale und spirituelle Bedürfnisse berück-
sichtigt, ist ein multiprofessionelles Zu-
sammenwirken unerlässlich. Dies setzt 
den Aufbau palliativer Strukturen und ihre 
Vernetzung voraus.

Bausteine der  
Versorgungsstruktur

Der Kreis Bergstraße mit rund 270.000 
Einwohnern verfügt über eine gewachse-
ne Palliativversorgung mit folgenden zen-
tralen Strukturelementen: 

1. Hospizverein Bergstraße e.V. (HVB)
Keimzelle und Motor der hospizlichen und 
palliativmedizinischen Entwicklung sind 
der 1994 gegründete Hospiz-Verein Berg-
straße und die Praxis für Schmerztherapie 
in Bensheim. Sie knüpften zunächst ein in-
formelles Netzwerk, in dem seit Mitte der 
90er Jahre ambulante Palliativ-Versor-

gung auf hospizlicher Basis unter Einbe-
ziehung der palliativmedizinischen Kom-
petenz jener Schmerzpraxis etabliert 
wurde – inklusive 24-Stunden-Rufbereit-
schaft. Ergänzende stationäre Möglichkei-
ten standen mit Belegbetten für 
Schmerztherapie am Heilig Geist-Hospital 
Bensheim zur Verfügung. Der Vertrag 
über die Förderung ambulanter Hospiz-
dienste (§39a SGB V) von 2003 war Aner-
kennung der bisherigen Arbeit und zu-
gleich Impuls für die Weiterentwicklung: 
So wurden sukzessive fünf Stellen für Ko-
ordinatorinnen geschaffen, ab 2004 wei-
tere Vollzeit-Stellen für Palliative-Care-
Fachkräfte. Inzwischen ist der Verein ei-
ner der aktivsten und größten Hospizver-
eine in Hessen, sowohl was die Zahl der 
Mitglieder und hauptamtlichen Mitarbei-
terinnen als auch die der versorgten Pa-
tienten betrifft. 

2. Hospiz-Stiftung Bergstraße (HSB)
Unterstützt werden die Palliative-Care-Ak-
tivitäten durch die Hospiz-Stiftung Berg-
straße, die – gegründet von den acht Hos-
pizvereinen des Kreises – ein professionel-
les Fundraising für die ambulante und sta-
tionäre Arbeit startete. Um Palliative Care 
im Kreis weiter zu entwickeln, stattete der 
Kreistag die Stiftung mit 250.000 Euro aus. 
Diese Investition war als Anschubfinanzie-
rung für den Bau des Hospizes erfolgreich, 
wie auch für den laufenden Betrieb und für 
die Verbreitung hospizlichen Denkens in 
der Region. Wobei die Zusammenführung 
mit anderen Stiftungen ebenso hervorzu-
heben ist, wie die gelungene hospizlich-
palliative Vernetzung.

3. Stationäres Hospiz Bergstraße (SHB)
 Im Sommer 2010 konnte das stationäre 
Hospiz – fast zeitgleich mit dem Ab-
schluss des Vertrages zur spezialisierten 
ambulanten Palliativversorgung (SAPV) – 
eröffnet werden. Träger ist der Hospiz-
Verein als alleiniger Gesellschafter der 
Hospiz-Bergstraße gGmbH. Dank der Un-
terstützung durch die Hospiz-Stiftung 
und 700 Paten können, über den aner-

kannten Personalschlüssel hinaus, Stellen 
besetzt werden, die eine individuelle Be-
treuung ermöglichen. 72 Ehrenamtliche 
und 31 Hauptamtliche gewährleisten die 
Versorgung in dem 10-Betten-Haus. Die 
effektive Zusammenarbeit mit den ambu-
lanten Strukturen (ambulante allgemei-
nen Palliativversorgung AAPV, SAPV, 
Hausärzte…) ist ein wesentlicher Faktor 
für den nachhaltigen Erfolg.
Jeder dieser Bausteine ist für die Palliativ-
versorgung der Region wichtig, aber erst 
im Zusammenspiel wird sie optimiert. Da-
bei kommt dem Palliativnetz besondere 
Bedeutung zu.     

Palliativnetz Bergstraße

Das 2010 entstandene „Palliativnetz Berg-
straße (GbR)“ ist ein gemeinsames Unter-
nehmen des Hospiz-Verein Bergstraße und 
des MVZ coMED zur Gewährleistung von 
SAPV: sechs qualifizierte Palliative-Care 
Schwestern stellt der HVB, Palliativärzte 
stellt coMED. Tags stehen drei Palliativme-
diziner zur Verfügung, bei Bedarf auch 
weitere aus dem Pool von sieben Palliativ-
ärzten. Diese helfen auch, den 24-Stun-
den-Rufdienst abzudecken, und sie versor-
gen Patienten im Hospiz. Ärztlicher Leiter 
ist ein Arzt für Anästhesie und Palliativme-
dizin, die Geschäfte des Palliativnetzes 
führt der Geschäftsführer des MVZ, Pfle-
geleiterin ist eine palliativmedizinisch er-
fahrene Krankenschwester. Wöchentliche 
Teamsitzungen mit Fallbesprechungen, 
sind ebenso selbstverständlich wie allmor-
gendliche Übergaben und Supervision. 
Aufgrund des Netzwerkes haben die meis-
ten Patienten Zugang sowohl zur hospizli-
chen als auch zur spezialärztlichen palliati-
ven Versorgung. Durch enge Zusammen-
arbeit – z.T. werden Funktionen in beiden 
Strukturen in Personalunion ausgeübt – 
sind die Informationswege kurz. So sind 
z.B. die Hospizbegleiter über die Palliative- 
Care-Schwestern an das SAPV-Team ange-
bunden, und umgekehrt werden notwen-
dige SAPV-Leistungen schneller erkannt 
und realisiert. 

Mensch und Gesundheit
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Kooperationspartner und  
Arbeitsabläufe

Durch die langjährige hospizliche Arbeit 
gibt es viele informelle Kontakte, die bei 
Einführung der SAPV erweitert und suk-
zessive vertraglich fixiert wurden. In den 
Randgebieten des Kreises sollen nun Sa-
tellitenteams von palliativmedizinisch in-
teressierten Allgemeinärzten gebildet 
werden, was in dünn besiedelten Gebieten 
schwierig ist. Kooperationsvereinbarun-
gen bestehen mit elf Praxen für Allge-
meinmedizin, vier Krankenhäusern, dem 
Stationären Hospiz Bergstraße, Pfarrern 
und Diakonen, Sozialdiensten und Über-
leitungspflege, dem Pflegestützpunkt des 
Kreises, Hospiz- und Pflegediensten, Apo-
theken, Orthopädiehäusern, Ernährungs-
beratung und Physiotherapeuten. 
Die Palliative-Care-Fachkräfte nutzen mit 
PALLIDOC ausgerüstete Laptops, die auch 
bei Hausbesuchen den Zugriff auf Daten 
erlauben. Der mobile Ausdruck von Re-
zepten wird zurzeit vorbereitet. Die Pfle-
gekräfte verfügen im Einsatz über funk-
tionelle Hilfsmittelrucksäcke mit allen 
Notfallmedikamenten, die beim Erstkon-
takt zur Unzeit den Patienten ausgehän-
digt werden können.
Die hohe Akzeptanz der hospizlichen und 
palliativen Versorgung im Kreis ist nicht 
nur der hervorragenden Arbeit, sondern 
auch der intensiven Öffentlichkeitsarbeit 
zu verdanken. Hinzu kommt, dass den 
Hinterbliebenen verstorbener Patienten 
Trauerbegleitung angeboten werden 
kann. Dafür stehen ausgebildete Trauer-
begleiterinnen ehrenamtlich zur Verfü-
gung – auch für Kinder und Jugendliche. 

Fazit und Ausblick

Auf den ersten Blick mag sich der Nutzen 
dieses komplexen Systems nicht erschlie-
ßen, scheinen doch immanente Gegensät-
ze eine wirkungsvolle Verknüpfung auszu-
schließen: Ambulant – stationär, Ehren-
amt – Hauptamt, Laie – Experte, Eigenin-
teresse – Gemeinwohl, um nur einige Di-
chotomien zu nennen. Tatsächlich ermög-
lichte die skizzierte Struktur nicht nur ein 
konstruktives Zusammenwirken, sondern 
eine wechselseitige Befruchtung, die das 
ursprünglich erhoffte Ergebnis weit über-
traf: Die konstruktive Vernetzung der Ini-

tiativen steigerte mit dem Bekanntheits-
grad sowohl die Nachfrage nach hospizli-
cher Begleitung, als auch den Umfang und 
die Wirksamkeit des palliativen Angebo-
tes. Daher kann zu Recht von einer Opti-
mierung der Palliativversorgung hinsicht-
lich Effektivität und Effizienz gesprochen 
werden. Hervorgehoben seien:
• Bekanntheit: Durch multiple Initiativen 

wuchs – ganz im Sinne der Hospizidee 
– die öffentliche Aufmerksamkeit für 
die Themen Sterben, Tod und Trauer 
und damit auch die Bereitschaft vieler 
Menschen, sich damit auseinander-
zusetzen und persönlich zu engagieren;

• Akzeptanz: Die (ehrenamtlichen) am-
bulanten Hospizdienste wurden an-
fangs nur langsam wahr- und zögernd 
in Anspruch genommen. Hier führten 
die Initiativen und Maßnahmen der un-
terschiedlichen Akteure zu einer brei-
ten Rezeption in der Öffentlichkeit mit 
wachsender Akzeptanz und Inan-
spruchnahme;

• Fachlichkeit: Die unterschiedlichen 
Schwerpunkte des hospizlich-palliati-
ven Angebotes ermöglichen eine gewis-
se Spezialisierung, sowohl im ehrenamt-
lichen wie im professionellen Bereich. 
Damit wird die ‚Passung‘ der Erwartun-
gen und Fähigkeiten der Beteiligten ver-
bessert und die Wirksamkeit erhöht;

• Versorgungsgrad: Dank der Zusammen-
arbeit im Palliativnetz können mehr Pa-
tienten erreicht und schneller angemes-
sen versorgt werden – auch durch den 
Einsatz qualifizierter Ehrenamtlicher;

• Patientenwohl: Die Verweildauer von 
Patienten mit infauster Diagnose im 
häuslichen Bereich wurde durch SAPV 
signifikant erhöht. Eine weitere Verbes-
serung folgt aus der Möglichkeit einer 
stationären Versorgung im Hospiz – un-
abhängig davon, ob diese realisiert wird;

• Auslastung: Bei aller hospizlich-palliati-
ver Uneigennützigkeit sind auch wirt-
schaftliche Aspekte relevant. Hier zeigt 
sich, dass ambulante und stationäre An-
gebote spezifische Problemfälle in Fein-
abstimmung passgenauer bearbeiten 
können und damit nicht nur dem Pa-
tientenwohl, sondern auch der Gesund-
heitsökonomie dienen.

Fazit: Hospizlich-palliatives Denken und 
Handeln fand, strukturell vernetzt, ver-
stärkt Zugang zu vielen Lebensbereichen 
der Region – und immer mehr Menschen 
wissen dies immer besser zu schätzen (vgl. 
Umfrage Mühlum/Kellermann 2015).

Dr. med. Wolfgang Nieswandt 
Facharzt für Anästhesiologie, Spezielle 

Schmerztherapie, Palliativmedizin, Not-
fallmedizin, 1. Vorsitzender des HVB
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Ambulantes KinderPalliativTeam Nordhessen  
gestartet 

Rund 300 Kinder und Jugendliche in Nord-
hessen leiden an einer lebenslimitierenden 
Erkrankung. Trotz aller Bemühungen und 
Fortschritte in der medizinischen Versor-
gung sterben jedes Jahr etwa 60 der be-
troffenen Kinder und Jugendliche. 
Der 2014 gegründete Verein „Kleine Rie-
sen Nordhessen e.V.“ (www.kleine-riesen-
nordhessen.de) setzt sich dafür ein, dass 
unheilbar schwerstkranke Kinder und Ju-
gendliche sowie junge Erwachsene durch 
das ambulante KinderPalliativTeam Nord-
hessen ganzheitlich umfassend und kom-
petent begleitet im Kreise ihrer Familie, in 
ihrem vertrauten Zuhause sterben dürfen. 
Nach jahrelangen, intensiven Verhandlun-
gen konnte der gemeinnützige Verein als 
rechtlicher Träger des ambulanten Kin-
derPalliativTeams (KPT) Nordhessen mit 
Unterstützung des Fachverbandes Spezia-
lisierte Ambulante Palliativversorgung 
(SAPV) in Hessen zum 1. Mai 2015 einen 
Vertrag mit den Krankenkassen abschlie-
ßen, der die medizinische und pflegeri-
sche Versorgung der kleinen und großen 
Patienten in Nordhessen sicherstellt. Hes-
sen ist damit das erste Bundesland, das ei-
ne flächendeckende ambulante Versor-
gung von schwerstkranken und sterben-
den Kindern und Jugendlichen zu Hause 
ermöglicht. Dafür sorgen insgesamt drei 
KinderPalliativTeams in den jeweiligen Re-
gierungsbezirken Darmstadt (mit Sitz in 
Frankfurt, PalliativTeam Frankfurt ge-
meinnützige GmbH), Gießen (mit Sitz im 
Universitätsklinikum Gießen) sowie Kas-
sel (Kleine Riesen Nordhessen e.V. mit Sitz 
im Klinikum Kassel).

SAPV für Kinder und Jugendliche sowie 
junge Erwachsene bedeutet professionel-
le ärztliche, pflegerische und psychoso-
ziale Versorgung sowie Unterstützung im 
häuslichen Umfeld. Das Ziel ist, Kindern 
und Jugendlichen und ihren Familie zu 
Hause die größtmögliche Lebensqualität 
zu ermöglichen. Die ambulante speziali-

sierte Palliativmedizin ist am Bedarf des 
Kindes und der Familie ausgerichtet. Mit 
der erzielten Einigung und der im Koaliti-
onsvertrag Hessen vereinbarten An-
schubfinanzierung können nun landes-
weit die notwendigen Versorgungsstruk-
turen gebildet werden. Dank der finan-
ziellen Hilfe der Hessischen Landesregie-
rung in Höhe von 75.000 Euro sowie 
großzüger Spenden aus der Bevölkerung 
(z. B. Tour der Hoffnung) konnte das 
ambulante KinderPalliativTeam Nordhes-
sen mit Sitz in Kassel weiteres in der Pal-
liativmedizin geschultes ärztliches und 
pflegerisches Personal einstellen. Spezia-
lisierte Kinderärztinnen und -ärzte sowie 
Kinderkrankenpflegekräfte begleiten ak-
tuell zehn schwerstkranke Kinder und Ju-

gendliche im gesamten Regierungsbezirk 
Kassel auf ihrem letzten Lebensweg. Das 
KPT Nordhessen, wie auch die beiden an-
deren hessischen KinderPalliativTeams, 
ist in 24-Stunden-Rufbereitschaft tätig, 
365 Tage im Jahr. 
Da die Finanzierung der psychosozialen 
Unterstützung der betroffenen Familien 
nach dem Sozialgesetzbuch V keine Leis-
tung der gesetzlichen Krankenkassen dar-
stellt, wird das ambulante Team weiterhin 
auf Spenden und bürgerliches Engage-
ment angewiesen sein. „Die psychosoziale 
Begleitung der Kinder und ihrer Eltern in 
dieser ganz besonderen Situation ist je-
doch unerlässlich und dringend erforder-
lich“, so Dr. med. Thomas Voelker, Ärztli-
cher Leiter des ambulanten KinderPallia-
tivTeams Nordhessen. 
Mit dem Vertragsabschluss und der An-
schubfinanzierung wurde zunächst ein 
wichtiger Baustein für die Versorgung vie-
ler Menschen in schwierigster Lebenssi-
tuation gelegt. Der Aufbau und der Erhalt 
des Teams, das die umfassende Versor-
gung vor Ort erst ermöglicht, kann nun 
weiter voranschreiten – und trägt dazu 
bei, dass sich die Haltung unserer Gesell-
schaft dem Tabuthema „Kinder und Ster-
ben“ gegenüber sensibilisiert.

Kontakt:
Kleine Riesen Nordhessen e.V.

Mönchebergstraße 41 – 43 | Haus L | 
34125 Kassel

Fon: 0561 980-17558
E-Mail: info@kleine-riesen-nordhessen.de

www.kleine-riesen-nordhessen.de

Mensch und Gesundheit

Neuer Fitness-Wegweiser des Landessportbunds Hessen erschienen

Der Landessportbund Hessen hat seinen 
neuen Fitness-Wegweiser veröffentlicht. 
Übersichtlich nach Sportkreisen und 
Postleitzahl geordnet, listet er rund 
1.500 mit dem Qualitätssiegel SPORT 

PRO GESUNDHEIT ausgezeichnete Prä-
ventionssportangebote auf.
Unter www.gesundheitssport-in-hessen.
de können Sie sich die Broschüre an-
schauen und herunterladen. Die ge-

druckte Broschüre können Sie kostenfrei 
beim Geschäftsbereich Sportentwick-
lung des Landessportbund Hessen anfor-
dern unter Fon 069 6789–423 oder per 
Email an gesundheitssport@lsbh.de
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Die neue GOÄ – eine neue Fessel?

Die alte Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ) 
ist aus dem vorigen Jahrhundert. Private 
Krankenkassen und Politik hat es über Jahre 
nicht gestört, dass die Inhalte veraltet und 
die Vergütungen von vorgestern sind. Ana-
logziffern und Steigerungsfaktoren sind nur 
ein hilfloser Ausgleich.
Eine belastbare neue Gebührenordnung 
ist überfällig. Sie gibt Sicherheit für die Pa-
tienten und die behandelnden Ärztinnen 
und Ärzte. Sie gibt auch Sicherheit für die 
Rechnungserstattung durch Versicherun-
gen und Beihilfe. Eine neue Gebührenord-
nung sollte auch den Innovationen, der 
Kostenentwicklung und den Gehaltsver-
änderungen (-steigerungen) im Gesund-
heitswesen Rechnung tragen. 
Seit zwei Jahren wird verhandelt. Neben 
der Bundesärztekammer (BÄK) sind erst-
mals die privaten Krankenkassen und die 
Beihilfe beteiligt. Die ersten Zwischener-
gebnisse lassen nichts Gutes erahnen. Die 
bisherige und leidlich gut funktionierende 
GOÄ wird nicht angepasst und weiterent-
wickelt. Nein, ein vollkommen neues Kon-
strukt entsteht mit folgenden Merkmalen:
• Eine Gemeinsame Kommission von 

BÄK, Kassen und Beihilfe (GEKO) re-

guliert den Markt. Plötzlich sind Kran-
kenkassen und Beihilfe Vertragspart-
ner, und nicht mehr alleine Arzt und 
Patient. Leistungen, die nicht in der 
GOÄ erscheinen, werden auf Dauer 
nicht mehr vergütet werden. Auch er-
scheint eine Mengenbegrenzung für 
Leistungen in diesem Kontext vor-
stellbar.

• Eine Erhöhung des Steigerungssatzes 
ist nicht mehr vorgesehen. Der zweifa-
che Gebührensatz kann nur im Ausnah-
mefall und unter Beachtung bürokrati-
scher Regelungen abgerechnet wer-
den. Eine Flexibilität der Abrechnung 
auch zugunsten von Patienten ist nicht 
mehr möglich. Schwierige Fälle werden 
nivelliert und die Patienten gleich-
geschaltet.

• Über ein neu zu gründendes Institut 
werden alle Rechnungen der Privaten 
Krankenversicherung und der Beihilfe 
erfasst und ausgewertet. Ausgaben-
steigerungen werden erforderlichen-
falls durch eine Abstaffelung verhin-
dert. Das entspricht einer Budgetie-
rung wie wir sie aus der gesetzlichen 
Krankenversicherung kennen.

Wem hilft die neue GOÄ? Nicht den Patien-
ten, deren Leistungen werden eher einge-
schränkt. Auch nicht den Ärzten, das war 
abzusehen. Sie hilft aber den Versiche-
rungskonzernen und der Beihilfe, deren 
Ausgaben werden begrenzt. Damit steht 
der Gewinnmaximierung der Versiche-
rungskonzerne nichts mehr im Wege. 
Wir werden unsere Selbstverwaltung in 
der Bundesärztekammer auf den richtigen 
Weg zurückführen müssen. Dazu kann ein 
Sonderärztetag zum Thema GOÄ helfen. 
Noch ist es nicht zu spät. 

Dr. med. Wolf 
Andreas Fach

Berufsverband  
Deutscher  

Internisten –  
Landesverband  

Hessen, Präsidiums-
mitglied der LÄKH

Die Beiträge in der Rubrik „Ansichten 
& Einsichten“ geben nicht unbedingt 
die Meinung der Redaktion wieder.

Ansichten und Einsichten
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Buchtipp

Im Gebührenverzeichnis zur GOÄ finden sich die Bewer-
tung aller Leistungen in Punktzahlen und die kompletten 
Euro-Gebühren: Einfachsatz, Steigerungssätze sowie die 
Gebühren für Standard- und Basistarif der Privaten Kran-
kenversicherung. Für mehr Rechtssicherheit bei der Ab-
rechnung moderner Untersuchungs- und Behandlungsme-
thoden sorgen die analogen Bewertungen und Abrech-
nungsempfehlungen der Bundesärztekammer. Die aktuel-
le Ausgabe wurde um praktische Auslegungshinweise zur 
GOÄ erweitert, die von Fachexperten der Bundesärzte-
kammer und der Landesärztekammern erarbeitet wurden. 
Die elektronische Ausgabe zum schnellen Recherchieren 
und mit Vorlagen auf CD-ROM ist inklusive. (  red)

Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ) mit CD-ROM 
Herausgeber: Renate Hess, Regina Klakow-
Franck (Bearb.)

Stand Juli 2015, Deutscher Ärzte-Verlag Köln 2015, 466 
Seiten, broschiert, ISBN 9783769135701, € 44,99
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Hygienebeauftragter Arzt

Mo., 29. Feb. – Fr., 04. Mär. 2016 
Leitung:  Prof. Dr. med. T. Eikmann,  Gießen
Teilnahmegebühr:  700,00 € (Akademiemitgl.: 630,00 €)
Auskunft/Anmeldung: H. Cichon, Fon: 06032 782-209, 
 E-Mail: heike.cichon@laekh.de

Alternative bedarfsorientierte betriebsmedizinische  
Betreuung von Arztpraxen (AbBA)

Mi., 02. Dez. 2015, 14:00 – 19:00 Uhr 6 P
Mi., 27. Jan. 2016, 14:00 – 19:00 Uhr 6 P
Leitung:  Prof. Dr. med. T. Weber, Wiesbaden 
Teilnahmegebühr:  € 110 (Akademiemitgl. € 99)
Max. Teilnehmerzahl:  25

Auskunft/Anmeldung:  B. Sebastian, Fon: 0611 977-4825, 
E-Mail: barbara.sebastian@laekh.de

Aktuelle Diabetologie 

In Kooperation mit der Hessischen Fachvereinigung für Diabe-
tes (HFD) und dem Hessischen Hausärzteverband; zertifiziert 
als DMP-Fortbildung Diabetes mellitus Typ 2 und KHK.
Mi., 23. März 2016, 15:30 – 20:00 Uhr 6 P
Teil 5: Herz, Blutdruck und Gefäße
Teil 6: Auge, Niere, Fuß
Leitung:  Dr. med. P. Bauer, Gießen
   Dr. med. M. Eckhard, Bad Nauheim

Teilnahmegebühr:  € 75 (Akademiemitgl. kostenfrei)
Auskunft/Anmeldung:  A. Zinkl, Fon: 06032 782-227,
 E-Mail: adelheid.zinkl@laekh.de

Medizinische Rehabilitation

Termin auf Anfrage!
Leitung:  Dr. med. W. Deetjen, Seelbach
Teilnahmegebühr:  € 200 (Akademiemitgl. € 180)

Auskunft/Anmeldung:  J. Jerusalem, Fon: 06032 782-203, 
 E-Mail: joanna.jerusalem@laekh.de

Kinderbetreuung für Kinder von 3 bis 8 Jahren
Freitags und samstags ganztags möglich!
Telefonische Informationen: Christina Ittner, Akademie, Fon: 06032 782-223

I. Fortbildung 
Bitte beachten Sie die Allgemeinen Hinweise!

Medizinische Begutachtung

Modul III – Psychiatrie / Psychotherapie
Fr., 26. Feb. – Sa., 27. Feb. 2016 
Teilnahmegebühr:       € 240  (Akademiemitgl. € 216) 
 
Modul I a: Fr. 11. Mär. – Sa. 12. Mär. 2016 
Teilnahmegebühr: € 180 (Akademiemitgl. € 162) 
Modul I b: Fr. 22. Apr. 2016 – Sa. 23. Apr. 2016 
Teilnahmegebühr: € 180 (Akademiemitgl. € 162)
Modul I c: Fr. 03. Jun. – Sa. 04. Jun. 2016 
Teilnahmegebühr:       € 240  (Akademiemitgl. € 216)

Auskunft/Anmeldung:  J. Jerusalem, Fon: 06032 782-203, 
 E-Mail: joanna.jerusalem@laekh.de

Fachkunde im Strahlenschutz

Spezialkurs Interventionsradiologie
Sa., 13. Feb. 2016
Teilnahmegebühr: € 160 (Akademiemitglieder € 144) 
Veranstaltungsort: Wetzlar 
Aktualisierungskurs zum Erhalt der Fachkunde im  
Strahlenschutz
Sa., 20. Feb. 2016, 09:00 – 16:15 Uhr 8 P
Teilnahmegebühr: € 140 (Akademiemitgl. € 126)
Kenntniskurs – Theoretische Unterweisung
Sa., 23. Apr. 2016, 09:00 – 13:15 Uhr 4 P   
Teilnahmegebühr: € 100 (Akademiemitgl. € 90) 
Kenntniskurs – Praktische Unterweisung
Sa., 23. Apr. 2016, 13:15 – 17:00 Uhr 4 P   
Teilnahmegebühr: € 60 (Akademiemitgl. € 54) 

Leitung:  Dr. med. S. Trittmacher, Frankfurt 
Auskunft/Anmeldung: M. Turano, Fon: 06032 782-213,
 E-Mail: melanie.turano@laekh.de

Verkehrsmedizinische Qualifikation 

Fr., 26. – Sa., 25. Jun. 2016 16 P 
Leitung:  Prof. Dr. med. H. Bratzke, Frankfurt
Teilnahmegebühr:  € 280 (Akademiemitgl. € 252)
Auskunft/Anmeldung:  J. Jerusalem, Fon: 06032 782-203, 
 E-Mail: joanna.jerusalem@laekh.de

Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung
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Ultraschall

Gefäße
Interdisziplinärer Grundkurs der Doppler-Duplex-Sonographie 
für die Angiologie 29 P
Do., 11. Feb. - Fr., 12. Feb. 2016 (Theorie)
Sa., 13. Feb. 2016 (Praktikum)
Teilnahmegebühr: € 480 (Akademiemitgl. € 432)

Aufbaukurs der Doppler-Duplex-Sonographie der  
extrakraniellen hirnversorgenden Gefäße 25 P
Do., 16. Jun. - Fr., 17. Jun. 2016 (Theorie)
Sa., 18. Jun. 2016 (Praktikum)
Teilnahmegebühr: € 400 (Akademiemitgl. € 360)

Ort Praktikum: Frankfurt, Krankenhaus Nordwest
Leitung:  Prof. Dr. med. V. Hach-Wunderle,   
 Frankfurt
 Dr. med. J. Bönhof, Wiesbaden
Abdomen
Grundkurs 40 P
Sa., 16. Jan. + So., 24. Jan. 2016 (Theorie)
+ 2 Termine (je 5 Std.) Praktikum
Teilnahmegebühr: € 480 (Akademiemitgl. € 432)

Aufbaukurs 40 P
Sa., 12. Mär. + So., 20. Mär. 2016
+ 2 Termine (je 5 Std.) Praktikum
Teilnahmegebühr: € 480 (Akademiemitgl. € 432)

Ort Praktikum:   Frankfurt, Kliniken Rhein-Main-Gebiet
Leitung:  Dr. med. J. Bönhof, Wiesbaden
 Dr. med. W. Schley, Groß-Umstadt

Auskunft/Anmeldung: J. Schwab, Fon: 06032 782-211, 
 E-Mail: juliane.schwab@laekh.de

Qualifikation Tabakentwöhnung

Aufbaumodul Tabakentwöhnung mit strukturiertem  
Therapieprogramm
Sa., 12. Mär. 2016
Teilnahmegebühr:  € 180 (Akademiemitgl. € 162) 

Curriculum „Qualifikation Tabakentwöhnung“
Blended Learning Veranstaltung
Fr., 07. Okt. 2016 (1. Präsenzphase ) insg. 20 P
Sa., 08. Okt. - Fr., 02. Dez. 2016 (Telelernphase)
Sa., 03. Dez. 2016 (2. Präsenzphase mit Lernerfolgskontrolle)
Teilnahmegebühr:  € 240 (Akademiemitgl. € 216) 

Leitung: D. Paul, Frankfurt
Auskunft/Anmeldung:  I. Krahe, Fon: 06032 782-208,
 E-Mail: ingrid.krahe@laekh.de

Rechtsmedizin

Theorie und Praxis der Leichenschau werden im Institut für 
Rechtsmedizin in insgesamt vier Kursteilen erarbeitet.
Mi., 17. Feb. 2016, 15:00 - 16:45 Uhr
Mi., 24. Feb. 2016, 15:00 - 16:45 Uhr
Mi., 09. Mär. 2016, 15:00 - 16:45 Uhr
Mi., 16. Mär. 2016, 15:00 - 16:45 Uhr
Leitung: Prof. Dr. med. Verhoff, Frankfurt
Teilnahmegebühr:  € 180 (Akademiemitgl. € 162)

Ort: Frankfurt, Institut für Rechtsmedizin
Auskunft/Anmeldung:  I. Krahe, Fon: 06032 782-208,
 E-Mail: ingrid.krahe@laekh.de

Geriatrische Grundversorgung

Block II: Fr., 22. – So., 24. Jan. 2016 22 P
Leitung: Dr. med. Patricia Groß, Darmstadt 
Teilnahmegebühr: € 330 (Akademiemitgl. € 297) 
Block III: Fr., 19. Feb. - Sa., 20. Feb. 2016
Leitung: Dr. med. Patricia Groß, Darmstadt 
 PD Dr. med. M. Pfisterer, Darmstadt
Teilnahmegebühr: € 210 (Akademiemitgl. € 189) 
Auskunft/Anmeldung: A. Flören, Fon: 06032 782-238, 
 E-Mail: andrea.floeren@laekh.de

Dermatologie

Hautkrebs-Screening
Zertifizierte Fortbildung zur Durchführung und Abrechnung 
der Früherkennungsuntersuchung auf Hautkrebs.
Fr., 18. Mär. 2016, 13:00 – 21:00 Uhr 11 P
Leitung: Dr. med. P. Deppert, Bechtheim 

Dr. med. K. Wiest, Ludwigshafen
Ort:  Wiesbaden, Bezirksärztekammer 
Teilnahmegebühr:  € 180 (Akademiemitgl. € 162)
  zzgl. € 70 Schulungsmaterial
Auskunft/Anmeldung:  C. Cordes, Fon: 06032 782-287
 E-Mail: claudia.cordes@laekh.de

Hämotherapie 

Transfusionsverantwortlicher/-beauftragter 
Do., 18. – Fr., 19. Mär. 2016 16 P
Leitung:   Dr. med. A. Opitz, Bad Kreuznach
Ort:  Kassel, Kongress-Palais 
Teilnahmegebühr:  € 340 (Akademiemitgl. € 306)
Max. Teilnehmerzahl: 30
Auskunft/Anmeldung: H. Cichon, Fon: 06032 782-209, 
 E-Mail: heike.cichon@laekh.de

Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung
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Moderatorentraining für ärztliche Qualitätszirkel

Fr., 22. - Sa., 23. Apr. 2016 20 P
Leitung: Prof. Dr. rer. nat. H. Haid, Konstanz
Teilnahmegebühr: € 360 (Akademiemitgl. € 324) 
Auskunft/Anmeldung: A. Flören, Fon: 06032 782-238, 
 E-Mail:  andrea.floeren@laekh.de

Ernährungsmedizin

Curriculum „Ernährungsmedizin“
Block I: Fr., 15. – Sa., 16. Jan. 2016
Block II: Fr., 29. – Sa., 30. Jan. 2016
Block III: Fr., 05. – Sa., 06. Feb. 2016
1. Prüfung: Fr., 12. Feb. 2016 
Block VI: Fr., 19. – Sa., 20. Feb. 2016
Block V: Fr., 04. – Sa., 05. Mär. 2016
Block VI: Fr., 18. – Sa., 19. Mär. 2016
2. Prüfung: Fr., 15. Apr. 2016 

Leitung:  Prof. Dr. med. J. Stein, Frankfurt 
Teilnahmegebühr:  auf Anfrage
Auskunft/Anmeldung:  I. Krahe, Fon: 06032 782-208,
 E-Mail: ingrid.krahe@laekh.de

Notfallmedizin

Ärztlicher Leiter Rettungsdienst
Mo., 01. - Fr., 05. Feb. 2016
Leitung:  Dr. med. E. Wranze-Bielefeld, 
Teilnahmegebühr:   € 600 (Akademiemitgl. € 540)

Auskunft/Anmeldung:  B. Buß, Fon: 06032 782-202  
E-Mail: baerbel.buss@laekh.de

Arbeitsmedizinische Vorsorge: Lärm  
(Kombination aus E-Learning und Präsenzlernen)

Arbeitsmedizinische Vorsorge: Lärm ist im B1-Kurs als Blended-
Learning-Veranstaltung in die arbeitsmedizinisch Weiterbildung 
zum Facharzt für Arbeitsmedizin/Betriebsmedizin integriert.
Einführung in die Telelernphase: Sa., 24. Jan. 2016 
Telelernphase: So., 25. Jan. – Do., 26. März 2016
Präsenzphase: Fr., 27. – Sa., 28. März 2016
mit abschließender Lernerfolgskontrolle 
Leitung:  Dr. rer. nat. J. Kießling, Gießen, 
 Prof. Dr. med. D. Groneberg, Frankfurt 
Ort:  Bad Nauheim, Fortbildungszentrum 

der LÄK Hessen
Teilnahmegebühr:  € 320 (Akademiemitgl. € 288)
Auskunft/Anmeldung:  S. Scherbel, Fon: 06032 782-283,
 E-Mail: sandra.scherbel@laekh.de

Fachgebundene genetische Beratung

Qualifikation zur fachgebundenen genetischen Beratung
Kombination aus E-Learning und Präsenzlernen
Modul 1: Sa., 16. Jan. 2016
Teilnahmegebühr: € 200 (Akademiemitgl. € 180) 

Modul 2: Mi., 13. Jan. 2016 (Beginn Telelernphase)
Sa., 13. Feb. 2016 (Präsenzphase)
Teilnahmegebühr: € 200 (Akademiemitgl. € 180) 
Ort:  Frankfurt, Laborarztpraxis
Auskunft/Anmeldung:  C. Weilbacher, Fon: 069 669 003 449, 

E-Mail: veranstaltung@laborarztpra-
xis.de

Modul 3: Fr., 05. Feb. 2016 (Beginn Telelernphase)
Sa., 05. Mär. 2016 (Präsenzphase)
Teilnahmegebühr: € 200 (Akademiemitgl. € 180) 
Ort: Bad Nauheim
Auskunft/Anmeldung: H. Cichon, Fon: 06032 782-209, 
 E-Mail: heike.cichon@laekh.de
Leitung: Dr. med. Dipl. E. Schwaab

Qualifikation zur fachgebundenen genetischen Beratung im 
Kontext vorgeburtlicher Risikoabklärung
Sa., 05. Dez. 2015
Teilnahmegebühr:  € 70 (Akademiemitgl. € 60,  
 außerhalb Hessen tätige Ärzte € 80)
Sa., 16. Apr. 2016
Teilnahmegebühr:  auf Anfrage 
Leitung:   Prof. Dr. Dr. h.c. H.-R. Tinneberg, 
 Gießen

Qualifikation zur fachgebundenen genetischen Beratung für 
Kardiologen
Sa., 30. Apr. 2016
Teilnahmegebühr:  auf Anfrage
Leitung:  Prof. Dr. med. Dr. med. habil. J. Ehrlich, 
 Wiesbaden
Wissenskontrolle zum Nachweis der Qualifikation zur  
fachgebunden genetischen Beratung 
für zahlreiche Fachgebiete; Anfragen bitte an uns!
Sa., 13. Feb. / Sa., 19. Mär. / Sa., 23. Apr. 2016
Teilnahmegebühr:  € 50 (Akademiemitgl. € 45)  
Auskunft/Anmeldung: H. Cichon, Fon: 06032 782-209, 
 E-Mail: heike.cichon@laekh.de

Synkope - korrekte Diagnose und Therapie

Fr. 11. Aug. 2016, 09:30 Uhr – 17:00 Uhr 8 P
Teilnahmegebühr: € 140 (Akademiemitgl. € 126) 
Auskunft/Anmeldung: A. Flören, Fon: 06032 782-238, 
 E-Mail: andrea.floeren@laekh.de

Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung
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II. Weiterbildung 
Bitte beachten Sie die Allgemeinen Hinweise!

Arbeits- und Betriebsmedizin 

Weiterbildungskurs zum Erwerb der Gebietsbezeichnung  
Arbeitsmedizin in sechs Kursblöcken. 
Die Blöcke werden als Blended-Learning-Kurse angeboten, 
ihnen geht eine Telelernphase voraus.
Die arbeitsmedizinische Vorsorge „Lärm“ ist in den Kursblock 
B1 integriert und „Arbeitsaufenthalt im Ausland unter besonde-
ren klimatischen und gesundheitlichen Belastungen“ in den 
Kursblock B2. 
A1: Beginn der Telelernphase: Fr., 18. Dez. 2015
A1: Präsenzphase: Sa., 23. Jan. – Fr. 29. Jan. 2016

B1: Beginn der Telelernphase: Sa., 30. Jan. 2016
B1: Präsenzphase: Sa., 27. Feb. – Sa., 05. Mär. 2016

C1: Beginn der Telelernphase: Fr., 18. Mär. 2016
C1: Präsenzphase: Sa., 23. Apr. – Fr., 29. Apr. 2016

A2: Beginn der Telelernphase: Fr., 05. Aug. 2016
A2: Präsenzphase: Sa., 03. Sep. – Fr., 09. Sep. 2016

B2: Beginn der Telelernphase: Fr., 14. Okt. 2016
B2: Präsenzphase: Sa., 12. Nov. – Fr., 19. Nov. 2016

C2: Beginn der Telelernphase: Fr., 04. Nov. 2016
C2: Präsenzphase: Sa., 13. Dez. – Fr., 09. Dez. 2016

Teilnahmegebühr: je Kurs: € 550 (Akademiemitgl. € 495)
Gesamtleitung:  Prof. Dr. med. D. Groneberg, Frankfurt
Auskunft/Anmeldung:  S. Scherbel, Fon: 06032 782-283,
 E-Mail: sandra.scherbel@laekh.de

Psychosomatische Grundversorgung  
für die Kurs-Weiterbildung Allgemeinmedizin 

Kurs C: Sa., 06. Feb. 2016 (10 Std.) 10 P
Leitung: Prof. Dr. med. E. Baum, Marburg 

Dr. med. R. Gerst, Baden-Baden  

Kurs A: Fr., 17. – Sa., 18. Jun. 2016 (20 Std.)  20 P
Leitung:  Dr. med. W. Hönmann, Kelkheim

Kurs B: Fr., 23. – Sa., 24. Sep. 2016  (20 Std.)  20 P
Leitung:  Dr. med. W. Hönmann, Kelkheim

Teilnahmegebühr:    10 Std. € 150 (Akademiemitgl. € 135)
 20 Std. € 300 (Akademiemitgl. € 270)
Auskunft/Anmeldung: J. Jerusalem, Fon: 06032 782-203, 
 E-Mail: joanna.jerusalem@laekh.de

Krankenhaushygiene

Modul I: Mo., 29. Feb. – Fr., 04. Mär. 2016
Leitung:   Prof. Dr. med. T. Eikmann, Gießen
Teilnahmegebühr:  € 700 (Akademiemitgl. € 630)
Ort:  Gießen, Universitätsklinikum 

Modul II: Mo., 30. Mai – 02. Jun. 2016
Leitung:   Prof. Dr. med. T. Eikmann, Gießen
Teilnahmegebühr:  € 560 (Akademiemitgl. € 504 )

Modul III: Di., 12. – Fr., 15. Apr. 2016
Leitung:  Prof. Dr. med. V. Kempf, 
 PD Dr. med. C. Brandt,  Frankfurt 
Teilnahmegebühr:  € 560 (Akademiemitgl. € 504 ) 
Ort:  Frankfurt, Universitätsklinikum 
Gesamtleitung:  Dr. med. K.-H. Blum, Frankfurt 
Auskunft/Anmeldung: H. Cichon, Fon: 06032 782-209, 
 E-Mail: heike.cichon@laekh.de

Palliativmedizin

Die Reihenfolge der Teilnahme muss eingehalten werden:
Basiskurs – Aufbaukurs Modul I – Aufbaukurs Modul II  
(diese beiden sind tauschbar) – Fallseminar Modul III.
Basiskurs: Di., 01. – Sa., 05. Dez. 2015 40 P
Leitung:  Dr. med. K. Mattekat, Hanau
Teilnahmegebühr: € 600 (Akademiemitgl. € 540)

Aufbaukurs Modul I: Di., 15. – Sa., 19. Mär. 2016 40 P
Leitung: C. Riffel, Darmstadt
Teilnahmegebühr: € 630 (Akademiemitgl. € 567)

Aufbaukurs Modul II: Mo., 27. Jun. – Fr., 01. Jul. 2016 40 P
Leitung: Dr. med. W. Spuck, Kassel 
Teilnahmegebühr: € 630 (Akademiemitgl. € 567)

Auskunft/Anmeldung:   B. Buß, Fon: 06032 782-202,
 E-Mail: baerbel.buss@laekh.de

Repetitorium Allgemeinmedizin

Ideal für die Vorbereitung zur Facharztprüfung oder zur Auffri-
schung vorhandener Kenntnisse.
Sa, 11. – So., 12. Jun. 2016 16 P
Gesamtleitung:   Dr. med. G. Vetter, Frankfurt
Teilnahmegebühr: € 260 (Akademiemitgl. € 234)
Auskunft/Anmeldung:  J. Jerusalem, Fon: 06032 782-203, 
 E-Mail: joanna.jerusalem@laekh.de

Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung
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Akupunktur 

In Kooperation mit der Deutschen Ärztegesellschaft für  
Akupunktur e.V./DÄGfA. 
I. Teil Theorie (120 Std.) 
Fr., 22. – So., 24. Jan. 2016 G1 – G3
Fr., 04. – So., 06. Mär. 2016 G4 – G6
Fr., 01. – So., 03. Jul. 2016 G7 – G9
Fr., 09. – So., 11. Sep. 2016 G10 – G12
Fr., 18. – So., 20. Nov. 2016 G13 – G15

II. Teil Praktische Akupunkturbehandlungen (80 Std.)
Sa., 12. – So., 13. Dez. 2015 GP
Sa., 13. – So., 14. Feb. 2016 GP
Sa., 05. – So., 06. Mär. 2016 GP
Sa., 10. – So., 11. Sep. 2016 GP
Sa., 10. – So., 11. Dez. 2016 GP
Leitung:  H. Luxenburger, München
Teilnahmegebühr:  auf Anfrage
Auskunft/Anmeldung:  C. Cordes, Fon: 06032 782-287, 

E-Mail: claudia.cordes@laekh.de oder 
A. Bauß, DÄGfA,   Fon: 089 71005-11, 

 E-Mail: bauss@daegfa.de

Sozialmedizin

AK II: Mi., 03. – Fr., 12. Feb. 2016 80 P
GK I: Mi., 13. – Fr., 22. Apr. 2016 80 P
GK II: Mi., 06. – 15. Jul. 2016 80 P
Gesamtleitung:  Ltd. Med. Dir. Dr. med. R. Diehl,  Frankfurt
Teilnahmegebühr:  pro Teil € 650 (Akademiemitgl. € 585)
Auskunft/Anmeldung: C. Cordes, Fon: 06032 782-287, 
 E-Mail: claudia.cordes@laekh.de

Suchtmedizinische Grundversorgung

Kursteil 1: Fr., 15. – Sa., 16. Jan. 2016
Ort:  Frankfurt, Bürgerhospital 

Kursteil 2: Fr., 29. – Sa., 30. Jan. 2016
Ort:  Frankfurt, Bürgerhospital 

Kursteil 3 /Wahlthema: Fr., 12. – Sa., 13. Feb. 2016
Ort:  Frankfurt, Bürgerhospital 

Kursteil 4: Fr., 26. – Sa., 27. Feb. 2016
Ort: Friedrichsdorf, Salus Klinik 

Leitung:  D. Paul, Frankfurt 
Teilnahmegebühr:  je Kursteil € 180
  (Akademiemitgl. € 162)
Auskunft/Anmeldung:  I. Krahe, Fon: 06032 782-208,
 E-Mail: ingrid.krahe@laekh.de

Ärztliches Qualitätsmanagement

Der Kurs besteht aus Präsenzphasen und Selbststudium sowie 
einem Teilnehmerprojekt, das überwiegend in Eigeninitiative/
Heimarbeit zu erbringen ist.
Block I: Di., 16. – Sa., 20. Feb. 2016
Block II a:  Do., 21. – Sa., 23. Apr. 2016
Projektarbeit/Heimarbeit: 24 Stunden
Block II b: Mi., 22. – Sa., 25. Jun. 2016 
Block III a: Mi., 21. – Sa., 24. Sep. 2016
Telelernphase:  25. Sep. – 15. Nov. 2016
Block III b:  Mi., 16. – Sa., 19. Nov. 2016
Leitung:  N. Walter, Frankfurt 
Teilnahmegebühren:  Block I: € 990 (Akademiemitgl. € 891 )
Block II a, Block II b: je Block € 750 (Akademiemitgl. € 675)  
Block III a, Block III b: je Block € 750 
 (Akademiemitgl. € 675)
Auskunft/Anmeldung: H. Cichon, Fon: 06032 782-209, 
 E-Mail: heike.cichon@laekh.de

Spezielle Schmerztherapie

Block A: Fr., 26. - Sa., 27. Feb. 2016   20 P
Leitung: Dr. med. K. Böhme, Kassel
 Dr. med. T. Wiehn, Friedrichsdorf
Teilnahmegebühr:   € 260  (Akademiemitgl. € 234)

Block D: Fr., 10. - Sa., 11. Jun. 2016   20 P
Leitung: Dr. med. G. Neidhart, Frankfurt 
Teilnahmegebühr:   € 260  (Akademiemitgl. € 234)

Block C: Fr., 09. - Sa., 10. Sep. 2016   20 P
Leitung: C. Drefahl, Frankfurt 
 Dr. med. W. Merkle, Frankfurt 
Teilnahmegebühr:   € 260  (Akademiemitgl. € 234)

Block B: Fr., 04. – Sa., 05. Nov. 2016   20 P
Leitung:  PD Dr. med. M. Gehling, Kassel
 Prof. Dr. med. M. Tryba, Kassel
Ort:  Kassel, Klinikum
Teilnahmegebühr:   € 260  (Akademiemitgl. € 234)
Auskunft/Anmeldung:  A. Zinkl,  Fon: 06032 782-227 
 E-Mail: adelheid.zinkl@laekh.de

Repetitorium Frauenheilkunde

Ideal für die Vorbereitung zur Facharztprüfung oder zur  
Auffrischung vorhandener Kenntnisse.
Termin für 2016 in Planung
Gesamtleitung:   Prof. Dr. med. 
 Dr. med. h.c.  H.-R. Tinneberg, Gießen
Auskunft/Anmeldung: J. Schwab, Fon: 06032 782-211, 
 E-Mail: juliane.schwab@laekh.de

Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung



Hessisches Ärzteblatt 12/2015 | 705

Psychosomatische Grundversorgung

22. Curriculum Psychosomatische Grundversorgung 
Der Kurs berechtigt zur Abrechnung der Leistungen im Rahmen 
der Psychosomatischen Grundversorgung (35100/35110). Es 
handelt sich um eine integrierte Veranstaltung. Enthalten sind 
hierin die erforderlichen Anteile von 30 Stunden Reflexion der 
Arzt-Patienten-Beziehung (Balint), 30 Stunden Interventions-
techniken, 20 Stunden Theorie, d. h. insgesamt 80 Stunden. 
Die Balintgruppenarbeit (Reflexion der Arzt-Patienten-Bezie-
hung) ist in jeden Block inkludiert und somit bereits in den Teil-
nahmegebühren enthalten.
Fr., 15. – So., 17. Jan. 201 6 20 P
Fr., 26. – So., 28. Feb. 2016   20 P
Fr., 20. – So., 22. Mai 2016 20 P
Fr., 08. – So., 10. Jul. 2016 20 P
Fr., 09. – So., 11. Sep. 2016 20 P
Fr., 04. – So., 06. Nov. 201 6 20 P

Leitung:  P. E. Frevert, Frankfurt
 Dr. med. Wolfgang Merkle, Frankfurt 

Teilnahmegebühr:  je Block € 330 (Akademiemitgl. € 297)
Auskunft/Anmeldung:  A. Flören, Fon: 06032 782-238, 
 E-Mail: andrea.floeren@laekh.de

Repetitorium Innere Medizin

Ideal für die Vorbereitung zur Facharztprüfung oder zur  
Auffrischung vorhandener Kenntnisse.
Mo., 25. – Sa., 30. Apr. 2016
Gesamtleitung:  Prof. Dr. med. W. Faßbinder, Fulda
Teilnahmegebühr ges.: € 540 (Akademiemitgl. € 486)
Teilnahmegebühr/Tag:  € 150 (Akademiemitgl. und Mitgl. des 

BDI und der DGIM € 135)
Auskunft/Anmeldung:   A. Zinkl,  Fon: 06032 782-227 
 E-Mail: adelheid.zinkl@laekh.de

Notfallmedizin

Marburger Kompaktkurs (Zusatzbezeichnung Notfallmedizin)
In Kooperation mit dem Zentrum für Notfallmedizin am Uni-
versitätsklinikum Gießen und Marburg GmbH. 
Fr., 12. – Sa., 20. Feb. 2016
Leitung:  PD Dr. med. C. Kill, Marburg 
Ort:  Marburg, Universitätsklinikum 
Teilnahmegebühr: auf Anfrage
Auskunft/Anmeldung:  DRK Rettungsdienst Mittelhessen, 
 Fon: 06421 950-220
 E-Mail: info@bzmh.de

ALLGEMEINE HINWEISE

Programme: Kurzfristige Änderungen vorbehalten.
Anmeldung: Im Internet schnell und kostenfrei unter 
https://portal.laekh.de oder http://www.laekh.de/aerzte/
aerzte-fortbildung/akademie/veranstaltungsangebot mög-
lich. Gerne können Sie sich auch schriftlich zu den Veranstaltun-
gen anmelden: Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung, 
Carl-Oelemann-Weg 5, 61231 Bad Nauheim, Fon: 06032 
782-200, Fax: 06032 782-220. Erst nach Rücksendung Ihrer un-
terschriebenen Anmeldeunterlagen ist Ihre Anmeldung ver-
bindlich. Sie erhalten keine weitere Bestätigung. Bitte beachten 
Sie die AGBs und etwaige Teilnahmevoraussetzungen! Wenn 
wir Veranstaltungen kurzfristig absagen müssen, werden Sie 
von uns benachrichtigt. 
Veranstaltungsort (sofern nicht anders angegeben): 
Fortbildungszentrum der Landesärztekammer Hessen, 
Carl-Oelemann-Weg 5, 61231 Bad Nauheim
Kinderbetreuung: Für Kinder von drei bis acht Jahren freitags 
und samstags kostenfrei möglich! Telefonische Informationen: 
Christina Ittner, Fon: 06032 782-223.
Teilnahmegebühr (sofern nicht anders angegeben): 
Gilt inkl. Seminarunterlagen und Pausenverpflegung.
Teilnehmerzahl: Für alle Veranstaltungen gibt es eine Begren-
zung der Teilnehmerzahl. Gerne setzen wir Sie in diesem Fall 
auf die Warteliste oder informieren Sie zeitnah über die nächs-
te Veranstaltung. 
Akademie-Mitgliedschaft: Akademie-Mitglieder zahlen in der 
Regel ermäßigte Teilnahmegebühren für Akademieveranstal-
tungen und können kostenfrei an ausgewählten Veranstaltun-
gen teilnehmen. Der Jahresbeitrag der Akademie-Mitglied-
schaft beträgt € 100. Während der Zeit der Weiterbildung so-
wie in Elternzeit oder ohne ärztliche Tätigkeit € 50. Für Stu-
denten der Medizin ist die Mitgliedschaft kostenfrei. Der Jah-
resbeitrag gilt unabhängig vom Eintrittstag für das laufende 
Kalenderjahr. Informationen erhalten Sie von Cornelia Thriene, 
Fon: 06032 782-204, E-Mail: cornelia.thriene@laekh.de.

Akademie online:
www.akademie-laekh.de

und persönlich: 
Fon:  
06032 782 200 
E-Mail:  
akademie@laekh.de

Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung
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Nichtärztliche/r Praxisassistent/in (NÄPA)

Die Fortbildung zur/zum NÄPA basiert auf dem Curriculum der 
Bundesärztekammer. Vor dem Hintergrund des Ärztemangels, 
der sich insbesondere in den ländlichen Regionen Hessens wei-
ter verschärfen wird, können NÄPA wichtige Aufgaben in der 
hausärztlichen Versorgung übernehmen. Sie führen nach Dele-
gation des Arztes Hausbesuche, bei denen der direkte Arztkon-
takt nicht medizinisch indiziert ist, durch. Sie übernehmen u. a. 
die Steuerung und Überwachung der Patienten innerhalb struk-
turierter Behandlungsprogramme sowie Medikamentenkon-
trolle und Maßnahmen im Rahmen der Prävention. Die Carl-Oe-
lemann-Schule führt die Lehrgänge an verschiedenen Standor-
ten in Hessen durch. 
Flyer und Termine unter: www.carl-oelemann-schule.de.
 Gerne übersenden wir Ihnen auf Anfrage einen Informationsfly-
er zur Fortbildung. Ihre Fragen beantworten wir gerne per 
E-Mail: verwaltung.cos@laekh.de

Für MFA-Auszubildende im 1. Ausbildungsjahr

Auch 2016 finden wieder die Fortbildungen „Flops – vermei-
den“ für Auszubildende im 1. Ausbildungsjahr statt. Themen 
des 5-stündigen Workshops im Überblick: „Der erste Ein-
druck macht’s!“, „Der richtige Gruß!“, „Das berufliche Outfit 
– richtig ausgewählt!“, „Sauber und ordentlich, ist doch 
klar!“, „Profi werden bedeutet Lob und Kritik aussprechen 
und annehmen!“
Flyer zum Download unter www.carl-oelemann-schule.de
 Termin: Kurs Azubi 1: Fr., 19.02.2016, 11:00 – 16:00 Uhr 
Information: Renate Treyse, Fon: 06032 782-174, Fax -180
Gebühr: € 70,00

Prüfungsvorbereitungskurse für MFA-Auszubildende 
zur Vorbereitung auf die Winterprüfung!

Abrechnung: EBM (PVK 1)
Im Kurs werden die Lerninhalte in den Fächern „Abrechnung“ 
und „Formularwesen“ wiederholt und vertieft.
Termin: Sa., 05.03.2016, 10:00 – 16:30 Uhr 
Teilnahmegebühr: € 75

Abrechnung GOÄ / UV-GOÄ (PVK 2)
Im Kurs werden die Kernelemente der GOÄ und die Abrechnung 
von Arbeitsunfällen mit praktischen Beispielen wiederholt und 
vertieft.
Termin: Sa., 23.01.2016, 10:00 – 16:30 Uhr
Gebühr: € 75

Abschlussprüfung praktischer Teil (PVK 3)
Der Kurs bietet den Teilnehmer/innen die Möglichkeit, die Prü-
fungssituation in den Räumen der Carl-Oelemann-Schule exem-
plarisch kennen zu lernen.

Der Termin ist vorrangig für Teilnehmer/innen, die ihre prak-
tische Abschlussprüfung im Frühjahr 2016 absolvieren.
Fr., 29.01.2016, 09:30 – 17:45 Uhr oder
Sa., 30.01.2016, 09:30 – 17:45 Uhr 
Gebühr: € 95

Medizinische Fachkunde (PVK 4)
Im Kurs werden prüfungsrelevante Themenbereiche bespro-
chen und mit Hilfe aktiver Übungen wiederholt.
Termin: Sa., 12.03. und Sa., 19.03.2016, jeweils 10:00 – 16:30 Uhr
Gebühr: € 130

Praktische Laborkunde und EKG-Übungen (PVK 5)
Im Kurs werden die Themen Laborkunde und EKG in vielen 
Übungen wiederholt und vertieft.
Termin: Sa., 13.02.2016, 09:15 – 17:30 Uhr 
Gebühr: € 95

Information: Renate Treyse, Fon: 06032 782–174, Fax –180

Schwerpunkt Medizin

Injektionen/Infusionen (MED 5)
Die Vorbereitung einer Injektion/Infusion steht neben den 
Übungen von Injektionstechniken im Mittelpunkt der Veranstal-
tung. Hierbei werden die rechtlichen Aspekte zu delegationsfä-
higen ärztlichen Leistungen sowie die aktuellen Forderungen 
der TRBA 250 berücksichtigt und als Lerninhalte vermittelt.
Termin: Sa., 12.03.2016, 10:00 – 16:30 Uhr
Teilnahmegebühr: 105 €
Information: Elvira Günthert, Fon: 06032 782-132, Fax: -180

„Autsch, mein Rücken“! (MED 12)
Inhalte: In der Veranstaltung werden Transfer- und Umlage-
rungstechniken trainiert. Sie schonen damit Ihren Rücken und 
zugleich lernen Sie, wie Sie dem Patienten Hilfestellung für einen 
möglichst beschwerdefreien Bewegungsablauf geben können.
Termin in Bad Nauheim: Interessentenliste, mittwochs, 13:30 – 
17:45 Uhr
Termin in Kassel: Fr., 18.03.2016, 13:00 – 17:15 Uhr
Gebühr: € 70,00
Information: Elvira Günthert, Fon: 06032 782-132, Fax: -180

Onkologie

Aufbaufortbildung „Psychoonkologie“ (ONK_Z1)
Die Inhalte der Fortbildung orientieren sich an der im Januar 
2014 veröffentlichten S3-Leitlinie „Psychoonkologische Diag-
nostik, Beratung und Behandlung von erwachsenen Krebspa-
tienten“. 
Termin: Do., 10.03.2016 bis Sa., 12.03.2016, 24 Stunden
Teilnahmegebühr: € 280
Information: Elvira Keller, Fon: 06032 782-185, Fax -180

Carl-Oelemann-Schule | Fortbildung für MFA und Arzthelfer/innen
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Schwerpunkt Patientenbetreuung/ 
Praxisorganisation 

Teamwork in Stresssituationen (PAT 4)
Inhalte: Vermehrte Arbeitsbelastung im Praxisalltag führt oft 
zu Stresssituationen und kann das Arbeitsklima belasten. 
Teamgeist ist für den guten Praxisablauf ein wichtiger Erfolgs-
indikator. 
Die Fortbildung bietet den Raum, Lösungsansätze zur Förde-
rung der Teamarbeit zu erarbeiten.
Termin in Bad Nauheim: Interessentenliste, 09:30 – 16:45 Uhr 
Termin in Kassel: Fr., 18.03.2016, 10:00 – 17:15 Uhr
Teilnahmegebühr: € 105,00
Information: Elvira Günthert, Fon: 06032 782-132, Fax: -180

Kultursensible Kompetenz für Gesundheitsberufe in der Arzt-
praxis und stationären Versorgung (PAT 13)
Inhalte: Wenn Personen aus verschiedenen Kulturen im Ge-
sundheitswesen aufeinander treffen, können unterschiedliche 
Wertvorstellungen, Verhaltensweisen und Erwartungen zu 
Missverständnissen und Konflikten führen.
 Mitarbeiter/innen in den Gesundheitsberufen werden in dieser 
Fortbildung gezielt auf diese Situation vorbereitet und entwi-
ckeln individuelle kultursensible Lösungsstrategien in der Arzt-
praxis und stationären Versorgung.
Termin: Interessentenliste, Sa., 10:00 – 17:30 Uhr 
Gebühr: € 95
Information: Elvira Günthert, Fon: 06032 782-132, Fax: -180

Strahlenschutzkurse

Strahlenschutz gemäß § 24 Abs. 2 Nr. 4 RöV (STR) 90 Stunden
Inhalte theoretischer Teil: Anatomie und Röntgenanatomie, 
Röntgenaufnahmetechnik, spezieller Strahlenschutz, Doku-
mentationspflichten, Rechtsvorschriften, Richtlinien und Emp-
fehlungen.
Inhalte praktischer Teil: 
praktische Übungen zur Einstellung und Belichtung von Rönt-
genaufnahmen 
praktische Übungen zur Qualitätssicherung, Demonstrationen.
Termin: ab Fr., 29.01.2016
Gebühr: € 950 zuzügl. € 50 Prüfungsgebühr

Erwerb der Kenntnisse im Strahlenschutz in der Medizin für 
OP-Personal (STR OP)
Inhalte: Der Lehrgang vermittelt die in der Röntgenverordnung 
geforderten Kenntnisse im Strahlenschutz. 
Die Fortbildung umfasst 20 Stunden und ist für Personen geeig-
net, die unmittelbar unter Aufsicht und Verantwortung des 
fachkundigen Arztes im Rahmen einer Operation oder Interven-
tion die Röntgeneinrichtung bedienen.
Termin: Interessentenliste, 20 Stunden
Gebühr: € 315 inkl. Lernerfolgskontrolle 
Information: Ilona Preuß, Fon: 06032 782-154, Fax: -180

Palliativversorgung (120 Stunden)

Die Regelung zur „Spezialisierten ambulanten Palliativversor-
gung“ bezieht die Medizinischen Fachangestellten verstärkt 
ein. Der 120-stündige Qualifizierungslehrgang zur qualifizier-
ten Unterstützung des Arztes bei der Behandlung und Betreu-
ung von Palliativpatienten wird in Modulform angeboten.
 Nähere Informationen zum Gesamtlehrgang, einzelnen Modu-
len sowie Termine und Gebühren finden Sie im Fortbildungspro-
gramm und auf unserer Website. 
Gerne senden wir Ihnen den Informationsflyer zu. 
Beginn: ab Mi., 20.01.2016
Information: Elvira Keller, Fon: 06032 782-185, Fax -180

Fachwirt/in für ambulante medizinische Versorgung 
Aufstiegsfortbildung (FAW 1)

Die Aufstiegsfortbildung umfasst im Pflichtteil die folgenden-
Module: 
Betriebswirtschaftliche Praxisführung, Patientenbetreuung und 
Teamführung, Risikopatienten und Notfallmanagement, Einsatz 
von Informations- und Kommunikationstechnologien, Arbeits-
sicherheit und Gesundheitsschutz, Qualitätsmanagement, 
Durchführung der Ausbildung, Lern- und Arbeitsmethodik. 
Durch die Kombination von 300 Stunden Pflichtteil und 120 
Stunden medizinischem Wahlteil hat der/die Fachwirt/in für 
ambulante medizinische Versorgung Kompetenzen sowohl im 
Bereich des Praxismanagements als auch in den Bereichen Pa-
tientenkoordination und Medizin. 
Als medizinischer Wahlteil werden u. a. Fortbildungskurse ge-
mäß den Mustercurricula der Bundesärztekammer anerkannt. 
Tätigkeitsbeschreibung unter: www.fortbildung-mfa.de.
Termin: ab 21.01.2016
Teilnahmegebühr Pflichtteil: € 1.520
Prüfungsgebühren: € 200
Teilnahme an einzelnen Modulen möglich. Gebühr auf Anfrage.
Information: Monika Kinscher, Fon: 06032 782-187, Fax: -180

Allgemeine Hinweise

Anmeldung: Bitte melden Sie sich schriftlich oder per Fax zu 
den Veranstaltungen an. Eine Bestätigung der Anmeldung er-
folgt schriftlich. 
Carl-Oelemann-Schule, Carl-Oelemann-Weg 5, 61231 Bad Nau-
heim, Fon: 06032 782-100, Fax: 06032 782-180
Website: www.carl-oelemann-schule.de
Veranstaltungsort: soweit nicht anders angegeben: Fortbil-
dungszentrum der Landesärztekammer Hessen, Carl-Oele-
mann-Weg 5, 61231 Bad Nauheim 
Übernachtungsmöglichkeit und Anmeldung: 
Gästehaus der Carl-Oelemann-Schule, Carl-Oelemann-Weg 26, 
61231 Bad Nauheim, Fon: 06032 782-140, Fax: 06032 782-320 
E-Mail: gaestehaus@fbz-hessen.de

Fortbildung für MFA und Arzthelfer/innen | Carl-Oelemann-Schule
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Aus der  
Gutachter- und Schlichtungsstelle

Ein Loch ist im Magen...

Kasuistik

Der 42-jährige Patient suchte auf eine Überweisung seiner Haus-
ärztin mit dem Vermerk „cito“ wegen Oberbauchbeschwerden 
die kardiologisch-internistische Praxis des beteiligten Arztes auf. 
Dort wurde eine Ultraschalluntersuchung des Abdomens durch-
geführt, die keinen richtungsweisenden Befund ergab. Bei der 
körperlichen Untersuchung des Patienten waren die Bauchde-
cken weich, es wurden eine normale Darmperistaltik und keine 
Abwehrspannung festgestellt. Unter der Arbeitsdiagnose „funk-
tionelle Oberbauchbeschwerden“ schlug der Arzt eine probatori-
sche Therapie mit MCP-Tropfen (Metoclopramid) vor. Er riet 
dem Patienten, sich bei Persistenz der Beschwerden, Nüchtern-
schmerz, rezidivierenden krampfartigen Oberbauchbeschwerden 
oder bei fehlendem Ansprechen auf die vorgeschlagene Behand-
lung erneut zu einer dann invasiven Diagnostik in der Praxis ein-
zufinden. Drei Tage später kam es zur Entwicklung eines akuten 
Abdomens, hervorgerufen durch ein perforiertes Magenge-
schwür, sodass eine notfallmäßige operative Versorgung (Über-
nähung der Perforation) erforderlich wurde. 
Der Patient trägt vor, bei einer sofortigen Magenspiegelung im 
Rahmen der Erstuntersuchung wäre das Geschwür als Ursache 
der Oberbauchbeschwerden umgehend diagnostiziert worden. 
Durch eine (endoskopische) Behandlung hätte die lebensbe-
drohliche Situation vermieden werden können.

Gutachterliche Stellungnahme

Die Fehldiagnose von funktionellen Magenbeschwerden bei rezi-
divierenden Oberbauchbeschwerden in Verbindung mit Nüch-
ternschmerz ist nachvollziehbar, gehen doch bei der überwie-
genden Mehrzahl der Patienten mit diesen Symptomen derartige 
Beschwerden auf einen Reizmagen zurück, sodass eine probato-
rische Therapie gerechtfertigt erscheint. Allerdings hätten die 
meisten Ärzte hier einen H2-Blocker oder einen Protonenpum-
penhemmer (Reizmagen vom Ulcustyp) zum Einsatz gebracht 
und erst bei Fortdauer der Beschwerden oder Therapieresistenz 
eine Magenspiegelung veranlasst.

Offensichtlich lag bei dem Patienten eine für ein Ulcus penetrans 
unübliche Symptomatik vor; eigentlich müsste ein Symptomwan-
del von rezidivierenden Schmerzen zu einem Dauerschmerz mit 
Abwehrspannung vorliegen. Die Genese des Geschwürsleidens 
muss bei leerer Anamnese offengelassen werden; neben Nikotin-
konsum könnte die Einnahme nichtsteroidaler Antirheumatika 
(NSAR) eine Rolle gespielt haben, eine Helicobacter pylori-Gene-
se ist weniger wahrscheinlich.
Bei einer sofortigen Magenspiegelung hätte die Gefahr bestan-
den, dass es durch die Luftinsufflation zu einer Umwandlung der 
gedeckten in eine freie Magenperforation hätte kommen können 
(1). Auf der anderen Seite gibt es eine Reihe von Fallberichten, 
wo es in der ersten Woche der fachgerechten Therapie mit 
H2-Blockern oder PPI zu einer spontanen Perforation eines Ma-
gen- oder Zwölffingerdarmgeschwürs gekommen ist.
Eine endoskopische Behandlung eines Ulcus ist nach wie vor 
nicht möglich. Die Endoskopie dient neben dem Ulcusnachweis in 
erster Linie dem Ausschluss eines Malignoms beim Magenge-
schwür sowie der Verifizierung einer Helicobacter-pylori-Infekti-
on, dessen Elimination Ziel einer antibiotischen Therapie beim 
rezidivierenden Geschwürsleiden ist.
Man muss wohl im vorliegenden Fall von einem schicksalhaften 
Verlauf ausgehen, wenn es innerhalb von drei Tagen zu einer Ul-
cusperforation kommt. Wie oben ausgeführt, hätte diese Kompli-
kation durch eine frühzeitigere Diagnostik und eine antisekreto-
rische Therapie mit einer hohen Wahrscheinlichkeit nicht verhin-
dert werden können.

Juristische Stellungnahme

Der beteiligte Arzt ist nach einer körperlichen Untersuchung des 
Patienten und einer Oberbauchsonographie von der Verdachtsdi-
agnose eines spastischen bzw. kolikartigen Geschehens im obe-
ren Gastrointestinaltrakt ausgegangen. Tatsächlich lag ein Ma-
gengeschwür vor, das drei Tage später perforierte. Dem Arzt ist 
daher ein Diagnosefehler unterlaufen.
Nach ständiger Rechtsprechung ist ein Diagnosefehler nicht oh-
ne weiteres als Behandlungsfehler zu werten (BGH, Urteil vom 
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(1) Gutberlet, H; Rösch, W.: Spontanperforation von Ulzera während der Gastroskopie. Jatros: Gastroenterologie, 1993; 2:12.
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08.07.2003 – VI ZR 304/02, VersR 2003, 1256 f.). Irrtümer bei 
der Diagnosestellung, die in der Praxis nicht selten vorkommen, 
sind oft nicht die Folge eines vorwerfbaren Versehens des Arztes. 
Die Symptome einer Erkrankung sind nämlich nicht immer ein-
deutig, sondern können auf die verschiedensten Ursachen hin-
weisen. Diagnoseirrtümer, die objektiv auf eine Fehlinterpretati-
on der Befunde zurückzuführen sind, können daher nur mit Zu-
rückhaltung als Behandlungsfehler gewertet werden. 
Dieser Gesichtspunkt greift allerdings nicht, wenn Symptome 
vorliegen, die für eine bestimmte Erkrankung kennzeichnend 
sind, vom Arzt aber nicht ausreichend berücksichtigt wurden 
(BGH, a.a.O.). Letzteres war hier aber nicht der Fall. Wie der 
Sachverständige in dem der Kommissionsentscheidung zugrunde 
liegenden Gutachten ausgeführt hat, war es bei unauffälligem La-
bor, nicht wegweisender Ultraschalldiagnostik sowie dem Befund 
der körperlichen Untersuchung gerechtfertigt, die zunächst ge-
wählte rein symptomatische Therapie einzuschlagen. Ein Symp-

tomwandel von rezidivierenden Schmerzen zu einem Dauer-
schmerz mit Abwehrspannung war bei dem Patienten nicht fest-
zustellen.
Aus den genannten Gründen hat die Kommission bei dem Diag-
noseirrtum des Arztes einen (vorwerfbaren) Behandlungsfehler 
verneint. Da sich die Ulkusperforation bei einer früheren weite-
ren Diagnostik wahrscheinlich nicht hätte verhindern lassen, hat 
es zudem an dem Nachweis einer Kausalität der Fehldiagnose für 
die bei dem Patienten eingetretene Komplikation gefehlt.

Prof. Dr. med. Wolfgang Rösch
Dr. jur. Katharina Deppert

Korrespondenzadresse:
Prof. Dr. med. Wolfgang Rösch

Steinbacher Hohl 32, 60488 Frankfurt am Main
E-Mail: wolfgang.roesch@online.de

Recht

 Leitfaden der weltweit wichtigsten Zoonosen
Angesichts des ständig wachsenden internationalen Reiseverkehrs, 
des Fern- und Abenteuertourismus, aber auch des Klimawandels 
und der Flüchtlingsströme über die Grenzen von Ländern und Kon-
tinenten hinweg, muss heute jeder Arzt damit rechnen, auch mit 
ihm nicht geläufigen und/oder in Mitteleuropa bisher ungewöhnli-
chen Infektionskrankheiten konfrontiert zu werden. Zwischen 
Mensch und Wirbeltieren übertragbare Infektionen (Zoonosen im 
Sinne der WHO-Definition) spielen hierbei eine bedeutsame Rolle.
Selbst der Erfahrene braucht in solchen Situationen ein zwar um-
fassendes aber trotzdem übersichtliches Nachschlagewerk zur 
raschen Orientierung über erforderliche Diagnostik und Thera-
piemöglichkeiten. Sehr nützlich ist dafür in diesem Werk ein vo-
rangestelltes alphabetisches Abkürzungsverzeichnis.
Das vorliegende Buch gliedert sich nach den Zoonosen verursa-
chenden Erregern zunächst in vier Hauptteile: (1)Durch Viren 
verursachte Zoonosen, (2)Durch Bakterien verursachte Zoono-
sen, (3) Durch Pilze verursachte Zoonosen und (4)Durch Parasi-
ten verursachte Zoonosen.
In klassischer, übersichtlicher und sich auf für die Praxis wesentli-
che Aspekte beschränkender Weise werden für die einzelnen Er-

Rolf Bauerfeind et al.: 
 Zoonosen – Zwischen Tier  
und Mensch übertragbare  
Infektionskrankheiten

Deutscher Ärzte-Verlag Köln 2013,  
585 Seiten. 4. überarbeitete, erweiterte 
Auflage; mit Literaturvz. auf CD-ROM,  
ISBN 9783769112931, € 79,95 

reger deren systematische Einordnung, Vorkommen/Verbrei-
tung, Übertragungswege, klinische Symptomatik (teilweise mit 
Abbildungen – wobei die drucktechnische Qualität einiger Foto-
grafien durchaus verbesserungsfähig wäre), Diagnose und Diffe-
renzialdiagnose, Therapiemöglichkeiten und schließlich Hinwei-
se zur Prophylaxe dargestellt.
In gesonderten Anhängen finden sich knappe, teilweise tabellari-
sche Übersichten zu: Durch Tierbisse übertragene Infektionser-
reger, Infektionen und Intoxikationen durch tierische Nahrungs-
mittel, durch verschiedene Tierarten auf den Menschen über-
tragbare Zoonosen und schließlich Hinweise auf gesetzliche bei 
Zoonosen zu beachtende Meldepflichten in Deutschland, Öster-
reich und der Schweiz.
Eine Liste wichtiger Referenz- und Handbücher und ein Stich-
wortverzeichnis runden das Buch ab.
Eine außerordentlich umfangreiche Sammlung weiterführender 
Literaturstellen (insgesamt über 120 Seiten und in gleicher Weise 
wie die Kapitel im Buch untergliedert) ist auf einer CD-ROM bei-
gefügt. Dies reduziert den Umfang des Buches auf ein noch 
handliches Maß.
Der „Bauerfeind“ erfüllt zu einem erschwinglichen Preis den Be-
darf nach einem Handbuch und Nachschlagewerk über Zoono-
sen für den Alltag in Klinik und Praxis. Insbesondere Ärzte ohne 
spezielle infektiologisch/mikrobiologische Kenntnisse, die auch 
mit reisemedizinischen Fragen befasst sind, sich in der ärztli-
chen Betreuung von Flüchtlingen oder Asylbewerbern aus au-
ßereuropäischen Ländern engagieren oder im Bereich des öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes tätig sind, sollten dieses Buch 
greifbar haben.

Dr. med. Roland H. Kaiser

Bücher
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Personalia

Prof. Dr. med. 
Georg-Friedrich von 
Tempelhoff (53) ist 
neuer Chefarzt der 
Gynäkologie und Ge-
burtshilfe im Han-
auer St. Vinzenz-
Krankenhaus – eine 
Abteilung, die sein Vorgänger Prof. Dr. 
med. Holger Kaesemann über 20 Jahre 
lang aufgebaut hat, der nun in den Ruhe-
stand gegangen ist. Von Tempelhoff war 
zuvor als Leitender Oberarzt am Klinikum 
Aschaffenburg tätig. Er hat sich in ver-
schiedenen Forschungsprojekten insbe-
sondere Problemschwangerschaften ge-
widmet. Neben den Schwerpunktbezeich-
nungen „Spezielle Geburtshilfe und Peri-
natal-Medizin“ und „Gynäkologische On-
kologie“ besitzt er die Zusatzbezeichnung 
„Hämostaseologie“ (Diagnose und Be-
handlung von Gerinnungsstörungen). 

Dr. med. Bora Akoglu 
(43) hat als neuer 
Chefarzt die Lei-
tung der Inneren 
Medizin im St. Mari-
enkrankenhaus 
Frankfurt übernom-
men. Zu seinen 
Schwerpunkten zählt die Gastroenterolo-
gie. Er kommt von der Asklepios Klinik in 
Langen, wo er als Leitender Oberarzt der 
Medizinischen Klinik II arbeitete. Dort lei-
tete er neben der Endoskopie auch die So-
nographie, Pneumologie/Infektiologie so-
wie die Zentrale Notaufnahme. Berufspo-
litisch ist Akoglu in der Kommission für 
medizinische Klassifikation und Gesund-
heitsökonomie bei der Deutschen Gesell-
schaft für Gastroenterologie Verdauungs- 
und Stoffwechselkrankheiten (DGVS) ak-
tiv und lehrt an der Uniklinik Frankfurt. 

Im Rahmen der 
jüngsten Vorstands-
sitzung der Deut-
schen Gesellschaft 
für Gefäßchirurgie 
und Gefäßmedizin 
(DGG) wurde PD Dr. 
med. Farzin Adili 
(50), Direktor der Klinik für Gefäßmedizin 
– Gefäß- und Endovascularchirurgie am 
Klinikum Darmstadt, zum Vorsitzenden 

der Weiterbildungskommission der DGG 
ernannt. In dieser Funktion ist Adili mit der 
Bearbeitung der neuen Weiterbildungsord-
nung für den Facharzt für Gefäßchirurgie, 
mit der Konzeption von extramuralen Wei-
terbildungskursen sowie der didaktischen 
Professionalisierung von Weiterbildungs-
ermächtigten und Weiterbildern befasst.

Die Diplom-Betriebs-
wirtin und Notfallme-
dizinerin Dr. med. 
Stefanie Schwem-
bauer leitet seit Mit-
te August 2015 die 
Agaplesion Diakonie 
Kliniken Kassel. Die 
46-Jährige verfügt über langjährige Erfah-
rungen als Klinikleiterin. Ihr humanmedizi-
nisches Studium hat Schwembauer in Re-
gensburg und München sowie mit Statio-
nen in den USA und Südamerika absol-
viert. Während ihrer klinischen Tätigkeit 
in der Anästhesie hat sie an der Universi-
tät Mannheim den Master in Healthcare 
Management abgeschlossen, dem das 
Studium mit Abschluss als Diplom-Be-
triebswirtin folgte. 

Schwembauer ist zertifizierte Risikomana-
gerin und hat damit einen Fokus auf die 
Früherkennung und Reduzierung von be-
trieblichen Risiken und solchen in der me-
dizinischen Patientenversorgung. Sie folgt 
auf Professor Dr. med. Ulrich Vetter, der 
sich Ende Juni 2015 in den Ruhestand ver-
abschiedet hat, sowie auf Jens Wehmeyer, 
der sich ab September 2015 einer neuen 
Aufgabe zuwenden wird. Die Zusammen-
legung der drei Klinik-Standorte zu einem 
zentral gelegenen Standort soll bis Mitte 
2016 abgeschlossen sein.

Der Dekan des Fach-
bereichs Medizin der 
Goethe-Universität 
Frankfurt, Prof. Dr. 
med. Josef Pfeilschif-
ter (60), wurde auf 
der Jahresversamm-
lung der Medizini-
schen Fakultäten erneut in das Präsidium 
des Fakultätentages gewählt. Seine neue 
Amtszeit dauert bis Mitte 2018. Der Medi-
zinische Fakultätentag ist der Zusammen-
schluss der medizinischen Ausbildungs- 
und Forschungsstätten Deutschlands. 
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Ernst von Bergmann-Plakette für Prof. Dr. med. Peter von 
Wichert
Anlässlich der offiziellen Feier zu seinem 
80. Geburtstag, veranstaltet vom Zen-
trum für Innere Medizin der Universität 
Marburg, wurde Prof. Dr. med. Peter von 
Wichert die Ernst von Bergmann-Plakette 
der Bundesärztekammer verliehen. In sei-
ner Laudatio hob Dr. med. Dipl.-Chem. 
Paul Otto Nowak, Vorsitzender der Be-
zirksärztekammer Marburg, die herausra-
genden Leistungen von Wicherts in der 
ärztlichen Fortbildung hervor. Seine wis-
senschaftlichen Schwerpunkte umfassten vor allem intensivmedizinische Themen, die 
Zellbiologie der Lunge, die nächtlichen Atmungs- und Kreislaufregulationsstörungen so-
wie die akustische Analyse von Atemwegsgeräuschen. Von Wichert habe die Forschung 
zum Thema schlafbezogene Atmungsstörungen in Deutschland entscheidend vorange-
bracht und gemeinsam mit Prof. Dr. med. Jörg Hermann Peter das „Marburger Schlaf-
medizinische Zentrum“ national und international bekannt gemacht. Von Wichert habe 
sich „leidenschaftlich, kämpferisch und kritisch für die medizinische Wissenschaft und 
die klinische Lehre engagiert“, so Nowak. Die Ehrung war von den Ärztekammern Ham-
burg und Hessen angeregt worden, da von Wichert überwiegend in Hamburg und Mar-
burg beruflich tätig war. Er wurde am 30. September 1935 in Riga/Lettland geboren, 
wie auch fast 100 Jahre zuvor der Namensgeber der Ernst von Bergmann- 
Plakette.                      Dr. med. Dipl.-Chem. Paul Otto Nowak

Prof. Dr. med. Peter von Wichert (r.) erhält die 

Ernst von Bergmann-Plakette von Dr. med. 

Dipl.-Chem. Paul Otto Nowak
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Probleme beim Fluorchinolonverbrauch
Zum Beitrag „Antibiotikaeinsatz und Resistenzentwicklung beim Nutztier“ von Dr. Jürgen Harlizius und Dr. Melanie Kausch, 

Hessisches Ärzteblatt 10/2015, Seite 553

Zu einer offenbar anderen Bewertung als 
die Autoren Harlizius und Kausch kom-
men Teile des Agrarausschusses des Bun-
destages sowie die Agrarministerkonfe-
renz. Die Agrarminister der Länder forder-
ten die Bundesregierung unlängst auf, sich 
mit dem Einsatz von Antibiotika in der 
Nutztierhaltung zu befassen.
Die Meinung der Grünen im Agraraus-
schuss liegt sogar als Beschlussantrag vor 
(BT 18/3152). Auch über die Parteigren-
zen hinweg ist das Papier lesenswert. The-
matisiert werden insbesondere die Punkte 

Reserveantibiotika und Haltungsbedin-
gungen in der Massentierhaltung. 
Einerseits sei der Einsatz von Fluorchinolo-
nen eben nicht rückläufig, sondern anstei-
gend. Andererseits seien hohe Besatzdich-
ten und nicht artgerechte Haltungsumwel-
ten infektionsfördernd. Darüber hinaus kri-
tisiert der Beschlussantrag die Tatsache des 
Dispensierrechts in Verbindung mit men-
genbezogenen Herstellerrabatten für Anti-
biotika in der Veterinärmedizin.
Auch die Autoren Harlizius und Kausch 
bestätigen für 2014 das Problem beim 

Fluorchinolonverbrauch – trotz der 
„enormen Anstrengungen in der Land-
wirtschaft“. Über mögliche Gründe zum 
Versagen dieser Anstrengungen – mit-
hin Maßnahmen zur veterinärmedizini-
schen Verhältnisprävention – hätte der 
Verfasser dieser Zeilen von einer nach-
geordneten Landesbehörde gern mehr 
erfahren.

Dr. med. Stefan Grenz
 M.san. Internist, Gastroenterologe,  

Königstein 

Antwort der Autoren: 

Sehr geehrter Dr. Grenz,

danke für Ihre ergänzende Information, 
die die politische Dimension der Diskussi-
on über den Antibiotikaeinsatz bei den 
Tieren verdeutlicht. So ist die Abschaffung 
des tierärztlichen Dispensierrechts eine 
dieser politischen Forderungen. Es wurde 
aber eingeführt, um eine tierärztlich ge-
botene und notwendige Behandlung von 
Tieren rechtzeitig und effektiv zu gewähr-
leisten. Die Verschreibung und Abgabe 
aus einer Hand erleichtert auch die Daten-
erfassung und Kontrolle. Dies wurde erst 
im vergangenen Jahr durch einen Fachdis-
kurs und ein neutrales Gutachten des Bun-
desministeriums für Ernährung und Land-
wirtschaft bestätigt (www-bmel.de).
Der Tiergesundheitsdienst bei der Land-
wirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 
(NRW) ist als Teil der landwirtschaftlichen 
Selbstverwaltung eine unabhängige Bera-

tungseinrichtung und keine nachgeordne-
te Behörde. So liegt unser Kernarbeitsfeld 
in der Beratung von landwirtschaftlichen 
Tierhaltungen und Organisationen. Wir 
sind nicht kurativ tätig. 
Unbestritten ist, dass, wenn viele Tiere in 
einer Region oder einem Stall zusammen 
sind, auch das Infektionsrisiko höher ist. 
Aber für den Antibiotikaeinsatz und die 
Resistenzentwicklung gilt dies nicht. In 
diesem Zusammenhang sei auf die Ant-
wort der Bundesregierung auf eine kleine 
Anfrage zum Antibiotikaeinsatz in der 
Tierhaltung verwiesen, die keinen Zusam-
menhang zwischen Betriebsgröße und 
AB-Einsatz erkennt (Drucksache 
17/6908). 
Gerade größere Betriebe legen mehr Wert 
auf Hygienemaßnahmen und sorgfältige 
Impfungen. Nichtsdestotrotz, auch unter 
den besten Haltungsbedingen können In-
fektionskrankheiten auftreten. Auch der 
geringgradig vermehrte Einsatz von Flu-
orchinolonen wird von uns gesehen. Dies 

könnte eine Folge der Einführung von Ge-
nerika sein, aber auch der Applikationsart. 
So reichen bei Langzeitpräparaten, im 
Vergleich zum Trimethoprim/Sulfonamid, 
zwei bis drei Injektionen mit geringen Vo-
lumina, um eine zehntägige orale Behand-
lung zu ersetzten. 
Dies zeigt aber auch, dass reine Tonna-
genvergleiche immer auch fachlich bewer-
tet werden müssen. Resistenzentwicklung 
ist ein sehr komplexes Thema und muss 
gemeinsam im Sinne von „One Health“ 
angegangen werden. 

Dr. Jürgen Harlizius
Tiergesundheitsdienste

Landwirtschaftskammer NRW
Bad Sassendorf 

Leserbriefe geben die Meinung des 
Autors, nicht die der Redaktion  
wieder. Grundsätzlich behält sich die 
Redaktion Kürzungen vor. 

Leserbriefe
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Besuch aus Salerno (Italien) bei der 
Landesärztekammer Hessen

Anfang September 2015 besuchte eine 
Delegation der ärztlichen und zahnärztli-
chen „ordine“ (Verein) aus Salerno die 
Landesärztekammer Hessen (LÄKH) zum 
Gedankenaustausch. Begrüßt wurden sie 
von Dr. med. Peter Zürner, Präsidiumsmit-
glied der LÄKH, und Dr. med. Detlef Ol-
denburg, Stellv. Vorsitzender der Bezirks-
ärztekammer Frankfurt. Die Delegation 
bestand aus Dott. Mario Colucci (Vize-
Präsident), Guiseppe Lauviello (Medizin-
historiker), Dott. Vottorio Salemme (Mili-
tärarzt und Präsidiumsmitglied) und Ca-
terina Pepe (Rechtsberaterin). Andreas Il-
les (niedergelassener Arzt in Frankfurt) 
war als Übersetzer zugegen. 
Zürner berichtet über die hoheitlichen 
Aufgaben der LÄKH, wie die Überwa-
chung der Berufsausübung und die Fort- 
und Weiterbildung von Ärztinnen und 
Ärzte. Colucci erläutert den Begriff „ordi-
ne“ (Verein). Dabei stellte sich heraus, 
dass es zwischen der „ordine“ und der 
LÄKH eine Aufgabenübereinstimmung 
gibt. Lediglich die Kompetenz für die 
Weiterbildung obliegt in Salerno der hie-
sigen Universität. Mitglieder der „ordine“ 
sind Ärztinnen und Ärzte aus Salerno 
und der Provinz Salerno, einer Region 
Kampaniens. 
Colucci berichtete weiter, dass die „ordi-
ne“ politische Aufmerksamkeit benötige, 
die durch eine Partnerschaft zu wissen-
schaftlichen und kulturellen Zwecken er-
reicht werden könne, in Anlehnung an 
Kaiser Friedrich II., der als Herrscher von 
Salerno 1240 eine neue Ausbildungsver-
ordnung zur Arztausbildung erließ. Wäh-

rend der Herrschaft Napoleons sei diese 
Verfügung zurückgenommen worden und 
nur Neapel habe Mediziner ausbilden dür-
fen. Es sei noch nicht lange her, dass Saler-
no das Recht zur Medizinerausbildung 
wiedererlangt habe. Die besondere Ver-
bindung zu Frankfurt reiche bis in das Jahr 
1559 zurück als Salerno hier Bücher dru-
cken ließ. Es sei noch eine Sammlung von 
115 gut erhaltenen Büchern vorhanden, 
die gerne für eine Ausstellung bereitge-
stellt werden könnten. Des Weiteren wäre 
ein Austausch von jungen Medizinern er-
strebenswert. 
Oldenburg schlug vor, alle italienisch spre-
chenden Ärztinnen und Ärzte in Hessen 
anzuschreiben und ihre Bereitschaft für 
die Aufnahme junger Ärztinnen und Ärzte 
aus Salerno abzufragen. Als weitere Mög-
lichkeit könnte das Programm der Fortbil-
dungsveranstaltungen der Bezirksärzte-
kammer Frankfurt nach Salerno übermit-
telt werden für den Fall, dass interessierte 
Ärztinnen und Ärzte daran teilnehmen 
möchten. Des Weiteren könnte hessi-
schen Ärztinnen und Ärzten angeboten 
werden, sofern sie Salerno besuchen, die 
dortigen Kolleginnen und Kollegen aufzu-
suchen. Colucci erklärte sich bereit, dafür 
als Ansprechpartner zur Verfügung zu ste-
hen. 
Als nächster Schritt hin zu einer Partner-
schaft wird vereinbart, dass Oldenburg ei-
ne Eingabe für das Präsidium tätigt. 

Hero Smid
Abteilungsleiter 

 Verwaltung Bezirksärztekammern

v.l.n.r.: Dr. med. Detlef Oldenburg, Andreas Illes, Dott. Mario Colucci, Dr. med. Peter Zürner, Caterina 

Pepe, Guiseppe Lauviello, Hero Smid 
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Medizinische Fachangestellte Geburtstage

Bezirksärztekammer Gießen 

   

  

   

  

  
 

 
 
  

   

  

   

 
   

   

 

   

  

Bezirksärztekammer Kassel 
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Abwechslungsreiches Workshop-
angebot für Auszubildende MFA
Azubi-Tag Mitte Ost des Verbandes medizinischer 
Fachberufe

Nichts eignet sich besser zur Fortbildung als 
ein trüber Herbsttag im Oktober. Das wer-
den sich auch die 140 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer gedacht haben, die am Samstag, 
17. Oktober 2015 nach Bad Nauheim zum 
Azubi-Tag Ost des Verbandes medizinischer 
Fachberufe ins Seminargebäude der Carl-
Oelemann-Schule (COS) strömten. 
Hier fand zum zweiten Mal der Azubi-Tag 
Ost mit einem abwechslungsreichen 
Workshop-Programm für Medizinische 
Fachangestellte, Tiermedizinische Fach-
angestellte und Zahnmedizinische Fach-
angestellte statt. 
Jutta Hartmann, 1. Vorsitzende des Lan-
desverbandes Ost, freute sich in der Be-
grüßung über die zahlreichen Teilnehmer 
und bedankte sich bei Silvia Happel, 
Schulleiterin der Carl-Oelemann-Schule, 
für die Möglichkeit, den Azubi-Tag in Zu-
sammenarbeit mit der COS auszurichten. 
Heiß begehrt waren die Workshops „Die 
praktische Abschlussprüfung“, aber auch 

„Notfälle“ und „Training von Injektions-
techniken“ und „Blutentnahme“. Das The-
ma „Top Auszubildende“ sprach alle Teil-
nehmer/innen an, denn egal in welchem 
Fachgebiet, der Umgang mit Kollegen, Pa-
tienten und Arbeitgebern will gelernt sein. 
Eher exotisch mutete der Kurs „Reptilien-
haltung“ nur den MFA und ZFA an, für die 
Tiermedizinischen Fachangestellten ist 
das Thema quasi „täglich Brot“. 
In den Pausen besuchten die Teilnehmer die 
Ausstellungsstände des Verbandes medizi-
nischer Fachberufe und der Carl-Oelemann-
Schule. Sehr gefragt waren Informationen 
zu den Prüfungsvorbereitungskursen der 
Carl-Oelemann-Schule. Viele überlegen 
auch schon, wie es für sie nach der Prüfung 
weitergeht. Besonderes Interesse galt hier 
der Aufstiegsfortbildung „Fachwirtin für 
ambulante medizinische Versorgung“.

Gabriele Brüderle-Müller
 Assistentin der COS-Schulleitung

Im Beratungsgespräch 
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Medizinische FachangestellteGeburtstage

Bezirksärztekammer Marburg

   

   

   

  

Bezirksärztekammer Wiesbaden

   

  

   

   

Goldenes  
Doktorjubiläum
01.01.:  Prof. Dr. med. Saleh Abdelhamid, 
 Ginsheim-Gustavsburg, 
 Bezirksärztekammer Darmstadt

11.01.:  Dr. med. Sandor Sluitner,  
Wehrheim, Bezirksärztekammer 
Wiesbaden

13.01.:  Prof. Dr. med. Ulrich Leuschner,  
Frankfurt, Bezirksärztekammer 
Frankfurt/Main

19.01.:  Dr. med. Mohammad Ali Yeganeh-
dust Khomami,  
Bad Orb, Bezirksärztekammer 
Frankfurt/Main

27.01.: Dr. med. Peter Unger, 
 Bensheim, Bezirksärztekammer 

Darmstadt

28.01.:   Dr. med. Hildegard Luetkenhues, 
Bad Wildungen, Bezirksärztekam-
mer Kassel

Ehrung der landesweit besten Aus-
zubildenden in Wiesbaden

In einer Feierstunde ehrte der Verband 
freier Berufe in Hessen am 14. Oktober 
die landesweit besten Auszubildenden des 
Prüfungsjahrgangs 2015 aus den Berufen 
der Medizinischen und Zahnmedizini-
schen Fachangestellten, Steuerfachange-

stellten sowie Rechtsanwalts- und Notar-
fachangestellten im Wiesbadener Kur-
haus. Für den Verband freier Berufe nah-
men Präsidiumsmitglied Dr. med. Alfred 
Möhrle und für die Landesärztekammer 
Hessen Roswitha Barthel, Leiterin der Ab-
teilung Ausbildungswesen: Medizinische 
Fachangestellte, an der Ehrung teil. „Wir 
hatten 30 Beste aus der Winter- und der 
Sommerprüfung 2015 für Medizinische 
Fachangestellte ermittelt, 18 Absolventin-
nen waren eingeladen und sind auch er-
schienen“, zeigte sich Barthel erfreut.
Wissenschaftsminister Boris Rhein gratu-
lierte den 56 Absolventinnen und Absol-

venten, die ihre Ausbildung mit „sehr 
gut“ bestanden haben, zu ihrem erfolg-
reichen Abschluss. In seinem Grußwort 
hob Rhein besonders den Stellwert der 
dualen Ausbildung hervor: „Die im euro-
paweiten Vergleich geringe Arbeitslosen-

quote junger Erwachsener und die hohe 
Anpassungsfähigkeit des Systems der 
dualen Berufsausbildung an neue berufli-
che Anforderungen zeigt, dass die duale 
Berufsausbildung eine der tragenden 
Säulen der Fachkräftesicherung ist und 
bleiben muss – und ich sage dies aus vol-
ler Überzeugung auch als zuständiger Mi-
nister für die Hochschulen, an denen ja 
ebenfalls berufsbefähigend ausgebildet 
wird!“ Mehr als zehn Prozent der jährlich 
in Hessen abgeschlossenen dualen Aus-
bildungsverhältnisse entfallen auf die 
freien Berufe. 

moeh

Gruppenfoto der landesweit besten Auszubildenden. Hintere Reihe v. l.: Manuel Maier (Justitiar LÄKH), 

Roswitha Barthel (Leiterin Abteilung Ausbildungswesen: Medizinische Fachangestellte), Dr. med. Al-

fred Möhrle (Ehrenpräsident LÄKH)
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Ehrungen MFA / Arzthelferinnen
Wir gratulieren zum 25- und mehr als 
25-jährigen Berufsjubiläum:

Andrea Boos,  
tätig bei Dr. med. J. Freund, Bürstadt;

Karin Robbauer, seit 26 Jahren tätig bei 
J. Karan, Gelnhausen;

Peggy Benzing, seit 26 Jahren tätig bei  
J. Karan, Gelnhausen, vormals in  
verschiedenen Praxen.



Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen Ungültige  
Arztausweise
Folgende Arztausweise sind verloren  
gegangen und werden hiermit für ungültig  
erklärt:

Arztausweis-Nr. 060025127 ausgestellt am 
16.03.2012 für Dr. med. Judith  
Bildau, Gießen 

Arztausweis-Nr. 060037976 ausgestellt am 
01.04.2015 für Dr. med. Iris Burck, Mainz 

Arztausweis-Nr. 060036918 ausgestellt am 
19.01.2015 für Petronela Coanda,  
Bad Schwalbach 

Arztausweis-Nr. 060025486 ausgestellt am 
04.04.2012 für Natalja Galicka, Frankfurt 

Arztausweis-Nr. 060031653 ausgestellt am 
05.11.2013 für Dr. med. Miriam  
Gareis-Rath, Frankfurt

Arztausweis-Nr. 060037462 ausgestellt am 
24.02.2015 für Dr. med. Rolf-Dieter Krebser, 
Wiesbaden

Arztausweis-Nr. 060026166 ausgestellt am 
11.06.2012 für Dr. med. Achim  
Küppers, Darmstadt 

Arztausweis-Nr. 060038413 ausgestellt am 
12.05.2015 für Sebastian Lauer,  
Staufenberg 

Arztausweis-Nr. 060027131 ausgestellt am 
10.09.2012 für Doctor-Medic  
(UMF Bukarest) Roxana-Maria Sauer,  
Groß-Gerau 

Arztausweis-Nr. 060029027 ausgestellt am 
21.02.2013 für Dr. med. Heidemarie Sprin-
ger, Frankfurt 

Arztausweis-Nr. 060025596 ausgestellt am 
12.04.2012 für PD Dr. med. Björn Tacken-
berg, Frankfurt 

Arztausweis-Nr. 060028890 ausgestellt am 
11.02.2013 für Dr. med. Timo Wolf,  
Frankfurt 

Bitte Beachten:  
Neue Servicezeiten in der Beitragsbuchhaltung

Telefonisch ist die Abteilung Beitrags-
buchhaltung der Landesärztekammer 
Hessen ab sofort zu folgenden Zeiten er-
reichbar:

Montags:  8 bis 12 Uhr 
Dienstags: 8 bis 16 Uhr
Mittwochs 8 bis 16 Uhr
Donnerstags: 13 bis 17 Uhr 
Freitags: 8 bis 13 Uhr 

Darüber hinaus können Sie uns weiterhin 
jederzeit in schriftlicher Form kontaktie-
ren. Die Informationen hierzu entneh-
men Sie bitte unserer Website 
unter www.laekh.de/aerzte/mitglied
schaft/mitgliedsbeitrag oder dem be-
reits geführten Schriftverkehr.
Mit den neuen Zeiten möchten wir eine 
effiziente und schnelle Bearbeitung im 
Bereich der Beitragsbuchhaltung ermög-
lichen.
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Wir gedenken der Verstorbenen
Prof. Dr. med. Friedrich Vogel, Hofheim
 * 12.06.1946 † 01.03.2015 

Dr. med./Univ. Brünn Alexander Preis, 
Hanau
 * 15.02.1921 † 02.03.2015 

Dr. med. Guido Ritz, Kelsterbach
 * 20.05.1928 † 10.03.2015 

Prof. Dr. med. Joachim Halama, 
Neu-Isenburg
 * 22.04.1927 † 28.04.2015

 Dr. med. Elisabeth Pinschmidt, Gießen
 * 11.03.1962 † 26.06.2015 

Dr. Medic./Imp Bukarest Nicolae  
Oberstein, Frankfurt
 * 14.06.1927 † 28.06.2015 

Dr. med. Wolfram Brach, Dreieich
 * 26.04.1945 † 24.08.2015

Wolfgang Otto Schmidt, Bad Homburg
 * 12.12.1949 † 09.09.2015 

Obermedizinialrätin i. R. Dr. med.  
Elisabeth Stummer, Wiesbaden
 * 16.06.1923 † 11.09.2015 

Dr. med. Michael Kemper, Wiesbaden
 * 14.04.1936 † 03.10.2015 

Prof. Dr. med. Fritz Dehnhard, 
Bad Hersfeld
 * 12.02.1940 † 08.10.2015 

Dr. med. Klaus Scholz, Kronberg
 * 17.09.1924 † 18.10.2015 

Prof. Dr. med. Otto Winkelmann, 
Frankfurt
 * 13.02.1931 † 05.02.2014
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                         Jahresabschluss der Landesärztekammer                   Hessen zum 31. Dezember 2014

Anhang 2014

I.  Allgemeines

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 
2014 ist nach den Vorschriften der Haus-
halts- und Kassenordnung der Landesärzte-
kammer Hessen aufgestellt. Die Gliederung 

der Gewinn- und Verlustrechnung orientiert 
sich am Haushaltsplan der Körperschaft.

II. Bilanzierungs- und Bewertungs-
grundsätze

Die Bilanzierung erfolgt grundsätzlich 
unter Anwendung der durch das Bilanz-

rechtsmodernisierungsgesetzes (Bil-
MoG) geänderten Rechnungslegungs-
vorschriften des HGB.
Die immateriellen Vermögensgegenstän-
de und Sachanlagen sind zu Anschaf-
fungs- bzw. Herstellungskosten (ein-
schließlich nicht abzugsfähiger Vorsteu-
er) abzüglich Abschreibungen bewertet. 

Bilanz zum 31. Dezember 2014,  
Landesärztekammer Hessen, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Frankfurt am Main

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen

AKTIVA
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                         Jahresabschluss der Landesärztekammer                   Hessen zum 31. Dezember 2014

Die planmäßigen Abschreibungen wer-
den entsprechend der voraussichtlichen 
Nutzungsdauer nach der linearen Me-
thode vorgenommen. Die Abschreibung 
auf Zugänge zum beweglichen Sachanla-
gevermögen erfolgt pro rata temporis 
(monatsgenau). Die Abschreibungszeit-
räume betragen zwischen 3 und 5 Jahren 

bei EDV-Programmen, zwischen 12,5 
und 30 Jahre bei Gebäuden und Außen-
anlagen und 3 bis 15 Jahre bei anderen 
Anlagen, Betriebs- und Geschäftsaus-
stattung. Nicht inventarisierte gering-
wertige Anlagegegenstände mit An-
schaffungskosten bis zu einer Höhe von 
T€ 1 werden sofort abgeschrieben und 

ihr Abgang zum Ende des Geschäftsjah-
res wird unterstellt. 
Die zur Finanzierung von Sachanlagen 
in den Vorjahren erhaltenen öffentli-
chen Zuschüsse wurden in einen passi-
ven Sonderposten eingestellt. Der 
Sonderposten wird entsprechend der 
Abschreibungsdauer der bezuschuss-

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen

PASSIVA
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ten Sachanlagen ertragswirksam auf-
gelöst.
Die Beteiligungen wurden zu Anschaf-
fungskosten angesetzt.
Die Wertpapiere des Anlagevermögens 
sind mit ihren Anschaffungskosten bzw. 
dem niedrigeren Kurswert zum Bilanz-
stichtag angesetzt. Das Wertpapierver-
mögen dient im wesentlichen zur Finan-
zierung der Pensionsverpflichtungen. 
Zum 31. Dezember 2014 beträgt der An-
teil des Wertpapiervermögens zur anteili-
gen Finanzierung der Pensionsverpflich-
tungen für die Mitarbeiter des Krebsregis-
ters T€ 472.
Die Forderungen und sonstigen Vermö-
gensgegenstände – ausgenommen un-
gewisse Forderungen – sind zum Nenn-
wert bilanziert; erkennbare Risiken sind 
durch Wertberichtigungen gedeckt. Un-
gewisse Beitragsforderungen (fehlende 
Selbsteinstufung) wurden mit dem 
durchschnittlich ausstehenden Kammer-
beitrag angesetzt.
Die unter den aktiven und passiven 
Rechnungsabgrenzungsposten ausge-
wiesenen Beträge wurden in Höhe der 
vorausbezahlten Aufwendungen bzw. 
vereinnahmten Erträge unter Berück-
sichtigung der künftigen Laufzeiten der 
zugrunde liegenden Verträge ermittelt.

Für den Umbau der Kammerimmobilie in 
der Broßstraße, Frankfurt wurde zum 
31. Dezember 2013 eine zweckgebunde-
ne Rücklage gebildet. Aufgrund der 
Nichtdurchführung der Umbaumaßnah-
me wurde die zweckgebundene Rückla-
ge zum 31. Dezember 2014 aufgelöst. 
Der Rücklage für den Deutschen Ärzte-
tag 2015 wurden die bereits angefalle-
nen Aufwendungen in Höhe von T€ 48 
entnommen.

Die Rückstellungen wurden grundsätz-
lich nach den Regelungen des HGB nach 
vernünftiger kaufmännischer Beurtei-
lung gebildet und mit dem notwendigen 
Erfüllungsbetrag angesetzt. 
Zur Bildung der Rückstellungen für 
Pensionen und ähnliche Verpflichtun-
gen wurden die Berechnungen nach 
versicherungsmathematischen Grund-
sätzen mit dem steuerlichen Teilwert 
unter Verwendung der Richttafeln 
2005G von Prof. Dr. Klaus Heubeck 
vorgenommen. Wie in den beiden Vor-
jahren wurde ein Zinssatz in Höhe von 
4,00 % zur Abzinsung verwendet, der 
vom Rechnungszins gemäß der Rück-
AbzinsVO (4,53 % zum 31. Dezember 
2014) abweicht. Außerdem wurde eine 
Rentendynamik von 1,00 % p.a. für alle 

Anwärter und Rentner ab dem 1. Januar 
2003 sowie von 2 % p.a. für alle Rent-
ner nach altem Versorgungsregelwerk 
berücksichtigt. Für die Anwartschafts-
dynamik wurden ebenfalls 2 % p.a. an-
gesetzt. 

Die Bewertung der Jubiläumsrückstel-
lung basiert auf dem Pauschalwertver-
fahren gemäß BMF-Schreiben vom 
29. Oktober 1993. Die gebildeten Jubilä-
umsrückstellungen sind mit ihrem Bar-
wert und einer angenommenen jährli-
chen Kostensteigerung von 2 % ange-
setzt. Auch bei dieser Rückstellung wur-
de wie im Vorjahr ein Zinssatz in Höhe 
von 4,00 % zur Abzinsung verwendet, 
der vom Rechnungszins gemäß der 
RückAbzinsVO (4,53 % zum 31. Dezem-
ber 2014) abweicht.
Die Rückstellung für die Altersteilzeit 
wurde wegen der zum 1. Januar 2010 
ausgelaufenen gesetzlichen Förderfähig-
keit gemäß § 16 Altersteilzeitgesetz nur 
noch für die tatsächlich abgeschlossenen 
Altersteilzeitverträge berechnet. Ein in 
den Vorjahren zurückgestellter Restbe-
trag wurde zum 31. Dezember 2014 voll-
ständig verbraucht. 
Der Wertansatz der übrigen Rückstellun-
gen berücksichtigt alle erkennbaren Risi-

Entwicklung des Anlagevermögens der Landeskammer Hessen

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen
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ken auf der Grundlage vorsichtiger kauf-
männischer Beurteilung.
Die Verbindlichkeiten sind zu ihrem je-
weiligen Erfüllungsbetrag bilanziert.

III. Angaben und Erläuterungen zur  
Bilanz und zur Gewinn- und  
Verlustrechnung

Die Zusammensetzung und Entwicklung 
des Anlagevermögens sind aus dem Anla-
genspiegel ersichtlich. 
Es besteht eine Beteiligung in Höhe von 
11,1 % an der Versicherungsvermittlungs-
gesellschaft für ärztliche Gruppenversi-
cherungsverträge mit beschränkter Haf-
tung, Hannover. Der Jahresabschluss der 
Gesellschaft zum 31. Dezember 2014 lag 
zum Zeitpunkt der Aufstellung unserer 
Jahresrechnung noch nicht vor.
Des Weiteren werden unter den Finanzan-
lagen zwei Geschäftsanteile an der Deut-
schen Apotheker- und Ärztebank in Höhe 
von T€ 3 ausgewiesen.
Auf die Wertpapiere des Anlagevermö-
gens wurden aufgrund gesunkener Stich-
tagskurse gemäß § 253 Abs. 3 Satz 3 
HGB Abschreibungen von T€ 49 vorge-
nommen. Die gebuchten Wertaufholun-
gen gemäß § 253 Abs. 5 HGB betragen 
T€ 251. Zum Bilanzstichtag sind in den 

Wertpapieren stille Reserven von 
T€ 1.159 enthalten.
Die Forderungen gegen Unternehmen, 
mit denen ein Beteiligungsverhältnis 
besteht, betreffen die Beteiligung  
an der Versicherungsvermittlungsge-
sellschaft für ärztliche Gruppenversi-
cherungsverträge mit beschränkter 
Haftung, Hannover. 
Die sonstigen Vermögensgegenstände 
enthalten u.a. Forderungen aus dem Ver-
kauf einer Immobilie in Höhe von T€ 120 
und Zinsabgrenzungen in Höhe von 
T€ 114.

Gemäß § 3 Abs. 5 der Haushalts- und Kas-
senordnung der Landesärztekammer Hes-
sen soll eine allgemeine Rücklage gebildet 
werden, in der mindestens so viel Mittel 
anzusammeln sind, dass der regelmäßige 
Bedarf an Betriebsmitteln für sechs Mona-
te gedeckt wird. In der Vergangenheit um-
fasste der regelmäßige Bedarf auch die 
Abschreibungen. Zukünftig werden diese 
nicht mehr einbezogen, da die Kostenart 
nicht ausgabewirksam ist. Die Sollrückla-
ge wird sich entsprechend vermindern.

Die sonstigen Rückstellungen in Höhe 
von T€ 1.878 betreffen im Wesentlichen 
mit T€ 779 Jubiläumsrückstellungen, 

T€ 220 Rückstellungen für Prozess- und 
Gerichtskosten, T€ 292 Rückstellungen 
für Archivierung und T€ 232 Rückstellun-
gen für Überstunden und nicht genom-
menen Urlaub.
Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen und die sonstigen Verbindlich-
keiten sind innerhalb eines Jahres fällig. 
Für diese Verbindlichkeiten wurden keine 
Sicherheiten gestellt. 
Die sonstigen Verbindlichkeiten betreffen 
u.a. eine Verbindlichkeit gegen das Land 
Hessen aus der Abrechnung der Vertrau-
ensstelle Krebsregister in Höhe von 
T€ 398 und T€ 136 Verbindlichkeiten aus 
Lohn- und Kirchensteuer. 

Die Gesamtbeträge der sonstigen finan-
ziellen Verpflichtungen, die nicht in der Bi-
lanz erscheinen und auch nicht nach § 251 
HGB anzugeben sind, betragen für das 
Jahr 2014 T€ 941 und betreffen im We-
sentlichen die zukünftigen Miet- und Lea-
singverpflichtungen mit maximaler Lauf-
zeit bis 2019. Darin enthalten ist eine fi-
nanzielle Verpflichtung aus einem Miet-
vertrag für die Zeit vom 1. Juli 2004 bis 
zum 30. Juni 2019 von T€ 613 p.a.. 
Die Kammerbeiträge (Erlöse) betreffen 
mit T€ 608 Vorjahre (Vorjahr: T€ 626). 

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen
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IV.  Sonstige Angaben 

Im Jahr 2014 betrugen die Kosten für die 
Prüfung des Jahresabschlusses inkl. Ausla-
gen und Umsatzsteuer T€ 40. 
Während des Geschäftsjahres 2014 waren 
einschließlich der Mitglieder der Ge-
schäftsführung durchschnittlich 214 Ar-
beitnehmer bei der Körperschaft beschäf-
tigt. Dem Präsidium (Vorstand) der Kör-
perschaft gehörten 2014 folgende Ärztin-
nen und Ärzte an:

Legislaturperiode September 2013 – 2018
• Dr. med. Gottfried von Knoblauch zu 

Hatzbach – Präsident – Arzt im Ruhe-
stand

• Monika Buchalik – Vizepräsidentin – 
niedergelassene Ärztin

• Michael Andor – Beisitzer –  
niedergelassener Arzt

• Dr. med. Lars Bodammer – Beisitzer – 
angestellter Arzt

• Dr. med. Wolf Andreas Fach – Beisitzer 
– angestellter Arzt

• Dr. med. Jürgen Glatzel – Beisitzer – 
Arzt im Ruhestand

• Dr. med. Susanne Johna – Beisitzerin –  
angestellte Ärztin 

• Michael Thomas Knoll – Beisitzer –  
niedergelassener Arzt

• Dr. med. Edgar Pinkowski – Beisitzer – 
niedergelassener Arzt

• Dr. med. H. Christian Piper – Beisitzer – 
 niedergelassener Arzt

• Dr. med. Peter Zürner – Beisitzer – 
angestellter Arzt

Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 1. Januar 2014 bis 31. Dezember 2014, mit Gegenüberstellung zum 
Haushaltsvoranschlag 2014, Landesärztekammer Hessen, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Frankfurt a. M.

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen
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Für ihre Tätigkeit im Rechnungsjahr 2014 
erhielten der Präsident und die Vizepräsi-
dentin Aufwandsentschädigungen in Hö-
he von insgesamt T€ 139. Die Mitglieder 
des Präsidiums erhielten insgesamt eine 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 
T€ 189. Für den Präsidenten und die Vize-
präsidentin wurden Rückstellungen für 
Übergangsgelder gebildet. Sie belaufen 
sich zum 31. Dezember 2014 auf T€ 76. 
Der Jahresabschluss wurde unter dem As-
pekt der Gewinnverwendung, in Anleh-

nung an den Vorschlag des Präsidiums, 
aufgestellt. Die zweckgebundene Rückla-
ge Broßstraße wurde wegen Entfall des 
Zwecks in Höhe von T€ 300 aufgelöst. 
Aus der Rücklage Deutscher Ärztetag 
2015 war eine Entnahme von T€ 48 zu er-
fassen. Der Jahresfehlbetrag wurde der 
Betriebsmittelrücklage entnommen.

Frankfurt am Main, 24. April 2015

Dr. med. Gottfried von Knoblauch 
zu Hatzbach
 Monika Buchalik
Michael Andor
   Dr. med. Lars Bodammer
Dr. med. Wolf Andreas Fach
   Dr. med. Jürgen Glatzel
Dr. med. Susanne Johna
   Michael Thomas Knoll
Dr. med. Edgar Pinkowski
   Dr. med. H. Christian Piper
Dr. med. Peter Zürner 

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen
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Lagebericht 2014

I.  Allgemeine Informationen

Die Landesärztekammer Hessen ist nach 
§ 1 des Gesetzes über die Berufsvertre-
tungen, die Berufsausübung, die Weiter-
bildung und die Berufsgerichtsbarkeit der 
Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apotheker, 
Psychologischen Psychotherapeuten und 
Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten (Heilberufsgesetz) in der Fassung 
vom 14. Mai 2012 eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts.

Nach § 13 Heilberufsgesetz und dem ent-
sprechenden § 4 der Hauptsatzung der 
Landesärztekammer Hessen vom 17. Juli 
1995, zuletzt geändert am 10. Dezember 
2014, sind Organe der Kammer
• die Delegiertenversammlung sowie
• das Präsidium.
Der Sitz der Verwaltung befindet sich in 
Frankfurt am Main, Im Vogelsgesang 3.

In Bad Nauheim befindet sich das Fortbil-
dungszentrum der Landesärztekammer 
Hessen. Die Akademie für ärztliche Fort- 
und Weiterbildung und die Carl-Oelemann-
Schule (für Medizinische Fachangestellte) 
führen dort Aus-, Weiter- und Fortbil-
dungsveranstaltungen durch. Im „Gäste-
haus der Carl-Oelemann-Schule“ werden 
die Teilnehmer der Überbetrieblichen Aus-
bildung beherbergt.

Die Bezirksärztekammern in Darmstadt, 
Frankfurt/Main, Gießen, Kassel, Marburg 
und Wiesbaden nehmen die dezentralen 
Aufgaben der Landesärztekammer nach 
regionalen Gesichtspunkten wahr.

Als besondere Einrichtung der Landesärz-
tekammer Hessen mit eigener Satzung hat 
das Versorgungswerk die Aufgabe, für die 
Kammerangehörigen und ihre Hinterblie-
benen Versorgungsleistungen zu gewäh-
ren, soweit sie Mitglieder des Versorgungs-
werkes sind. Gemeinsames Organ der Lan-
desärztekammer und des Versorgungswer-
kes ist die Delegiertenversammlung. Die 
Rechnungslegung des Versorgungswerkes 
erfolgt gesondert. 

Das Heilberufsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. Februar 2003, 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. 
Mai 2012, sieht in § 5a die sog. Teilrechts-
fähigkeit des Versorgungswerkes vor. Auf 
dieser Grundlage kann das Versorgungs-
werk im Rechtsverkehr unter eigenem Na-
men handeln, klagen und verklagt wer-
den. Es verwaltet ein eigenes Vermögen, 
das nicht für die Verbindlichkeiten der 
Kammer haftet. Umgekehrt haftet auch 
die Kammer nicht mit ihrem Vermögen für 
Verbindlichkeiten des Versorgungswerkes.

II.  Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

1. Entwicklung im Geschäftsjahr und 
wirtschaftliche Lage
Der Mitgliederbestand der LÄKH hat sich 
im Berichtsjahr wie folgt entwickelt (siehe 
Tabelle).

Das Beitragsaufkommen 2014 lag mit 
T€ 12.116 um T€ 34 über dem Vergleichs-
wert des Vorjahres (T€ 12.082). Aufgrund 
von nachträglichen Einstufungen durch 
rückständige Kammermitglieder konnte 
daneben im Geschäftsjahr ein Ertrag aus 
Kammerbeiträgen der Vorjahre in Höhe von 
T€ 608 (Vorjahr T€ 626) erzielt werden. 

Der von der Delegiertenversammlung in 
der Sitzung am 30. November 2013 auf 
Empfehlung des Finanzausschusses ge-
nehmigte Haushaltsvoranschlag 2014 
umfasst – neben der Stellenübersicht – 
einen Investitionshaushalt in Höhe von 
T€ 623 und einen Verwaltungshaushalt 
mit Erträgen (einschließlich Neutrale 
und Finanzerträge) in Höhe von 
T€ 21.256 und Aufwendungen (ein-
schließlich Neutrale und Finanzaufwen-
dungen) in Höhe von T€ 23.603. Daraus 
ergibt sich ein geplanter Verlust in Höhe 
von T€ –2.347. Der tatsächliche Verlust 
in Höhe von T€ –670 wird durch eine 
Entnahme aus der Betriebsmittelrücklage 
ausgeglichen.

Die Planabweichung in Höhe von 
T€ 1.677 resultiert in erster Linie aus einer 
deutlichen Unterschreitung der geplanten 
Aufwendungen und einer wesentlichen 
Überschreitung des geplanten Finanzer-
gebnisses. Die Gesamterträge entspra-
chen nahezu dem Planansatz. Innerhalb 
dieses Postens wurden Mindererträge aus 
der Beitragsveranlagung durch Über-
schreitungen in den übrigen Erträgen na-
hezu ausgeglichen.

Die Haushaltspositionen des Verwaltungs-
haushaltes verhielten sich zu den Haus-
haltsansätzen wie folgt:

• Haushaltsposition A.I. „Kammerbei-
trag“: negative Planabweichung 
(T€ –350)

• Haushaltsposition A.II. „Übrige Erträ-
ge“: positive Planabweichung (T€ 454)

• Haushaltsposition B.I. „Personalauf-
wand“: positive Planabweichung 
(T€ 660)

• Haushaltsposition B.II. „Aufwandsent-
schädigung, Freie, Honorare“: negative 
Planabweichung (T€ –52) 

• Haushaltsposition B.III „Abschreibun-
gen auf Sachanlagen“: positive Plan-
abweichung (T€ 210)

• Haushaltsposition B.IV. „Sonstige Auf-
wendungen“: positive Planabweichung 
(T€ 439)

• Haushaltsposition F. „Neutrales Er-
gebnis“: negative Planabweichung 
(T€ –126)

• Haushaltsposition G .„Finanzergebnis“: 
positive Planabweichung (T€ 442) 

Mitgliederbestand der LÄKH (Quelle: Beitragsbuchhaltung)

Pflichtmitglieder

Freiwillige Mitglieder

Beitragsfreie Mitglieder

Gesamt

Stand 
01.01.2014

25.550

2.501

5.103

33.154

Stand 
31.12.2014

26.156

2.394

5.290

33.840

Entwicklung 
2014

606

-107

187

686
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Der Investitionshaushalt wurde im Be-
richtsjahr um insgesamt T€  314 unter-
schritten. Die tatsächlichen Investitionen 
betrugen T€ 309.

Die tatsächlichen Investitionen verhielten 
sich zu den Haushaltsansätzen wie folgt:
• Haushaltsposition I. „Immaterielle Wirt-

schaftsgüter“: positive Planabwei-
chung (T€ 91)

• Haushaltsposition III. „Betriebs- und 
Geschäftsausstattung“: positive Plan-
abweichung (T€ 223)

Die Bilanzsumme sank gegenüber dem 
Vorjahr um T€ –629. 

Folgende wesentliche Veränderungen von 
Bilanzpositionen werden festgestellt. 
Aktivseite:
• Trotz Anlagezugänge Reduzierung der 

Sachanlagen durch Abschreibungen.
• Zunahme der Forderungen und der 

sonstigen Vermögensgegenstände 
durch im Vergleich zum Vorjahr spätere 
Beitragsveranlagung bzw. Umstellung 
der Zahlart (von Bankeinzug auf Rech-
nung auf Ziel).

• Zunahme der Wertpapiere des Anlage-
vermögens bei gleichzeitiger Abnahme 
der flüssigen Mittel durch Transfer auf-
gelöster Festgelder.

Passivseite:
• Rückgang der Betriebsmittelrücklage 

durch Jahresfehlbetrag sowie Rückgang 
der zweckgebundenen Rücklagen 
durch Entnahmen.

• Reduzierung des Sonderpostens für er-
haltene Investitionszuschüsse durch 
Abschreibungen.

• Nur geringfügige Erhöhung der Rück-
stellungen wegen Entfall des Zinseffek-
tes (durch eine bereits in den Vorjahren 
vorweg genommene Anpassung des 
Rechnungszinses auf 4,0 %).

• Geringfügiger Rückgang der Verbind-
lichkeiten.

Durch den Jahresfehlbetrag des Berichts-
jahres von T€ –670 und einen anteiligen 
Verbrauch der zweckgebundenen Rückla-
ge „Deutscher Ärztetag 2015“ sowie der 
Auflösung der zweckgebundenen Rückla-
ge Broßstraße verringern sich die Rückla-
gen auf T€ 19.983. Nach dieser Zufüh-

rung und der Verrechnung mit dem Jah-
resergebnis beträgt die Betriebsmittel-
rücklage T€ 16.181. Die Haushalts- und 
Kassenordnung sieht vor, dass der regel-
mäßige Bedarf an Betriebsmitteln für 
sechs Monate gedeckt sein soll (Haus-
haltsansatz 2015: T€ 23.444, d. h. für 
sechs Monate = T€ 11.722).

Das mittel- bis langfristig gebundene An-
lagevermögen von T€ 30.262 ist durch 
langfristig verfügbare Mittel von 
T€ 42.513 (Rücklagen und langfristige 
Rückstellungen) gedeckt. Der Anlagende-
ckungsgrad beträgt 223 %. 

Treuhandvermögen, Treuhandverbind-
lichkeiten 
In der Delegiertenversammlung am 
22. November 2003 wurde die Ablösung 
der bisherigen Satzung der Fürsorgeein-
richtung durch die Satzung des Hilfsfonds 
der Landesärztekammer Hessen be-
schlossen. Die aktuelle Satzung trat zum 
1. Januar 2004 in Kraft. Der Hilfsfonds ist 
ein vom Präsidium der Landesärztekam-
mer Hessen verwaltetes Sondervermö-
gen. Das Sondervermögen der Fürsorge-
einrichtung wurde unter Berücksichti-
gung der erforderlichen Mittel in das Son-
dervermögen des Hilfsfonds überführt. 

Neben dem Hilfsfonds bestehen noch die 
Sonderfürsorgefonds Gießen, Kassel und 
Marburg, der Fonds „Ziele der hessischen 
Ärzteschaft“, der Fonds „Begegnung mit 
der ärztlichen Jugend“, der Fonds „Geria-
trische Forschung“ sowie der „Fonds der 
Akademie für ärztliche Fortbildung und 
Weiterbildung“. Insgesamt betragen die 
Treuhandvermögen T€ 630.

Personalbericht 
Die Entwicklung des Personalbestandes 
verlief insgesamt im Rahmen des im Per-
sonalhaushalt für 2014 vorgesehenen 
Umfangs. Durch die Schaffung einiger 
neuer Stellen hat sich der Gesamtperso-
nalbestand leicht erhöht. 
Von den Mitarbeiter/innen der Landes-
ärztekammer Hessen unterlagen in 2014 
weniger als 10 % der Belegschaft den Ta-
rifbedingungen für die Beschäftigten im 
Öffentlichen Dienst des Landes Hessen, 
dem ab dem 1. Januar 2010 geltenden Ta-
rifvertrag TV-H. Für den Großteil der Be-

legschaft fanden die Arbeitsvertragsbe-
dingungen des hauseigenen Regelwerkes 
der Landesärztekammer Hessen Anwen-
dung. 

2. Sonstige Angaben

Projekt Sepa
Das Projekt zur Einführung des Einheitli-
chen Euro Zahlungsverkehrs lief nahezu 
planmäßig. Durch Anfangsschwierigkei-
ten im Rahmen der Softwareeinführung 
verzögerte sich die Beitragsveranlagung 
2014 um einige Wochen. Der Rückstand 
konnte bis zum Jahresende nicht mehr 
vollständig aufgeholt werden. Aufgrund 
eines erhöhten Verwaltungsaufwands, 
den das Sepa Verfahren mit sich bringt, 
musste die Fakturierung einiger Gebüh-
renarten von Lastschrift auf Überweisung 
umgestellt werden.

Vertrauensstelle nach dem Krebsregis-
tergesetz
In § 2 des Hessischen Krebsregistergeset-
zes ist geregelt, dass die Vertrauensstelle 
bei der Landesärztekammer Hessen ein-
gerichtet ist. § 13 regelt die Kostenfrage. 
Ein Vertrag zur Durchführung des Krebs-
registergesetzes (Vertrauensstellenver-
trag) zwischen dem Land Hessen – ver-
treten durch das Hessische Sozialministe-
rium in Wiesbaden – und der Landesärzte-
kammer Hessen regelt nähere Einzelhei-
ten. Danach trägt das Land Hessen die er-
forderlichen, genehmigten und tatsäch-
lich nachgewiesenen Kosten der Vertrau-
ensstelle zur Aufrechterhaltung des Ge-
schäftsbetriebes. Sie werden in einem se-
paraten Haushalt ausgewiesen. 

Die Jahresrechnung für die Vertrauensstel-
le für die Zeit vom 1. Januar 2014 bis 31. 
Dezember 2014 wurde mit Schreiben vom 
21. April 2015 dem Hessischen Ministeri-
um für Soziales und Integration überstellt. 
Aus dieser Abrechnung geht hervor, dass 
T€ 1.254 zur Aufrechterhaltung des Ge-
schäftsbetriebes verwandt wurden. Unter 
Berücksichtigung der zu Beginn des Jahres 
zugesagten und im Laufe des Jahres in Ra-
ten gezahlten Abschlagszahlungen ergab 
sich ein Rückerstattungsbetrag in Höhe 
von T€ 398, der mit der nächsten Ab-
schlagszahlung des Jahres Hessen ver-
rechnet werden soll.

Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen
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Mit Wirkung zum 25. Oktober 2014 hat 
das Land Hessen das Hessische Krebsre-
gistergesetz durch das Gesetz zum Hessi-
schen Krebsregister und zur Änderung der 
Rechtsvorschriften vom 15. Oktober 
2014 geändert. Die bisherige Vertrauens-
stelle des epidemiologischen Krebsregis-
ters Hessen wird dadurch zukünftig we-
sentlich erweitert – sowohl hinsichtlich 
der Aufgabenstellung als auch des Ge-
schäftsumfanges und der Personalaus-
stattung – zur Vertrauensstelle des neuen 
Klinisch-epidemiologischen Krebsregis-
ters. Dafür wird die Landesärztekammer 
Hessen in den nächsten Jahren voraus-
sichtlich 20–30 zusätzliche Mitarbeiter/
innen einstellen. Einige dieser Einstellun-
gen sind inzwischen erfolgt. Dem Ausbau-
ziel entsprechende zusätzliche Büroflä-
chen wurden am bisherigen Standort be-
reits angemietet. In einem zeitgleich in 
Kraft getretenen öffentlich-rechtlichen 
Vertrag zwischen dem Land und der Lan-
desärztekammer Hessen wurde hierzu 
vereinbart, dass das Land sämtliche Kos-
ten für diese Vertrauensstelle übernimmt 
und die Landesärztekammer von den da-
mit verbundenen Risiken der Finanzie-
rung, der Beschäftigung und der Haftung 
weitgehend freistellt.

Die betriebliche Altersversorgung der Mit-
arbeiter/innen der Landesärztekammer 
Hessen basiert auf dem Durchführungsweg 
einer Direktzusage. Für die zugesagten 
Rentenleistungen bildet die Kammer Rück-
stellungen. Aufgrund der Niedrigzinsphase 
steigt die Belastung aus diesen Rückstel-
lungen in den vergangenen Jahren stetig. 
Die deswegen mit dem Personalrat geführ-
ten Verhandlungen über eine Neugestal-
tung der betrieblichen Altersversorgung 
führten im Ergebnis zu einer neuen be-
trieblichen Altersversorgung für alle Mitar-
beiter/innen, die ab dem 1. Februar 2014 
ihre Tätigkeit aufgenommen haben. In ei-
nem beitragsfinanzierten Modell wird die 
Möglichkeit einer Direktversicherung bei 
mindestens 2 % Eigenanteil des/der Ar-
beitnehmers/in mit einer voll rückgedeck-
ten Unterstützungskasse kombiniert. Ein 
Zuwachs hinsichtlich der geschilderten Be-
lastung aus Rückstellungen durch Neuzu-
sagen wird damit zukünftig vermieden. 
Sukzessive läuft das bisherige Modell der 
betrieblichen Altersversorgung aus.

III.  Liquiditäts-, Kredit- und Einnahme- 
Risiken

Liquiditätsrisiko
Aufgrund schwieriger berufspolitischer 
Entscheidungsfindungen ist eine langfris-
tige Liquiditätsplanung nur bedingt mög-
lich. Daher findet nur eine kurz- bis mittel-
fristige Liquiditätsplanung statt, die aber 
als ausreichend angesehen wird. Die Kam-
mer konnte im letzten Jahr ihren Ver-
pflichtungen jederzeit nachkommen. 

Kreditrisiko
Zum Bilanzstichtag bestanden keine lang-
fristigen Darlehensverträge. 

Ertragsrisiko
Zur Wahrnehmung der Kammeraufgaben 
werden in der Beitragsordnung gemäss 
dem Heilberufsgesetz (§§ 8 + 10) kosten-
deckende Beiträge erhoben, wodurch ein 
Ertragsrisiko nicht entstehen kann. 

Voraussichtliche haushalterische 
Entwicklung
Die in den vergangen Jahren gebildete Be-
triebsmittelrücklage weicht deutlich von 
der Soll-Rücklage laut Haushalts- und Kas-
senordnung ab. Die kommenden Haus-
haltsjahre sollen mit einem Defizit abge-
schlossen werden, um durch Verlust aus-
gleichende Entnahmen die Betriebsmittel-
rücklage abzuschmelzen. Das geplante 
Haushaltsdefizit für das Jahr 2015 beträgt 
T€ –450. Erfahrungsgemäß wird man am 
Ende des Wirtschaftsjahres ein besseres 
operatives Ergebnis verbuchen können. 
Die Strategie geplanter Haushaltsdefizite 
soll bis zum Erreichen der Sollrücklage 
fortgesetzt werden. Die Vorausschau im 
Rahmen des Haushaltsplanes 2015 weist 
für das Jahr 2016 einen geplanten Verlust 
in Höhe von T€ –1.633 aus. 

IV. Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung

Nachweis von Fortbildungspunkten
Im Rahmen der zum 30. Juni 2009 erst-
mals begonnenen und sich am 30. Juni 
2014 erstmals wiederholenden Pflicht von 
Vertragsärzten gegenüber der Kassen-
ärztlichen Vereinigung, den Erwerb von 
250 Fortbildungspunkten innerhalb des 
vergangenen 5-Jahreszeitraums nachzu-

weisen (§ 95 d SGB V), hat die Landesärz-
tekammer Hessen – bei entsprechendem 
schriftlichem Einverständnis der Ärzte – 
die in den Fortbildungspunktekonten nach 
§ 5 Abs. 1 der Fortbildungssatzung der 
Landesärztekammer Hessen zum jeweili-
gen Stichtag gespeicherten Fortbildungs-
punkte der Ärzte an die Kassenärztliche 
Vereinigung Hessen gemeldet. 
Da Ärzte, die die 250 Punkte nicht oder 
nicht fristgerecht nachweisen konnten, ei-
ne Honorarkürzung durch die Kassenärzt-
liche Vereinigung Hessen erhielten, sind 
Rechtsstreite von Ärzten gegenüber der 
Kassenärztlichen Vereinigung Hessen der-
zeit noch vor den Sozialgerichten anhän-
gig, in die die Landesärztekammer Hessen 
teilweise involviert ist. Zu Inanspruchnah-
men der LÄKH kam es bislang nicht, so 
dass sich ein solches Risiko weiterhin ver-
ringert.

EDV und Organisationsentwicklung
Trotz aller EDV-Schutzmaßnahmen und 
einer Sicherheitsarchitektur, die an die 
Empfehlungen des Bundesamtes für Si-
cherheit in der Informationstechnik 
(BSI) angelehnt sind, ist eine hundert-
prozentige Sicherheit der elektronisch 
vorgehaltenen Daten auch in der Landes-
ärztekammer Hessen nicht zu gewähr-
leisten.

Risikomanagement
Ein standardisiertes Risikofrüherken-
nungssystem für die Landesärztekammer 
Hessen wurde 2010 implementiert und 
wird seitdem laufend angepasst. Die Er-
gebnisse liegen in Form von strukturierten 
Dokumenten vor.
Das implementierte Risikofrüherken-
nungssystem berücksichtigt die wesentli-
chen Geschäftsbereiche der Kammer. In 
detaillierten Dokumenten sind unter ein-
deutiger Zuweisung von Verantwortlich-
keiten alle Kammerbereiche und –ebenen 
im Rahmen der Erstellung des jährlichen 
Haushaltsvoranschlags einbezogen. Die 
getroffenen Maßnahmen reichen zur 
Früherkennung bestandsgefährdender Ri-
siken aus und sind geeignet, ihren Zweck 
zu erfüllen. Damit sind für das Berichtsjahr 
2014 weder aus finanziellen Gesichts-
punkten noch aus anderen Geschäftspro-
zessen heraus bestandsgefährdende Risi-
ken für die LÄKH erkennbar. 
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Bücher

Qualitätsmanagement
In der Carl-Oelemann-Schule wurde ein 
Qualitätsmanagementsystem nach DIN 
ISO 9001 eingeführt und erfolgreich re-
zertifziert.

Sponsoringrichtlinie
Im Sinne von Complianceregeln hat die 
Landesärztekammer Hessen eine Sponso-
ringrichtlinie verfasst, die von der Dele-
giertenversammlung am 29. November 
2014 verabschiedet wurde.

V.  Ereignisse nach dem Bilanzstichtag

Am 1. Januar 2015 trat eine neue von der 
Delegiertenversammlung am 29. Novem-
ber 2014 beschlossene Beitragsordnung 

in Kraft. Sie beinhaltet eine Beitragserhö-
hung in Höhe von ca. 12 %.
Zum 1. Juli 2015 wird in der Ärztlichen 
Geschäftsführung im Rahmen einer Al-
tersnachfolgeregelung Herr Dr. med. Mar-
ković Herrn Dr. med. Kaiser als Ärztlichem 
Geschäftsführer für die Landesärztekam-
mer Hessen nachfolgen. Herr Dr. Kaiser 
wird als Ärztlicher Geschäftsführerberater 
der Landesärztekammer Hessen für eine 
Übergangszeit zur Verfügung stehen.

Frankfurt am Main, 24. April 2015

 Landesärztekammer Hessen 
 – Das Präsidium – 

Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung 
am 17. Juni 2015 die Bilanz, die Gewinn- 
und Verlustrechnung sowie die Prüfbe-
richte der Bansbach GmbH Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft ausführlich beraten 
und der Delegiertenversammlung die 
Feststellung des Jahresergebnisses 2014 
sowie die Entlastung des Präsidiums emp-
fohlen. 
Die Delegiertenversammlung hat am 16. 
September 2015 dem mit dem uneinge-
schränkten Prüfvermerk der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft versehenen Jahres-
abschluss 2014 zugestimmt. Dem Präsidi-
um wurde ohne Gegenstimme Entlastung 
erteilt. 
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Das nunmehr in 5. Auflage erscheinende Handbuch stellt die 
komplexe Materie des Arztstrafrechts umfassend dar und gibt 
wertvolle praktische Hinweise zur Strafverteidigung von Ärzten. 
Die Darstellung richtet sich nicht nur an Juristen, sondern auch 
an Mediziner. Zahlreiche Beispiele erleichtern das Verständnis 
der rechtlichen Probleme.
Eingehend und praxisnah werden die vielfältigen Möglichkeiten 
fahrlässigen ärztlichen Handelns dargestellt, wie zum Beispiel fahr-
lässige Tötung und fahrlässige Körperverletzung durch Behand-
lungs- und Aufklärungsfehler sowie Organisationsfehler. Ausführ-
lich behandelt werden mit der aktuellen Rechtssprechung dazu 
auch die Themen Sterbehilfe, unterlassene Hilfeleistung, ärztliche 
Schweigepflicht, Ausstellen unrichtiger Gesundheitszeugnisse, Or-
gantransplantation, Schwangerschaftsabbruch, Sterilisation, Fort-
pflanzungsmedizin, klinische Prüfung, strafbare Werbung, Abrech-
nungsbetrug. Neu in der 5. Auflage: Qualitäts- und Risk-Manage-

Klaus Ulsenheimer:  
Arztstrafrecht in der Praxis

Verlag C. F. Müller, 5. neu bearbeitete 
und erweiterte Auflage, 2015,  
925 Seiten, 84,99 Euro 
Hardcover: ISBN 978-3-8114-4610-6  
E-Book: ISBN 978-3-8114-4817-9 

ment, Industriesponsoring, Vorteilsannahme, Bestechlichkeit und 
(Vertragsarzt-)untreue sowie Ausführungen zum Patientenrech-
tegesetz und Patientenverfügung.
Besonders gelungen sind die materiellen Ausführungen zur Ver-
letzung der ärztlichen Schweigepflicht (Teil 8), zur Ausstellung 
unrichtiger Gesundheitszeugnisse, Urkundenfälschung in Kran-
kenakten (Teil 9) sowie die strafbare Verschreibung, Verabrei-
chung und Überlassung von Betäubungsmitteln (Teil 10). Her-
vorzuheben sind insbesondere die Ausführungen zu Fragen der 
Vorteilsannahme und Bestechlichkeit (Teil 13), zumal sich in al-
len vorgenannten Bereichen nur wenig tiefgreifende Literatur – 
und wenn, dann nur für Teilbereiche und nicht umfassend – in 
medizinischen Publikationen findet.
Das Buch ist in zwei Teilbereiche untergliedert: In materielles 
Arztstrafrecht und einen prozessualen Teil, der wohl mehr für Ju-
risten gedacht ist, da dessen Ausführungen Kenntnisse der Syste-
matik und Hintergründe des Strafprozessrechts voraussetzen. 
Für Nichtjuristen besonders hilfreich ist das äußerst umfangrei-
che Stichwortverzeichnis mit mehr als 50 Seiten, das anhand der 
Stichworte schnell zu den strafrechtlichen Fragestellungen und 
Problemkreisen führt. Hervorzuheben sind noch der prägnante 
und angenehme Sprachstil und die Übersichtlichkeit der Darle-
gungen, so dass das Werk durchaus auch Ärzten anempfohlen 
werden kann.

Dr. jur. Thomas K. Heinz
Rechtsanwalt, Fachanwalt für Medizinrecht




